Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

7 — 80606 — 6271/62 — 


Bonn, den 4. Januar 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Allgemeinen 
Abkommen vom 7. Dezember 1957 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Belgien über Soziale Sicherheit 

nebst Begründung, Abdruck des Abkommens, der Ersten, Zwei- 
ten und Dritten Zusatzvereinbarung, des Schlußprotokolls und 
des Zusatzprotokolls in deutscher und französischer Sprache 
sowie die Denkschrift zum Abkommen, zu den Zusatzverein- 
barungen, zum Schlußprotokoll und zum Zusatzprotokoll. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 252. Sitzung am 21. Dezember 1962 
beschlossen, gegen den Entwurf keine Einwendungen zu er- 
heben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 
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Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit nebst Schlußprotokoll, 
der Ersten, Zweiten und Dritten Zusatzvereinbarung 
und dem Zusatzprotokoll zu dem Abkommen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 7. Dezember 1957 Unterzeichne- 
ten Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit nebst Schlußprotokoll, den 
folgenden, an demselben Tage Unterzeichneten Zu- 
satzvereinbarungen: 

Erste Zusatzvereinbarung zum Allgemeinen Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7. Dezember 1957 über die Soziale 
Sicherheit der Grenzgänger, 

Zweite Zusatzvereinbarung zum Allgemeinen Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7. Dezember 1957 über die So- 
ziale Sicherheit der knappschaftlich versicherten 
Arbeitnehmer, 

Dritte Zusatzvcrcinbarung zum Allgemeinen Ab- 
kommen zw ischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien über Soziale Sicher- 
heit vom 7. Dezember 1957 über die Zahlung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens 

sowie dem in Bonn am 10. Novembei 1960 Unter- 
zeichneten Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit 
vom 7. Dezember 1957, zur Dritten Zusatzvereinba- 
rung und zum Schlußprotokoll zu dem Allgemeinen 
Abkommen vom 7. Dezember 1957 wird mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß auf die von der Verord- 
nung Nr. 3 des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehmer vom 25. September 1958 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 Seite 561/ 
58, abgedruckt im Bundesgesetzbl, 1959 II S. 473) er- 
faßten Personen das Vertragswerk nur im Rahmen 
des Artikels 6 Abs. 2 Buchstaben c und e der ge- 
nannten Verordnung anzuwenden ist. Das Abkom- 
men, das Schlußprotokoll, die Zusatzvereinbarungen 
und das Zusatzprotokoll werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Ergeben sich aus der Durchführung des Abkom- 
mens für einzelne Träger der Krankenversicherung 
außergewöhnliche Belastungen, so können diese 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden, über den 
Ausgleich entscheidet auf Antrag der Bundesver- 
band der Ortskrankenkassen; vor der Entscheidung 


sind die anderen Spitzenverbände der Krankenver- 
sicherungen zu hören. Die zur Durchführung des 
Ausgleichs erforderlichen Mittel werden durch Um- 
lage auf sämtliche Träger der Krankenversicherung 
im Verhältnis der durchschnittlichen Mitgliederzahl 
des Vorjahres einschließlich der Rentner aufge- 
bracht. 

Artikel 3 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Durchführung des Abkommens, des 
Schlußprotokolls zu dem Abkommen und der Zu- 
satzvereinbarungen 

a) Träger der Sozialversicherung oder Verbände 
solcher Träger als Verbindungsstellen bestim- 
men, ihre Aufgaben abgrenzen und die Auf- 
sicht regeln, 

b) den Personen, auf die das Abkommen und die 
Zusatzvereinbarungen anzuwenden sind, die 
Vorlage von Formblättern, ärztlichen Beschei- 
nigungen und anderen Schriftstücken sowie 
die Einhaltung von Fristen und die Beachtung 
von Meldevorschriften auferlegen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1959 in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen 

das Allgemeine Abkommen nach seinem Ar- 
tikel 57 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 2 
des Zusatzprotokolls, 

das Schlußprotokoll nach seinem Artikel 8 
Abs. 2, 

die Erste Zusatzvereinbarung nach ihrem Ar- 
tikel 15 Abs. 2, 

die Zweite Zusatzvereinbarung nach ihrem 
Artikel 11 Abs. 2, 

die Dritte Zusatzvereinbarung nach ihrem Ar- 
tikel 9 Abs. 2 und 

das Zusatzprotokoll nach seinem Artikel 8 
Abs. 2 

in Kraft treten, sind im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen, das Schlußprotokoll, die Zusatzver- 
einbarungen und das Zusatzprotokoll bedürfen nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zu- 
stimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundesge- 
setzes, da sie sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung bezieht sich nicht auf die Teile der 
Vereinbarungen, in denen eine Materie geregelt ist, 
für die die Rechtssetzungsbefugnis den Organen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) über- 
tragen wurde und von dieser in Anspruch genom- 
men worden ist; die gemäß Artikel 7 der Verord- 
nung Nr. 3 des Rates der EWG bei den Mitglieds- 
staaten verbliebenen Kompetenzen sind nicht be- 
rührt. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ver- 
waltungsverfahren geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung gibt die Möglichkeit, außergewöhn- 
liche Belastungen auszugleichen, die durch das Ab- 
kommen entstehen können. Die Entscheidung des 
Bundesverbandes der Ortskrankenkassen unterliegt 
gegebenenfalls der Nachprüfung durch die Gerichte 
der Sozialgerichtsbarkeit. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung ermächtigt den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, mit Zustimmung des 
Bundesrates die notwendigen Rechtsverordnungen 
zur Durchführung des Abkommens, des Schlußpro- 
tokolls und der Zusatzvereinbarungen zu erlassen. 

Zu Artikel 4 

Das Abkommen, das Schlußprotokoll, die Zusatz- 
vereinbarungen und das Zusatzprotokoll sowie die 
nach Artikel 3 dieses Gesetzes zu erlassenden 
Rechtsverordnungen sollen auch für das Land Ber- 
lin gelten; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel, 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 sind die Zeitpunkte, in denen das 
Abkommen, das Schlußprotokoll, die Zusatzverein- 
barungen und das Zusatzprotokoll in Kraft treten, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Allgemeines Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit 

Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique Föderale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die gegenseitigen 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten auf dem Ge- 
biete der Sozialen Sicherheit zu regeln, 

SIND UBEREINGEKOMMEN, ein Abkommen zu schlie- 
ßen, und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Seine Majestät der König der Belgier 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royauine de Belgique, 

Leon Eli T r o c 1 e t , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Bundesrepublik" 

die Bundesrepublik Deutschland, 

„Belgien" 

das Königreich Belgien; 

2. „Gebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Belgien das Gebiet des Mutterlandes; 

3. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik einen Deutschen 
im Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE D’ALLEMAGNE 
et 

SA MAJESTE LE ROI DES BELGES, 

AN1MES DU DESIR de regier Ies relations reciproqucs 
entre les deux Parties dans le domaine de la Securite 
sociale, 

ONT RESOLU de conclure une Convention et, ä cet 
elfet, ont designe comrne leurs Plenipotentiaires: 

Le President de la Republique Föderale d’Allemagne 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 

Leon Eli T r o c 1 e t , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

lesquels, apres avoir echangö leurs pouvoirs reconnus 
en bonne et due forme, sont convenus des dispositions 
suivantes: 

Titre I er 

Dispositions Generales 

Article 1 

Pour l application de la presente Convention, le terme: 

1. «Republique föderale» 

designe la Republique föderale d’Allemagne; 

« Belgique » 

designe le Royaume de Belgique; 

2. « territoire » designe, 

en ce qui concerne la Republique föderale, le champ 
d'application de la Loi Fondamentale de la Repu- 
blique föderale; 

en ce qui concerne la Belgique, le territoire metro* 
politain; 

3. « ressortissant » designe, 

en ce qui concerne la Republique föderale, un Al 
Jemand au sens de la loi fondamentale de la Repu- 
blique föderale d'Allemagne; 
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in bezug auf Belgien einen belgischen Staatsangehö- 
rigen und einen Eingeborenen von Ruanda-Urundi; 


4. „Rechtsvorschriften" 

die in Artikel 2 bezeichneten Rechtsvorschriften, die 
in dem Gebiet oder in einem Teil des Gebietes 
eines Vertragsstaates in Kraft sind; 


5. „Zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung, 
in bezug auf Belgien den Minister, zu dessen Auf- 
gabenbereich die Soziale Sicherheit gehört; 

6. „Träger" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Einrichtung 
oder die Behörde, die mit der Durchführung der 
in Artikel 2 bezeichneten Rechtsvorschriften oder 
eines Teiles davon betraut ist, 

in bezug auf Belgien die mit der Durchführung der 
in Artikel 2 bezeichneten Rechtsvorschriften be- 
trauten Behörden, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und privaten Einrichtungen; 

7. „Deutscher Träger" 

einen Träger, der im Gebiet der Bundesrepublik 
seinen Sitz hat; als solcher gilt auch die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte in Berlin- Wil- 
mersdorf, 

„Belgischer Träger" 

einen Träger, der in Belgien seinen Sitz hat; 

8. „Versicherter", „gegen Entgelt beschäftigter Arbeit- 
nehmer", „Gleichgestellter", „ Leistungsempfänger", 
„Berechtigter", „Angehöriger" und „Familienange- 
höriger" 

die als solche von den anzuwendenden Rcchts- 
vorschriften bezeichneten Personen; 

9. „Beschäftigung" 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der 
anzuwendenden Rechtsvorschriften; 

10. „Beitragszeit" 

eine Zeit, für die Beiträge nach den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaates entrichtet worden 
sind oder als entrichtet gelten; 

11. „Gleichgestellte Zeit" 

in bezug auf die Bundesrepublik folgende Zeiten, 
die den Beitragszeiten gleichgestellt sind: 

a) für die Erfüllung der Wartezeit und für die Be- 
rechnung der Leistungen die „Ersatzzeiten", 

b) für die Berechnung der Leistungen die „Ausfall- 
zeiten", 

c) für die Berechnung der Invaliditätsrente die 
„Zurechnungszeit", 

in bezug auf Belgien eine Zeit, die nach den anzu- 
wendenden belgischen Rechtsvorschriften als den 
Beitragszciten gleichwertig anerkannt ist; 

12. „Leistung" und „Rente" 

eine Leistung oder Rente einschließlich aller Zu- 
schläge und Zuschüsse; 


en ce qui concerne la Belgique, une personne de 
nationalite beige, ainsi qu'un autochtone du Ruan- 
da-Urundi; 

4. « legislation » designe, 

suivant le contexte, les lois et reglcments enume- 
res a I'article 2 ci-dessous et en vigueur sur le 
territoire ou dans une partie quelconque du terri- 
toire de l une ou de l'autre des Parties contractan- 
tes; 

5. « autorite competente » designe, 

en ce qui concerne la Republique föderale, le 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung; 

en ce qui concerne la Belgique, le Ministre qui a 
la securite sociale dans ses attributions; 

6. « organisme » designe, 

en ce qui concerne la Republique föderale, l'orga- 
nisme ou l'autorite Charge de l'execution des legis- 
lations designees ä I’article 2 ou une partie de 
cclles-ci; 

en ce qui concerne la Belgique, les organismes pu- 
blics, les organismes d'intöret public, les organis- 
mes prives charges de l'execuMon des legislations 
enumerees a I’article 2; 

7. «organisme allemand» designe, 

un organisme ayant son siege sur le territoire de la 
Republique föderale,- est egalement considere com- 
me tel la « Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte» ä Berlin-Wilmersdorf; 

«organisme beige» designe, 

un organisme ayant son siege en Belgique, - 

8. «assure», « travailleur salarie», « travailleur assi- 
mile a un salarie», « beneficiaire », « titulaire », 
«ayant droit» et « membre de la fainille » dösiqnent, 

les personnes definies commc tolles par la lcgisla- 
tion dont il est fait application-, 

9. « occupation » designe, 

une occupation ou une activite au sens des legisla- 
tions applicables; 

10. «periode de cotisation » designe, 

suivant le contexte, une periode pour laquelle des 
cotisations ont ete versees ou sont considerees 
comme etant versees selon la legislation d'une 
Partie contractante; 

11. «periode assimilee » designe, 

pour la Republique föderale, les periodes suivantes 
qui sont assimilees aux periodes de cotisation: 

a) pour Laccomplissement du stage et le calcul des 
prestations, les « Ersatzzeiten », 

b) pour le calcul des prestations, les «Ausfall- 
zeiten », 

c) pour le calcul de la pension d’invalidilö, la 
« Zurechnungszeit », et 

pour la Belgique, une periode consideree comme 
equivalente ä une periode de cotisation par la le- 
gislation beige dont il est fait application; 

12. « prestation », «pension» ou « rente » designe 

une prestation ou pension, y compris tous les 
Supplements et subventions; 
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13. „Invaliditätsrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Rente, die 
nach den deutschen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherungen wegen Berufsunfähigkeit 
oder wegen Erwerbsunfähigkeit eines Versicherten 
gewährt wird, einschließlich der Bergmannsrente 
wegen verminderter bergmännischer Berufsfähig- 
keit, 

in bezug auf Belgien die Invaliditätsrente oder In- 
validitätsentschädigung im Sinne der anzuwenden- 
den belgischen Rechtsvorschriften; 

14. „Altersrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik das Ruhegeld ein- 
schließlich der Bergmannsrente, die nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften über die Rentenversiche- 
rungen nach Vollendung eines bestimmten Lebens- 
alters eines Versicherten gewährt werden, 
in bezug auf Belgien die Altersrente oder das Ruhe- 
geld im Sinne der anzuwendenden belgischen 
Rechtsvorschriften; 

15. „Hinterbliebenenrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Witwen-, 
Witwer- und Waisenrente sowie die Rente an eine 
frühere Ehefrau oder an einen früheren Ehemann, 
die nach den deutschen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherungen gewährt wird, 
in bezug auf Belgien die den Hinterbliebenen des 
Versicherten zu gewährenden Witwen-, Witwer- 
und Waisenrenten im Sinne der anzuwendenden 
belgischen Rechtsvorschriften; 

16. „ Arbeitsunfall" 

jedes Ereignis, das als solches im Sinne der anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften angesehen wird; 

17. „Schiff" 

in bezug auf die Bundesrepublik ein Seefahrzeug, 
das nach Maßgabe der Rechtsvorschriften der Bun- 
desrepublik die Bundesflagge führt, 

in bezug auf Belgien jedes in Belgien eingetragene 
Schiff sowie jedes zu gewinnbringenden Zwecken 
für die Seeschiffahrt armierte und unter belgischer 
Flagge fahrende Handelsschiff und Fischereifahr- 
zeug; 

18. „Luftfahrzeug" 

in bezug auf die Bundesrepublik ein Luftfahrzeug, 
das in das Verzeichnis der deutschen Luftfahrzeuge 
(Luftfahrzeugrolle) eingetragen ist, 
in bezug auf Belgien ein Luftfahrzeug, das in Bel- 
gien eingetragen ist. 


Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich auf die Rechtsvor- 
schriften 

1. in der Bundesrepublik über 

a) die Krankenversicherung (Versicherung für 
den Fall der Krankheit, der Mutterschaft und 
des Todes — Sterbegeld), 

b) die Unfallversicherung (Versicherung gegen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten), 


13. «pension d'invalidite» designe 

en ce qui concerne la Republique federale, la pen- 
sion accordee en raison d'une incapacite profession- 
nelle ou en raison d’une incapacite de gain de l'as- 
sure, selon la legislation de la Republique federale 
relative aux assurances-pension y compris la pen- 
sion pour reduction partielle de la capacite profes- 
sionnelle en tant qu'ouvrier mineur-, 
en ce qui concerne la Belgique, la pension d'in- 
validite ou l’indemnite d'invalidite teile qu’elle est 
defini par la legislation beige dont il est fait appli- 
cation; 

14. «pension de vieillesse» designe, 

en ce qui concerne la Republique federale, la pen- 
sion de retraite y compris la pension des ouvriers 
mineurs, accordee selon la legislation de la Repu- 
blique federale relative aux assurances-pension ä 
un assure qui a atteint un äge determine; 
en ce qui concerne la Belgique, la pension de vieil- 
lesse ou de retraite, teile quelle est definie par la 
legislation beige dont il est fait application; 

15. «pension de veuve» (veuf) et «pension d’orphelin» 
designent, 

pour la Republique federale, la pension de veuve 
(veuf) et d'orphelin, ainsi que la pension ä une an- 
cienne epouse ou ä un ancien epoux, allouees con- 
formement ä la legislation allemande relative ä 
l’assurance-pension, et 

pour la Belgique, la pension aux veuves (veufs) 
ou orphelins accordee aux survivants d'un assure, 
selon la legislation beige dont il est fait appli- 
cation ; 

16. « accident du travail» designe, 

tout evenement considere comme tel au sens de la 
legislation dont il est fait application; 

17. « bateau » designe, 

en ce qui concerne la Republique federale, un bäti- 
ment de mer qui, conformement ä la legislation de 
la Republique federale, navigue sous le pavillon 
federale, 

en ce qui concerne la Belgique, tout bateau imma- 
tricule en Belgique et tout navire de commerce ou 
de peche arme sous pavillon beige en vue d'une 
expedition maritime ä but lucratif; 

18. « aeronef » designe, 

en ce qui concerne la Republique federale, un 
aeronef immatricule dans le registre des aeronefs 
allemands (Luftfahrzeugrolle), 

en ce qui concerne la Belgique, un aeronef imma- 
tricule en Belgique. 


Art icle 2 

(1) Les legislations auxquelles s applique la presente 
Convention sont: 

1. dans la Republique federale d Allemagne 

a) la legislation relative ä Fassurance-malaclie 
(assurances maladie, maternite et deces — 
indemnite funeraire); 

b) la legislation relative ä l’assurance-accidents 
(assurance contre les accidents du travail et 
les maladies professionnelles) ; 
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c) die Rentenversicherung der Arbeiter, die Ren- 
tenversicherung der Angestellten, die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung und die im 
Saarland bestehende hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung (Versicherungen für den 
Fall der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbs- 
unfähigkeit, des Alters und des Todes — Ren- 
ten), 

d) das Kindergeld an Arbeitnehmer und das im 
Saarland an Arbeitnehmer zu gewährende 
Frauen- oder Unterhaltsgeld; 


2. in Belgien über 

a) die Versicherung der Arbeiter, der Angestell- 
ten, der Bergleute und ihnen Gleichgestellten 
sowie der Seeleute der Handelsmarine für 
den Fall der Krankheit und der Invalidität, 

b) die Versicherung der Arbeiter, der Angestell- 
ten, der Bergleute und ihnen Gleichgestellten 
sowie der Seeleute der Handelsmarine für 
den Fall des Alters und des vorzeitigen 
Todes einschließlich der zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenrenten, 

c) die Entschädigung von Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten einschließlich der Rechts- 
vorschriften für Seeleute und einschließlich 
der Bestimmungen über die Erhöhung der 
Entschädigungsleistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten, 

d) die Entschädigung von Arbeitsunfällen, die 
durch ein Kriegsereignis verursacht worden 
sind, 

e) die Familienbeihilfen an Arbeitnehmer. 

(2) Soweit nicht die Absätze 3 und 4 etwas anderes 
bestimmen, bezieht sich das Abkommen auch auf alle 
Rechtsvorschriften, welche die in Absatz 1 bezeichneten 
Rechtsvorschriften zusammenfassen, ändern oder ergän- 
zen. 

(3) Das Abkommen bezieht sich auch 

a) auf Rechtsvorschriften über einen neuen Zweig 
der Sozialen Sicherheit, wenn die beiden Ver- 
tragsstaaten dies vereinbaren, 

b) auf Rechtsvorschriften, die das bestehende Recht 
auf neue Personengruppen ausdehnen, sofern 
nicht hiergegen von der Regierung eines Ver- 
tragsstaates innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang der in Artikel 46 Abs. 3 Buchstabe b 
vorgesehenen Mitteilung bei der Regierung des 
anderen Staates Einwendungen erhoben werden. 

(4) Dieses Abkommen findet auf Änderungen der in 
Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften, die sich aus 
zwischenstaatlichen Abkommen über Soziale Sicherheit 
ergeben, nur Anwendung, wenn die beiden Vertrags- 
staaten dies vereinbaren. 


Artikel 3 

(1) Dieses Abkommen gilt nur für 

a) Staatsangehörige der Vertragsstaaten, und zwar 
auch dann, wenn sie als Hinterbliebene ihr 
Recht von einer Person ableiten, die nicht Staats- 
angehöriger eines Vertragsstaates war, 


c) les legislations relatives ä l’assurance-pension 
des ouvriers, ä l'assurance-pension des em- 
ployes, ä l'assurance-pension des mineurs et 
ä rassurance-incapacite professionnelle dans 
la siderurgie de la Sarre (Hüttenknappschaft- 
liche Pensionsversicherung) (assurance contre 
l'incapacite de gain ou l’incapacite profes- 
sionnelle, la vieillesse et le deces-pension) ; 

d) la legislation relative aux allocations familia- 
les (Kindergeld) aux travailleurs salaries et 
aux allocations pour l'epouse ou aux alloca- 
tions d'entretien accordees aux travailleurs 
salaries en Sarre; 

2. en Belgique 

a) les legislations relatives ä l'assurance mala- 
die-invalidite des ouvriers, des employes, des 
ouvriers mineurs et assimiles et des marins 
de la marine marchande; 

b) les legislations relatives ä l'assurance en vue 
de la vieillesse et du deces premature des 
ouvriers, des employes, des ouvriers mineurs 
et assimiles, ainsi que des marins de la ma- 
rine marchande, y compris les pensions com- 
plementaires de vieillesse et de survivants; 

c) les legislations relatives ä la reparation des 
dommages resultant des accidents du travail 
et des maladies professionnelles, y compris 
la legislation applicable aux gens de mer et 
les dispositions majorant les indemnites de 
reparation des accidents du travail et des 
maladies professionnelles; 

d) la legislation relative ä la reparation des 
dommages resultant des accidents du travail 
dans les causes desquels est intervenu un fait 
de guerre; 

e) la legislation relative aux allocations familia- 
les pour travailleurs salaries; 

(2) Sous reserve des dispositions des paragraphes 3 et 
4 ci-dessous, la Convention s'applique egalement ä tous 
les lois et reglements qui codifient, modifient ou com- 
pletent les legislations enumerees au paragraphe 1 du 
present article. 

(3) La Convention s’applique egalement: 

a) aux lois ou reglements couvrant une branche 
nouvelle de la securite sociale, si un accord ä 
cette fin est intervenu entre les deux Parties 
contractantes; 

b) aux lois ou reglements qui etendent les regimes 
existants ä de nouvelles categories de person- 
nes, ä moins d'opposition notifiee par le Gou- 
vernement d’une Partie contractante au Gouver- 
nement de Fautre Partie, dans les trois mois 
prevus au paragraphe 3 alinea b, de Farticle 46. 

(4) La presente Convention ne s'applique aux modifi- 
cations apportees aux legislations visees au paragraphe 1 
ci-dessus par des Conventions internationales de securite 
sociale, que si les deux Parties contractantes en decident 
ainsi. 


Article 3 

(1) La presente Convention s'applique: 

a) aux ressortissants des deux Parties contractan- 
tes, y compris les survivants dont le droit 
derive d’une personne qui n'avait pas la natio- 
nale d'un Etat contractant; 
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b) Hinterbliebene, die nicht Staatsangehörige eines 
Vertragsstaates sind, soweit sie ihr Recht von 
einem Staatsangehörigen eines Vertragsstaates 
ableiten, 

soweit nicht die Artikel 5, 6 und 7 etwas anderes be- 
stimmen. 

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe a genannten Staatsange- 
hörigen eines Vertragsstaates und ihre in Absatz 1 Buch- 
stabe b genannten Hinterbliebenen sind in ihren Rechten 
und Pflichten aus den Rechtsvorschriften des anderen 
Staates dessen Staatsangehörigen gleichgestellt, soweit 
nicht dieses Abkommen etwas anderes bestimmt. 


Artikel 4 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaa- 
tes die Entstehung von Ansprüchen oder die Gewährung 
von Leistungen oder Leistungsteilen vom Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt abhängig, so finden diese 
Rechtsvorschriften auf Personen, die im Gebiet des an- 
deren Staates ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt haben, keine Anwendung, soweit nicht in diesem 
Abkommen etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Absatz 1 gilt in bezug auf die Familienbeihilfen nur 

a) für die besonderen Familienbeihilfen, die nach 
den belgischen Rechtsvorschriften für Kinder von 
Rentenberechtigten und beim Tod des Ernährers 
der Familie zu gewähren sind, 

b) für das Kindergeld, das nach den deutschen 
Rechtsvorschriften für Kinder der Empfänger 
von Renten aus den in Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b und c genannten Versicherungen 
zu gewähren ist. 

(3) Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaa- 
tes über die Entschädigung von Arbeitsunfällen und Be- 
rufskrankheiten die Gewährung von Leistungen an 
Staatsangehörige dieses Staates, die sich im Ausland 
befinden, davon abhängig, daß der Berechtigte dem lei- 
stungspflichtigen Träger seinen Aufenthaltsort mitteilt 
oder sich auf Verlangen dieses Trägers von Zeit zu Zeit 
bei einem von diesem zu bezeichnenden Träger vorstellt, 
so gelten diese Bestimmungen auch für Personen, die im 
Gebiet des anderen Staates wohnen. 

Artikel 5 

(1) Soweit nicht in den Artikeln 6 bis 8 etwas anderes 
bestimmt ist, unterliegen Personen, die im Gebiet eines 
Vertragsstaates beschäftigt sind sowie deren Arbeitgeber 
den Rechtsvorschriften dieses Staates; dies gilt auch 
dann, wenn der Arbeitgeber sich im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates befindet oder dort seinen Sitz hat. 

(2) Dieser Artikel gilt ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit der betreffenden Personen. 

Artikel 6 

(1) Wird eine Person, die ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Gebiet eines Vertragsstaates hat und bei einem 
Arbeitgeber beschäftigt ist, der dort einen Betriebssitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, im Laufe ihrer 
Beschäftigung zur Arbeitsleistung in das Gebiet des an- 
deren Staates entsandt, so finden die Rechtsvorschriften 
des ersten Staates für die Dauer von zwei Jahren, begin- 
nend mit dem Tag der Ankunft im Gebiet des zweiten 
Staates, auf sie und ihren Arbeitgeber Anwendung, als 
ob diese Person im Gebiet des ersten Staates beschäftigt 
wäre. Wird ihre Beschäftigung im Gebiet des zweiten 
Staates über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt, so fin- 


b) aux survivants qui n'ont pas la nationalite d un 
Etat contractant pour autant que leur droit 
derive d'un ressortissant d'un Etat contractant, 

sous reserve des articles 5, 6 et 7. 

(2) Les ressortissants de l’une des Parties contractantes 
vises au par. 1 a, et leurs survivants vises au par. 1 b, 
sont admis au benefice et soumis aux obligations de la 
legislation de l'autre Partie contractante, dans les memes 
conditions que les ressortissants de cette Partie, pour 
autant que la presente Convention ne contienne pas de 
dispositions derogatoires. 

Article 4 

(1) Si la legislation de l'une des Parties contractantes 
subordonne le droit a certaines prestations ou ä certains 
elements de prestations, ou subordonne leur octroi a des 
conditions de domicile ou de residence, celles-ci ne sont 
pas opposables aux personnes qui ont leur domicile ou 
leur residence sur le territoire de l'autre Partie, ä moins 
que la presente Convention n’en dispose autrement. 

(2) Toutefois, en ce qui concerne les allocations, le 
paragraphe 1 ne s’applique qu'aux allocations suivantes: 

a) conformement a la legislation beige, les alloca- 
tions speciales pour les enfants des beneficiaires 
de rente ou de pension et en cas de deces du 
soutien de famille; 

b) les allocations d’enfants qui conformement ä la 
legislation allemande, sont accordees pour les 
enfants des beneficiaires de rente ou pension en 
vertu des legislations enumerees aux b et - de 
l’alinea 1 de l'article 2. 

(3) Si la legislation de l'une des Parties contractantes 
relative aux accidents du travail (inaladies professionnel- 
les) subordanne l’octroi des prestations ä des ressen tis- 
sants de cette Partie qui se trouvent ä l’etranger ä la 
condition que le beneficiaire notifie son lieu de sejour a 
l’organisme debiteur ou que, a la demande de cet orga- 
nisme, il se presente ä des dates determinees ä un or- 
ganisme qu'il a designe, ces dispositions s’appliquent 
egalement aux personnes qui resident sur le territoire de 
l'autre Partie. 

Article 5 

(1) Pour autant que les articles 6 ä 8 n'en disposent 
autrement, les personnes oeenpees sur le territoire de 
l’une des Parties contractantes sont, ainsi que leur em- 
ployeur, soumis ä la legislation de cette Partie; ceci 
s'applique egalement lorsque le siege de l’entreprise, ou 
l'employeur, est etabli sur le territoire de l'autre Partie 
contractante. 

(2) Les dispositions du present article sont d’applica- 
tion, quelle que soit la nationalite des Interesses. 

Article 6 

(1) Si unc personne qui a sa residence sur le territoire 
de l’une des Parties et qui est au scrvice d'un employeur 
y ayant un etablissemcnt ou y residant, est detachee sur 
le territoire de l'autre Partie pour y exercer une occupa- 
tion, la legislation de la premiere Partie lui est appli- 
cable ainsi qu'ä son employeur, pendant unc periode de 
deux annees ä partir de la date d'cntree sur le territoire 
de la seconde Partie, comine si eile etait occupee sur le 
territoire de la premiere Partie. Si cette occupation sur 
le territoire de la seconde Partie se prolonge au delä de 
cette periode, la legislation de la premiere Partie con- 
tinue a etre appliquee, ä la condition que l’employeur en 
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den die Rechtsvorschriften des ersten Staates weiter An- 
wendung, sofern der Arbeitgeber dies für einen bestimm- 
ten Zeitraum, spätestens vier Wochen vor Ablauf der 
zwei Jahre beantragt hat und die zuständige Behörde 
des zweiten Staates oder die von ihr bestimmte Stelle 
im Benehmen mit der zuständigen Behörde des ersten 
Staates oder der von ihr bestimmten Stelle zustimmt, 
überschreitet die Beschäftigung im Gebiet des zweiten 
Staates den von der zuständigen Behörde dieses Staates 
oder der von ihr bestimmten Stelle genehmigten Zeit- 
raum, so finden mit Ablauf dieses Zeitraumes die Rechts- 
vorschriften des zweiten Staates Anwendung. 

(2) Für die Anwendung der deutschen Rechtsvorschrif- 
ten gilt Absatz I entsprechend, wenn eine Person, die im 
Gebiet der Bundesrepublik selbständig erwerbstätig ist, 
in Ausübung dieses Erwerbs in Belgien tätig wird. 


(3) Wird ein Betrieb durch die Grenze der Vertrags- 
staaten getrennt, so finden auf die in diesem Betrieb be- 
schäftigten Personen die Rechtsvorschriften des Staates 
Anwendung, in dem der Betrieb seinen Sitz hat. 

(4) Personen, die von einem Eisenbahn- oder Straßen- 
transportunternehmen, das seinen Sitz im Gebiet eines 
Vertragsstaates hat, bald auf dem Gebiet des einen, bald 
auf dem Gebiet des anderen Staates beschäftigt werden, 
unterliegen den Rechtsvorschriften des Staates, in dem 
das Unternehmen seinen Sitz hat. 

(5) Die Mitglieder des fliegenden Personals eines Luft- 
fahrtunternehmens, das seinen Sitz im Gebiet eines Ver- 
tragsstaates hat, unterliegen den Rechtsvorschriften die- 
ses Staates. 

(6) Dieser Artikel gilt ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit der betreffenden Personen. 

Artikel 7 

(1) Die Besatzung eines Schiffes eines Vertragsstaates 
unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates. Perso- 
nen, die in einem Hafen eines Vertragsstaates mit dem 
Laden, Löschen oder der Ausbesserung eines Schiffes des 
anderen Staates oder mit der Beaufsichtigung solcher 
Arbeiten beschäftigt werden, unterliegen den Rechtsvor- 
schriften des Staates, zu dessen Gebiet der Hafen gehört. 

(2) Erhält eine Person, die ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Gebiet eines Vertragsstaates hat und vorüber- 
gehend an Bord eines Schiffes des anderen Staates be- 
schäftigt ist, ihr Entgelt für diese Beschäftigung von einer 
Person oder einem Unternehmen, die ihren Betriebssitz 
im Gebiet des ersten Staates haben und nicht Eigentümer 
des Schiffes sind, so finden auf diese Personen die 
Rechtsvorschriften des ersten Staates Anwendung, als ob 
das Schiff ein Schiff dieses Staates wäre. Die Person oder 
das Unternehmen, die das Entgelt zahlen, gilt als Arbeit- 
geber im Sinne dieser Rechtsvorschriften. 

(3) Dieser Artikel gilt ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit der betreffenden Personen. 

Artikel 8 

(1) Dieses Abkommen findet keine Anwendung auf 
Angehörige des Llöheren Auswärtigen Dienstes. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 gilt folgendes: 

1. Wird ein deutscher Staatsangehöriger im Dienst 
der Bundesrepublik in Belgien beschäftigt, und 
hat er sich dort nicht dauernd niedergelassen, so 
finden die deutschen Rechtsvorschriften auf ihn 
Anwendung. 


ait fait la demande pour une periode determinee, au plus 
tard 4 semaines avant l’cxpiration des deux annees et 
que l'autoritö competente de la seconde Partie, ou Lor- 
ganisme designe par eile, ait donne son accord apres 
consultation de l'autorite competente de la premiere 
Partie, ou de Lorganisme designe par eile. Si cette occu- 
pation sur le territoire de la seconde Partie se prolonge 
au dela de la periode pour laquelle l'autorite competente 
de cette Partie, ou Lorganisme designe par eile, a donne 
son accord, la legislation de la seconde Partie s’applique 
apres l’expiration de ladite periode. 

(2) Pour l'application de la legislation de la Republi- 
que föderale, les dispositions du paragraphe 1 s'appli- 
quent, par analogie, ä une personne qui, exergant une 
activite independante sur le territoire de la Republique 
föderale, est occupee en Belgique dans le cadre de cette 
activite. 

(3) Lorsqu'une entreprise est traversöe par la frontiere 
des deux Parties contractantes, les personnes occupees 
par cette entreprise sont soumises uniquement ä la legis- 
lation de la Partie sur le territoire de laquelle l’entre- 
prise a son siege. 

(4) Si les personnes au Service d une entreprise de 
transport ferroviaire ou routier ayant son siege sur le 
territoire d’une Partie contractante, sont occupees tantöt 
sur le territoire de l'une des Parties, tantöt sur le terri- 
toire de l’autre, dies sont soumises ä la legislation de la 
Partie oü l’entreprise a son siege. 

(5) Le personnel de bord d'une entreprise de transport 
aerien ayant son siege sur le territoire d’une Partie con- 
tractante est soumis ä la legislation de cette Partie. 

(6) Les dispositions du present article sont d’applica- 
tion, quelle que soit la nationalite des interessös. 

Article 7 

(1) L'öquipage d un bateau d’une Partie contractante 
est soumis ä la legislation de cette Partie. Toutefois, les 
personnes occupees dans un port d'une Partie contrac- 
tante ä des travaux de chargement, de dechargement ou 
de reparation d'un bateau de l’autre Partie contractante, 
ou ä la surveillance de pareils travaux, sont soumises ä 
la legislation de la Partie ä laquelle le port appartient. 

(2) Si une personne, qui a sa residence sur le territoire 
d'une Partie contractante et est occupee temporairement 
ä bord d'un bateau de l'autre Partie, est remuneree a ce 
titre par une personne ou une entreprise, qui n'est pas 
proprietaire du bateau, mais qui a son siege sur le terri- 
toire de la premiere Partie, eile est soumise ä la legisla- 
tion de cette premiere Partie, connne s'il sagissait d’un 
bateau de cette premiere Partie. La personne ou l'entre- 
prise qui paie la remunöration est consideröe comme 
l'employeur pour l'application de ladite legislation, 

(3) Les dispositions du present article sont d'applica- 
tion, quelle que soit la nationalite des interessös. 

Article 8 

(1) La presente Convention n’est pas applicable aux 
agents diplomatiques et consulaires de carriere. 

(2) Sous reserve des dispositions du paragraphe 1, les 
dispositions suivantes sont applicables: 

1. le ressortissant allemand qui, etant au Service de 
la Republique föderale, est occupe sur le terri- 
toire de la Belgique et ne s’est pas etabli defini- 
tivement sur ce territoire, est soumis ä la legis- 
lation de la Republique föderale; 
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2. Wird ein belgischer Staatsangehöriger im Dienst 
des Königreichs Belgien im Gebiet der Bundes- 
republik beschäftigt, und hat er sich dort nicht 
dauernd niedergelassen, so finden die belgischen 
Rechtsvorschriften auf ihn Anwendung. 

3. Wird ein Angehöriger des einen Vertragsstaates 
im Gebiet des anderen Staates von einem An- 
gehörigen einer diplomatischen oder konsula- 
rischen Vertretung des ersten Staates in persön- 
lichen Diensten beschäftigt, so kann er innerhalb 
von drei Monaten nach Beginn der Beschäftigung 
oder nach dem Inkrafttreten des Abkommens, je 
nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt, wählen, 
ob die Rechtsvorschriften des ersten Staates oder 
diejenigen des zweiten Staates auf ihn anzu- 
wenden sind. Das Wahlrecht kann am Ende jedes 
Kalenderjahres neu ausgeübt werden. 

4. Wird ein Angehöriger eines Vertragsstaates, auf 
den die Nummern 1 und 2 keine Anwendung fin- 
den, oder der von dem Wahlrecht nach Num- 
mer 3 keinen Gebrauch gemacht hat, von einer 
diplomatischen oder konsularischen Vertretung 
eines Vertragsstaates im Gebiet des anderen 
Staates beschäftigt oder von einem Angehöri- 
gen einer diplomatischen oder konsularischen 
Vertretung des ersten Staates im Gebiet des 
zweiten Staates in persönlichen Diensten be- 
schäftigt, so finden auf ihn die Rechtsvorschrif- 
ten des Staates Anwendung, in dessen Gebiet er 
beschäftigt ist. 

5. Finden auf einen deutschen Staatsangehörigen, 
der in Belgien beschäftigt ist, nach Nummer 1 
oder 3 die deutschen Rechtsvorschriften Anwen- 
dung, so sind sie mit Ausnahme der in Artikel 2 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c genannten Rechtsvor- 
schriften so anzuwenden, als ob die betreffende 
Person im Gebiet und an dem Ort beschäftigt 
wäre, an dem die Regierung der Bundesrepublik 
ihren Sitz hat. 

6. Die Nummern 3 und 4 gelten nicht für einen 
Angehörigen eines Vertragsstaates, der von 
einem Wahlkonsul beschäftigt wird. 

(3) Bedienstete der öffentlichen Verwaltung, die von 
einem Vertragsstaat in das Gebiet des anderen Staates 
entsandt werden, unterliegen den Rechtsvorschriften des 
ersten Staates. 

Artikel 9 

Die zuständigen Behörden der beiden Vertragsstaaten 
können im gegenseitigen Einvernehmen für einzelne Fälle 
oder Gruppen von Fällen zulassen, daß von den Arti- 
keln 5 bis 8 abgewichen wird. 

Artikel 10 

(1) Personen, die sich im Gebiet eines Vertragsstaates 
gewöhnlich aufhalten und aus einer Pflichtversicherung 
des anderen Staates ausscheiden oder ausgeschieden 
sind, können sich in dem ersten Staat unter den gleichen 
Bedingungen freiwillig weiterversichern wie die Per- 
sonen, die aus der in diesem Staat geltenden Pflicht- 
versicherung ausgeschieden sind. Zu diesem Zweck wer- 
den die nach den Rechtsvorschriften beider Staaten zurück - 
gelegten Beitragszeiten zusammengerechnet, soweit sie 
auf einer versicherungspflichtigen Beschäftigung beruhen. 

(2) Waren die in Absatz 1 genannten Personen zuletzt 
in Belgien beschäftigt, so gilt folgendes: 

a) Die Weiterversicherung wird in dem Zweig der 
deutschen Rentenversicherung durchgeführt, der 
nach der Art der Beschäftigung zuständig wäre, 


2. le ressortissant beige qui, etant au Service du 
Royaume de Belgique, est occupe sur le terri- 
toire de la Republique föderale et ne s'est pas 
etabli definitivement sur ce territoire, est soumis 
ä la legislation beige; 

3. le ressortissant d’une Partie contractante qui est 
occupe sur le territoire de Fautre Partie, ä titre 
personnel, par un agent diplomatique ou consu- 
laire de la premiere Partie, peut, dans les trois 
mois du commencement de son occupation, opter 
entre Fapplication de la legislation de la pre- 
miere Partie et Fapplication de la legislation de 
la seconde Partie; si l’occupation existait dejä 
a la date d’entree en vigueur de la presente Con- 
vention, la periode de trois mois commence ä 
courir ä partir de cette date. Le droit d option 
peut etre exerce de nouveau p la fin de chaque 
annee civile; 

4. tout ressortissant de l’une des Parties contrac- 
tantes auquel les dispositions des alineas 1 et 2 
ne s’appliquent pas ou qui na pas fait valoir son 
droit d’option en vertu de Falinea 3 et qui est 
occupe par une representation diplomatique ou 
consulaire d’une Partie contractante sur le terri- 
toire de Fautre Partie ou, ä titre personnel, par 
un agent diplomatique ou consulaire de la pre- 
miere Partie, est soumis ä la legislation de la 
Partie sur le territoire de laquelle il est occupe; 


5. lorsque, en vertu des alineas 1 ou 3, la legisla- 
tion allemande est applicable ä un ressortissant 
allemand qui est occupe en Belgique, eile Fest ä 
Fexception des dispositions visees ä Farticle 2 
par. 1 alinea 1 litt, c, comme si la personne in- 
teressee etait occupee sur le territoire et au lieu 
oü le Gouvernement de la Republique föderale 
a son siege; 

6. les alineas 3 et 4 ne sont pas applicables ä un 
ressortissant d’une Partie contractante occupe 
par un Consul honoraire. 

(3) Les membres du personnel de Services administra- 
tifs publics dune Partie contractante, detaches sur le 
territoire de Fautre Partie, sont soumis ä la legislation 
de la premiere Partie. 

A r t i c 1 e 9 

Les autorites competentes des deux Parties contractan- 
tes peuvent prevoir, d un commun accord, pour des cas 
particuliers ou pour des categories de cas, des deroga- 
tions aux dispositions des articles 5 ä 8. 

A r t i c 1 e 10 

(1) Les personnes residant sur le territoire d’une Partie 
contractante, qui cessent ou ont cesse d’etre assujetties 
ä une assurance de Fautre Partie, peuvent etre admises 
au benefice de l’assurance volontaire de la premiere 
Partie dans les memes conditions que les personnes qui 
ont cesse detre assujetties ä l'assurance de cette Partie. 
A cette fin, les periodes de cotisation accomplies selon 
la legislation des deux Parties contractantes sont totali- 
sees pour autant qu elles se rapportent ä une activite 
impliquunt Fobligation d'assurance. 

(2) Si les personnes visees au paragraphe 1 ont ete 
occupees en dernier lieu en Belgique, les dispositions 
suivantes sont applicables: 

a) la continuation de l’assurance s’effectuera dans 
la bianche de Fassurance-pension allemande, ä 
laquelle elles auraient ete assujetties en raison 
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wenn sie in der Bundesrepublik ausgeübt 
worden wäre; 

b) wäre die Beschäftigung wegen der Höhe des 

Jahresarbeitsverdienstes, den diese Personen 

bezogen haben, nach den deutschen Rechts- 
vorschriften nicht versicherungspflichtig gewesen, 
so wird die Weiterversicherung in der Renten- 
versicherung der Angestellten durchgeführt; 

c) wäre die Beschäftigung nach den deutschen 

Rechtsvorschriften aus anderen Gründen nicht 
versicherungspflichtig gewesen, so wird die 

Weiterversicherung in der Rentenversicherung 
der Arbeiter durchgeführt. 


Abschnitt II 

Krankenversicherung 

(Versicherung für den Fall der Krankheit, 
der Mutterschaft und des Todes — Sterbegeld) 

Artikel 11 

(1) Bei den gegen Entgelt beschäftigten Arbeitnehmern 
und ihnen Gleichgestellten, die sich aus dem Gebiet eines 
Vertragsstaates in das Gebiet des anderen begeben haben 
und dort pflichtversichert sind, werden für die Erfüllung 
der nach den Rechtsvorschriften dieses Staates vorge- 
schriebenen Wartezeit die in beiden Staaten zurückgeleg- 
ten Zeiten einer Pflichtversicherung oder einer freiwilli- 
gen Weiterversicherung sowie die gleichgestellten Zeiten 
berücksichtigt, wenn zwischen dem Ende der Zeit in dem 
ersten Staat und dem Beginn der Pflichtversicherung in 
dem zweiten Staat nicht mehr als 15 Tage vergangen sind. 
Soweit die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates Be- 
stimmungen enthalten, welche die Gewährung der Lei- 
stungen von der Feststellung des Ursprungs der Krank- 
heit abhängig machen, gelten diese Bestimmungen nicht 
für die in diesem Artikel genannten Versicherten und 
ihre Angehörigen. 

(2) Absatz 1 gilt für die Empfänger von Leistungen 
wegen unfreiwilliger Arbeitslosigkeit entsprechend. 

(3) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staates ein Leistungsanspruch auch gegeben, wenn der 
Versicherungsfall innerhalb einer bestimmten Frist nach 
dem Ausscheiden aus der Versicherung eintritt, so gelten 
diese Vorschriften für eine Person, die aus der Versiche- 
rung wegen unfreiwilliger Arbeitslosigkeit oder deshalb 
ausgeschieden ist, um in dem Gebiet des anderen Staates 
eine ihr angebotene Beschäftigung anzunehmen, auch 
dann, wenn der Versicherungsfall innerhalb von 15 Tagen 
nach dem Ausscheiden aus der Versicherung in dem 
Gebiet des zweiten Staates eintritt, es sei denn, daß die 
Person zu diesem Zeitpunkt bereits nach den Rechtsvor- 
schriften des zweiten Staates pflichtversichert ist oder 
Leistungen wegen unfreiwilliger Arbeitslosigkeit emp- 
fängt. 

Artikel 12 

(1) Ein Versicherter, der gegen einen Träger eines Ver- 
tragsstaates einen Leistungsanspruch hat und sich nach 
Eintritt des Versicherungsfalles in das Gebiet des ande- 
ren Staates begibt, behält den Anspruch, wenn der Träger 
vorher der Verlegung des gewöhn liehen Aufenthalts zu- 
gestimmt hat. Der Träger kann die Zustimmung nach- 
träglich erteilen, falls die Voraussetzungen für die Ge- 
währung der Zustimmung vorliegen und der Versicherte 
die Zustimmung aus entschuldbaren Gründen vorher nicht 
einholen konnte. Die Zustimmung darf nidit verweigert 
werden, wenn sich der Versicherte zu seinen Familien- 
angehörigen begibt. Für die Leistungen bei Mutterschaft 


de la nature de leur occupation, si celle-ci avait 
ete exercee sur le territoire de la Republique 
föderale; 

b) si, en raison de l'iinportance de la remuneration 
annuelle octoyee a ces personnes, leur occupa- 
tion ne donnerait pas lieu ä Obligation d'assu- 
rance en vertu de la legislation allemande, la 
continuation de l’assurance est effectuee dans 
l'assurance-pension des employes; 

c) si, pour d'autres motifs, l'occupation n'aurait pas 
donne lieu ä Obligation d'assurance en vertu de 
la legislation allemande, la continuation de l'as- 
surance est effectuee dans l'assurance-pension 
allemande des ouvriers. 

Titre II 

Assurance-maladie 

(Assurance en cas de maladie, de maternite et de deces 
— indemnite funeraire) 

Article 11 

(1) Pour les travailleurs salaries ou assimiles qui se 
sont rendus du territoire de l'une des Parties contractan- 
tes sur le territoire de l’autre Partie et y sont assures 
obligatoirement, les periodes d’assurance obligatoire, les 
periodes d’assurance volontaire continuee et les periodes 
assimilees accomplies dans les deux Parties contractantes 
sont prises en consideration en vue de l’accomplisse- 
ment du stage present par la legislation de la seconde 
Partie, ä la condition que le delai entre la fin de la Pe- 
riode d’assurance dans la premiere Partie et le debut de 
la periode d'assurance obligatoire de la seconde Partie 
ne soit pas superieur ä 15 jours. Les dispositions des 
legislations nationales, subordonnant Foctroi des presta- 
tions ä la recherche de l'origine de Faffection, ne sont 
opposables ni aux personnes visees dans le present ar- 
ticle, ni ä leurs ayants droit. 

(2) Les dispositions au paragraphe 1 s’appliquent 
egalement aux beneficiaires de prestations de chömage 
involontaire. 

(3) Si, en vertu des dispositions de la legislation de 
l’une des Parties contractantes, un droit ä prestations est 
ouvert egalement dans le cas oü le risque se realise dans 
un delai determine apres la cessation de l’assurance, ces 
dispositions s’appliquent aux interesses qui ont cesse 
d’etre assures en raison d’un chömage involontaire ou 
pour accepter une occupation qui leur est Offerte sur le 
territoire de l’autre Partie, meine si le risque se realise 
sur le territoire de la deuxieme Partie dans les 15 jours 
qui suivent la fin de l’assurance, ä moins que Finteresse 
ne soit ä ce moment assure obligatoirement selon la 
legislation de la deuxieme Partie, ou beneficiaire d’une 
prestation de chömage involontaire de cette Partie, 


Article 12 

(1) Un assure qui possede un droit ä prestations ä 
l'egard d’un organisme d’assurance de l’une des Parties 
contractantes et qui se rend sur le territoire de l’autre 
Partie apres la realisation du risque, conserve ce droit ä 
condition que l’organisme d'assurance competent ait pre- 
alablement approuve le transfert de residence. L'orga- 
nisme d’assurance pourra accorder cette approbation 
ulterieurement sous reserve que les conditions requises 
pour cette approbation soient reunies et que l'assure 
n'ait pu l'obtenir plus tot en raison d’empediements va- 
lables. Pareille approbation ne peut etre refusee lorsque 
l’assure se rend dans sa famille. En ce qui concerne les 
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kann die Zustimmung schon vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles erteilt werden. 

(2) Absatz 1 gilt für die Angehörigen des Versicherten 
entsprechend. 


Artikel 13 

(1) Halt sich eine Person, die einem Träger eines Ver- 
tragsstaates angehört, im Zusammenhang mit ihrer Be- 
schäftigung oder zum Besuch ihrer Familienangehörigen 
vorübergehend im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
auf und erfordert ihr Zustand Leistungen bei Krankheit, 
so hat sie auf diese Leistungen nach den Rechtsvorschrif- 
ten des ersten Staates Anspruch. 

(2) Absatz 1 gilt für die Angehörigen des Versicherten 
entsprechend. 


Artikel 14 

(1) In den Fällen der Artikel 6, 7, 8, 9 und 11 Abs. 3 
und der Artikel 12 und 13 werden die Sachleistungen auf 
Antrag gewährt: 

In der Bundesrepublik 

von der für den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts 
des Berechtigten zuständigen Allgemeinen Orts- 
krankenkasse oder, wo eine solche nicht besteht, 
von der Landkrankenkasse oder von der Kreis- 
versicherungsanstalt, die für diesen Ort zuständig 
ist, 

in Belgien 

von dem Staatsfonds für die Kranken- und In- 
vaiiditätsversicherung (Fonds national d'assurance 
maladie-invalidite) durch Vermittlung des Regional- 
amtes {Office regional), das für den Ort des ge- 
wöhnlichen Aufenthalts des Berechtigten zuständig 
ist. 

Ausmaß, Dauer und Art und Weise ihrer Gewährung 
bestimmen sich nach den Rechtsvorschriften, die von den 
genannten Trägern anzuwenden sind; sehen diese Rechts- 
vorschriften eine Höchstdauer für die Leistungsgewährung 
vor, so werden auf die Höchstdauer die Zeiten angerech- 
net, in denen für denselben Versicherungsfall bereits 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver- 
tragsstaates gewährt worden sind. 

(2) Soweit die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
eine Höchstdauer für die Leistungsgewährung vorsehen, 
wird die Zeit, in der nach Absatz 1 Leistungen gewährt 
worden sind, von dem zuständigen Träger auf die Höchst- 
dauer angerechnet, wenn der Zustand des Berechtigten 
nach seiner Rückkehr in den Vertragsstaat, in dem dieser 
Träger seinen Sitz hat, die Gewährung von Leistungen 
für denselben Fall der Krankheit notwendig macht. 


(3) Die Leistungen werden von den zuständigen Trä- 
gern nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften ge- 
zahlt. Auf Ersuchen dieser Träger kann die Zahlung zu 
ihren Lasten von den in Absatz 1 genannten Trägern 
bewirkt werden. 


Artikel 15 

(1) Eine Versicherte behält den Anspruch auf Leistun- 
gen für den Fall der Mutterschaft gegen den Träger, dem 
sie angehört, wenn der Versicherungsfall im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates eintritt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 werden die Sach- 
leistungen von den in Artikel 14 Abs. 1 bezeichneten 
Trägern gewährt; Ausmaß, Dauer und Art und Weise 


prestations en cas de maternite, l'approbation pourra etre 
accordee des avant la realisation du risque. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 s’appliquent par 
analogie aux ayants droit de Fassure. 

A r t i c 1 e 13 

(1) Lorsqu'un assure, affilie ä un organisme d'assu- 
rance de l'une des Parties contractantes, sejourne tem- 
porairement sur le territoire de l'autre Partie pour des 
raisons relevant de son occupation ou pour rendre visite 
ä sa famille et que son etat de sante exige l'octroi de 
prestations de maladie, il pourra pretendre ä ces presta- 
tions selon la legislation de la premiere Partie. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 ci-dessus s'appli- 
quent par analogie aux ayants droit des Fassures. 

Article 14 

(1) Dans les cas vises aux articles 6, 7, 8, 9 et 11 par. 3 
ainsi qu'aux articles 12 et 13, les prestations en nature 
sont accordees sur demande: 

dans la Republique föderale 

par la Allgemeine Ortskrankenkasse competente 
pour le lieu de residence du beneficiaire ou, lors- 
qu'une teile caisse n'existe pas, par la Land- 
krankenkasse ou par la Kreisvcrsicherungsanstalt 
qui est competente pour ce lieu; 

en Belgique 

par le Fonds National d’assurance maladie-invali- 
dite, ä l'intervention de l'Office regional du lieu de 
la residence du beneficiaire. 


L’etendue, la duree et les modalites de l'octroi de telles 
prestations sont determinees conformement ä la legisla- 
tion dont relevent les organismes cites ci-dessus; lors- 
que ces lcgislations prevoient une duree maximum pour 
l'octroi des prestations, les periodes pour lesquclles les 
prestations ont dejä ete octroyees, pour le meme risque, 
en verrtu de la legislation de l’autre Partie contractante, 
sont imputees sur cette duree maximum. 

(2) Si la legislation dune Partie contractante prevoit 
une duree maximum pour l'octroi des prestations, la 
Periode pour laquelle des prestations ont ete accordees 
en vertu des dispositions du paragraphe 1 par l’orga- 
nisme assureur competent, est prise en consideration en 
vue de la determination de l'expiration de la duree 
maximum dont il s’agit, lorsque 1’etat du beneficiaire 
necessite l'octroi de prestations, pour le meme cas de 
maladie, apres son retour sur le territoire de la Partie 
contractante oü cet organisme a son siege. 

(3) Les prestations sont payees par Forganisme com- 
petent conformement ä la legislation qui le regit. A la 
demande de cet organisme, le paiement des prestations 
pourra etre effectue ä sa Charge, par Forganisme vise au 
paragraphe 1. 

Article 15 

(1) Le droit d une assuree ä des prestations en cas de 
maternite ä l’egard de Forganisme dont eile releve sub- 
siste, si le risque se realise sur le territoire de l’autre 
Partie contractante. 

(2) Dans les cas vises au paragraphe 1, les prestations 
en nature sont octroyees par Forganisme vise ä Farticle 
14 par. 1; Fetendu' 1 , la duree et les modalites de l’octroi 
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ihrer Gewährung bestimmen sich nadi den Rechtsvor- 
schriften, die von diesen Trägern anzuwenden sind. 

(3) Artikel 14 Abs. 2 und 3 finden Anwendung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Angehörigen der 
Versicherten entsprechend. 

Artikel 16 

(1) In den Fällen der Artikel 14 und 15 ist der zustän- 
dige Träger verpflichtet, dem Träger, der die Sach- oder 
Geldleistungen gewährt hat, den tatsächlich aufgewen- 
deten Betrag zu erstatten. Die zu erstattenden Beträge 
sind nach Ablauf jedes Kalendervierteljahres abzurech- 
nen. Die zuständigen Behörden können die Art und 
Weise der Kostenerstattung und der Abrechnung verein- 
baren; sie können dabei eine Pauschalerstattung fest- 
legen. 

(2) Zuständiger Träger im Sinne des Absatzes 1 ist 
in der Bundesrepublik 

die Krankenkasse, welcher der Leistungsempfänger 
angehört oder gegen die er, ohne noch Mitglied 
der Kasse zu sein, Anspruch auf Leistungen hat, 

in Belgien 

der Staatsfonds für die Kranken- und Invaliditäts- 
Versicherung für Rechnung des Trägers. 

Artikel 17 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates eine Rente bezieht oder beantragt 
hat, ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet des ande- 
ren Staates, so bestimmen sich ihre Versicherungspflicht 
oder Versicherungsberechtigung sowie ihr Anspruch auf 
Leistungen für den Fall der Krankheit, der Mutterschaft 
oder des Todes (Sterbegeld) nach den Rechtsvorschriften 
des ersten Staates, als ob sie ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt in dessen Gebiet hätte. 

(2) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
beider Vertragsstaaten eine Rente bezieht oder beantragt 
hat, ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem Vertrags- 
staat, so bestimmen sich ihre Versicherungspflicht oder 
Versicherungsberechtigung sowie ihr Anspruch auf Lei- 
stungen für den Fall der Krankheit, der Mutterschaft und 
des Todes (Sterbegeld) nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates. 

(3) In der Bundesrepublik ist für eine in Absatz 1 ge- 
nannte Person der Träger zuständig, dem die Person 
zuletzt vor Aufgabe ihres gewöhnlichen Aufenthalts in 
der Bundesrepublik angehört hat. Ist danach die Zustän- 
digkeit eines Trägers nicht gegeben, so ist die Allge- 
meine Ortskrankenkasse Aachen zuständig. Dies gilt auch 
für versicherungsberechtigte Rentner. 


(4) In Belgien gewährt der Staatsfonds für die Kran- 
ken- und Invaliditätsversicherung den in den Absätzen 1 
und 2 genannten Personen die nach den belgischen Rechts- 
vorschriften vorgeschriebenen Leistungen durch Vermitt- 
lung des Trägers, dem die Personen angehören. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Angehörige der dort 
genannten Personen entsprechend. 

Artikel 18 

(1) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates eine Rente bezieht oder beantragt hat 
und ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet des ande- 


de ces prestations sont determinees conformement ä la 
legislation dont releve cet organisme. 

(3) Les dispositions des paragraphes 2 et 3 de l’ar- 
ticle 14 sont applicables, 

(4) Les dispositions de" paragraphes ci-dessus s’appli- 
quent par analogie aux ayants droit. 

Article 16 

(1) Dans les cas vises aux articles 14 et 15, l'organisme 
competent est tenu de rembourser ä l’organisme qui a 
octroye les prestations en nature et en especes, le mon- 
tant effectif des depenses effectuees par ce dernier. Le 
decompte des sommes ä rembourser est arrete a l'expira- 
tion de chaque trimestre. Les autorites competentes pour- 
ront, d'un commun accord, fixer le mode de rembourse- 
ment des frais et du decompte et pourront, ä cette occa- 
sion, determiner un remboursement forfaitaire. 

(2) L'organisme competent, au sens du par. 1 est: 
dans la Republique föderale 

la caisse-maladie aupres de laquelle le beneficiaire 
de la pension est affilie ou ä l’egard de laquelle il 
peut pretendre aux prestations, meme s'il n'est plus 
affilie ä cette caisse; 
en Belgique 

le Fonds national d'assurance maladie-invalidite 
pour le compte de l'organisme assureur. 

Article 17 

(1) Lorsqu’une personne qui benedeie d une pension 
selon la legislation dune Partie contractante ou qui a 
introduit une demande en vue de l'obtention de celle-ci, 
reside sur le territoire de l'autre Partie, son assujetisse- 
ment ou son droit ä l’assurance, ainsi que son droit aux 
prestations de maladie, de maternite ou de deces (indem- 
nite funeraire) est determine en vertu de la legislation 
de la premiere Partie comme si eile residait sur le terri- 
toire de celle-ci. 

(2) Lorsqu’une personne qui beneficie d’une pension 
selon les legislations des deux Parties contractantes ou 
qui a introduit une demande en vue de l’obtention de 
celle-ci, reside sur le territoire d’une Partie contractante, 
son assujettisement ou son droit ä l’assurance, ainsi que 
son droit aux prestations de maladie, de maternite et de 
deces (indemnite funeraire) est determine en vertu de la 
legislation de cette Partie. 

(3) En ce qui concerne la personne visee au par. 1, la 
caisse-maladie competente dans la Republique föderale 
d'Allemagne est celle ä laquelle la personne etait affiliee 
en dernier lieu avant de quitter le lieu de sa residence 
dans la Republique föderale d'Allemagne. A defaut d’une 
teile caisse, la competence est devolue ä la «Allgemeine 
Ortskrankenkasse» (Caisse locale generale de maladie), 
ä Aix-la-Chapelle. Cette disposition s'applique egalement 
aux pensionnes qui trouvent leur droit dans l'assurance 
volontaire. 

(4) En ce qui concerne les personnes visees aux par. 1 
et 2, le Fonds national d'assurance maladie-invalidite, en 
Belgique, sert les prestations conformement ä la legisla- 
tion beige, par l'intermediaire de l’organisme assureur 
auquel les personnes sont affiliees. 

(5) Les dispositions des paragraphes 1 ä 4 sont appli- 
cables aux ayants droit. 

Article 18 

(1) Les litulaires d une pension due en vertu de la 
legislation d'une seule Partie ou les personnes qui ont 
introduit une demande en vue de l’obtention de celle-ci, 
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ren Staates hat, behält den Anspruch auf Leistungen, die 
sie nach den deutschen oder belgischen Rechtsvorschriften 
für den Fall der Krankheit, der Mutterschaft und des 
Todes (Sterbegeld) beanspruchen kann, gegen den nach 
Artikel 17 Abs. 1 zuständigen Träger, auch wenn der Ver- 
sicherungsfall im Gebiet des zweiten Staates eintritt. 

(2) Die Artikel 14 und 16 finden Anwendung. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Angehörigen der 
dort genannten Personen entsprechend. 


Artikel 19 

Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates bei 
Personen, welche die Voraussetzungen für den Bezug 
einer Rente nach den Vorschriften dieses Staates erfüllen 
und die Rente beantragt haben, die Pflichtversicherung 
in der Krankenversicherung oder die Gewährung von 
Leistungen davon abhängig, daß diese Personen inner- 
halb eines bestimmten Zeitraumes vor Stellung des 
Rentenantrages während einer Mindestzeit der Kranken- 
versicherung angehört haben, so werden für die Erfüllung 
dieser Zeit die nach den Rechtsvorschriften beider Staa- 
ten innerhalb des bestimmten Zeitraums zurückgelegten 
Zeiten einer Pflichtversicherung oder einer freiwilligen 
Weiterversicherung sowie die gleichgestellten Zeiten 
berücksichtigt. 


Artikel 20 

Stehen einer Person Leistungen von Trägern beider 
Vertragsstaaten zu, so kann sie die Sachleistungen und 
die von der Höhe des Entgelts unabhängigen Geldleistun- 
gen nur von einem Träger beanspruchen. Leistungs- 
pflichtig ist der Träger, in dessen Bereich sich die Person 
bei Eintritt des Versicherungsfalles gewöhnlich aufhält. 


Artikel 21 

(1) Stirbt eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates versichert ist, oder einer ihrer An- 
gehörigen in dem Gebiet des anderen Staates, so gilt für 
den Anspruch auf Sterbegeld der Tod als im Gebiet des 
ersten Staates eingetreten. 

(2) Beansprucht eine Person, die sich im Gebiet eines 
Vertragsstaates befindet, Sterbegeld nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates, so wird sie behandelt, 
als ob sie sich im Gebiet des zweiten Staates befände. 

(3) Für denselben Todesfall dürfen nicht Sterbegelder 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten 
nebeneinander gewährt werden, es sei denn, daß die 
Ansprüche auf diese Sterbegelder nach den Rechtsvor- 
schriften beider Staaten unabhängig von diesem Abkom- 
men bestehen. 

(4) Der Anspruch auf Sterbegeld wird in den Fällen, 
in denen nach Absatz 3 eine doppelte Zahlung ausge- 
schlossen ist, wie folgt geregelt: 

a) Tritt der Tod im Gebiet eines Vertragsstaates 
ein, so bleibt der Anspruch nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates gewahrt, während 
der Anspruch nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates erlischt; 

b) tritt der Tod außerhalb der Gebiete der Ver- 
tragsstaaten ein, so bleibt der Anspruch nach 


et qui resident sur le territoire de l'autre Partie, conser- 
vent le droit ä prestations ä l'egard de l'organisme com- 
petent en vertu de l'article 17 par. 1, meme en cas de 
realisation du risque sur le territoire de l'autre Partie, 
lorsqu'ils peuvent pretendre, en vertu de la legislation 
allemande ou beige aux prestations de maladie, de mater- 
nite ou de deces (indemnite funeraire). 

(2) Les dispositions des articles 14 et 16 sont appli- 
cables. 

(3) Les dispositions des paragraphes 1 et 2 s'appliquent 
par analogie aux ayants droit. 


Article 19 

Lorsque la legislation d'une Partie contractante subor- 
donne l'affiliation obligatoire ä l’assurance maladie ou 
l'octroi des prestations aux assures qui reunissent les 
conditions requises pour beneficier d'une pension, ou qui 
ont introduit une demande en vue de l'obtention de 
celle-ci, ä l'obligation d'avoir ete affilies ä lassurance 
maladie pendant un delai minimum au cours d'une 
periode determinee, avant l'introduction de la demande 
de pension, il y a lieu, en vue de determiner si ce delai 
minimum est accompli, de prendre en consideration les 
periodes d'assurance obligatoire, ou d’assurance volon- 
taire continuee et les periodes assimilees, accomplies 
sous la legislation des deux Parties contractantes dans la 
periode de reference. 


Article 20 

Lorsquune personne trouve son droit ä prestations 
aupres des organismes assureurs des deux Parties con- 
traclantes, eile ne peut demancler ä beneficier des presta- 
tions en nature, ainsi que des prestations en especes 
fixees independamment du montant de la remuneration, 
qu’aupres d'un seul organisme assureur. Cet organisme 
debiteur est celui du ressort de la residence de cette per- 
sonne au moment de la realisation du risque. 


Article 21 

(1) En cas de deces d'une personne qui est assuree en 
vertu de la legislation d'une des Parties contractantes ou 
d'un de ses ayants droit, sur le territoire de l'autre Partie 
contractante, le deces est repute etre survenu, pour la 
determination du droit ä l'indemnite funeraire, sur le 
territoire de la premiere Partie. 

(2) Lorsqu'une personne se trouvant sur le territoire 
de l'une des Parties contractantes, fait valoir ses droits 
ä l'indemnite funeraire en vertu de la legislation de l’au- 
tre Partie, eile est traitee comme si eile se trouvait sur 
le territoire de la seconde Partie. 

(3) Les indemnites funeraires en vertu des legislations 
des deux Parties contractantes ne pourront etre accor- 
dees simultanement pour le meme cas de deces ä moins 
qu'il y ait droit ä cette indemnite funeraire en vertu des 
legislations des deux Parties, independamment des dis- 
positions de la presente Convention. 

(4) Le droit ä l'indemnite funeraire sera determine de 
la maniere suivante dans les cas oü un double paiement 
est exclu en vertu des dispositions du par. 3: 

a) lorsque le deces survient sur le territoire de 
l'une des Parties contractantes, le droit selon la 
legislation de cette Partie subsiste tandis que le 
droit selon la legislation de l'autre Partie 
s'eteint; 

b) lorsque le deces survient hors des territoires 
des Parties contractantes, le droit selon la legis- 
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den Rechtsvorschriften des Staates gewahrt, in 
dessen Gebiet der Verstorbene sich zuletzt vor 
seinem Tode befand, während der Anspruch 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates 
erlischt. 

Abschnitt III 

Rentenversicherung 

(Versicherung für den Fall des Alters, der Invalidität, 
der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsunfähigkeit und 
des Todes — Renten) 

Kapitel 1 

Alter 

Artikel 22 

(1) War eine Person nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten versichert und hat sie bei dem zustän- 
digen Träger eines Staates oder den zuständigen Trägern 
beider Staaten eine Rente beantragt, so wird diese nach 
Maßgabe der folgenden Absätze festgestellt. Ist die 
Rente bei dem Träger eines Vertragsstaates beantragt 
worden, so hat dieser den zuständigen Träger des ande- 
ren Staates davon zu unterrichten. 


(2) Für den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Rentenanspruches rechnet der Träger 
jedes Vertragsstaates zu den Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten, die nach den von ihm anzuwendenden 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu berücksichtigen 
sind, soweit notwendig, nach Maßgabe des Artikels 39 
die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten hinzu, die 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates zurück- 
gelegt und nach diesen Vorschriften für den Erwerb, die 
Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des Renten- 
anspruches zu berücksichtigen sind. Alsdann entscheidet 
der zuständige Träger jedes Staates nach den von ihm 
anzuwendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften, ob 
die Person die Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Rente erfüllt. 

(3) Besteht Anspruch auf Rente, so berechnet der zu- 
ständige Träger jedes Staates 

a) zunächst die Rente, die nach den von ihm anzu- 
wendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
und unter Berücksichtigung der Artikel 26 und 
39 der betreffenden Person zustehen würde, 
wenn alle Beitragszeiten und gleichgestellten 
Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften des ande- 
ren Staates zurückgelegt wurden und nach diesen 
Vorschriften für die Berechnung der Rente zu 
berücksichtigen sind, auch für die Berechnung 
der Rente zu berücksichtigende Beitragszeiten 
und gleichgestellte Zeiten nach den von dem 
Träger anzuwendenden innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften wären, und alsdann 

b) den Teil dieser Rente, der dem Verhältnis ent- 
spricht, in dem die Gesamtheit der Beitragszeiten 
und gleichgestellten Zeiten, w r elche die Person 
nach den von dem Träger anzuwendenden inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften vor Eintritt des 
Vcrsicherungsfalles zurückgelegt hat und die 
nach Unterabsatz a berücksichtigt w r orden sind, 
zur Gesamtheit aller Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten steht, welche die Person vor 
Eintritt des Versicherungsfalles nach den Rechts- 
vorschriften beider Staaten zurückgelegt hat und 
die bei der Berechnung der Rente nach Unter- 
absatz a angerechnet worden sind. 


lation de la Partie sur le territoire de laquelle 
le defunt se trouvait en dernier lieu avant que 
le deces soit survenu subsiste, tandis que le 
droit selon la legislation de l'autre Partie 
s'etcint. 

Titre III 

Assurances - pensions 

(Assurances vioillesse, invalidite, incapacite profession- 
nelle ou incapacite de gain et deces — pensions) 

Chapitre 1 er 
Vieillesse 

A r t i c 1 e 22 

(1) Lorsqu’une personne etait assuree sous la legisla- 
lion des deux Parties contractantes et qu'elle introduit 
une dernande en vue de lobtention d’une pension aupres 
de l’organisme competent d’une Partie, ou aupres des 
organismes competents des deux Parties, la pension a 
laquelle eile peut pretendre est determinee selon les dis- 
positions des paragraphes suivants: Lorsqu’une dernande 
en vue de l'obtcntion d une pension a ete introduite au- 
pres de l'organisme competent d'une Partie contractante, 
celui-ci doit en informer l’orqanisinc competent de l'autre 
Partie. 

(2) En vue de l’acquisition, du maintien ou du recou- 
vrement du droit a la pension, l’organisme assureur de 
chaque Partie contractante ajoute aux periodes de coti- 
sation et aux periodes assirnilees ä prendre en conside- 
ration en vertu de la legislation nationale qu'il doit appli- 
quer, pour autant que de besoin, selon l’article 39, les 
periodes de cotisation et les periodes assirnilees accom- 
plies sous la legislation de l'autre Partie et a prendre en 
consideration en vertu de cette legislation, en vue de 
l’acquisition, du maintien, ou du recouvrement du droit 
ä la pension. L'organisme competent de chaque Partie 
contractante decide alors, selon Ja legislation qui lui est 
applicable, si l’assure reunit les conditions requises pour 
avoir droit ä pension. 

(3) Lorsque le droit ä pension est reconnu, l’organisme 
competent de chaque Partie calcule: 

a) la pension ä laquelle, en vertu de la legislation 
qui lui est applicable et compte tenu des dis- 
positions articles 26 et 39, l'assure pourrait pre- 
tendre si toutes les periodes de cotisation et les 
periodes assirnilees accomplies sous la legislation 
de l'autre Partie et qui, en vertu de cette legis- 
lation, doivent etre prises en consideration pour 
le calcul de la pension, devraiert egalement 
etre prises en consideration pour le calcul de la 
pension en vertu de la legislation applicable par 
l’organisme competent; 


b) la fraction de cette pension, qui correspond au 
rapport des periodes de cotisation et des perio- 
des assirnilees, considerees ä l’alinea a, accom- 
plies par la personne sous la legislation de cette 
Partie, avant la realisation du risque, ä la tota- 
lite des periodes de cotisation et des periodes 
assirnilees accomplies avant la realisation du 
risque assure, par la personne, sous les legisla- 
tions des deux Parties considerees ä l'alinea a; 
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c) Der nach Unterabsatz b errechnete Betrag ist um 
den Betrag zu erhöhen, der den Beitragszeiten 
und den gleichgestellten Zeiten entspricht, die 
nach den von dem Träger anzuwendenden inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften für die Berech- 
nung der Rente anzurechnen sind, jedoch auf 
Grund des Artikels 39 bei der Berechnung der 
Rente nach Unterabsatz a nicht berücksichtigt 
worden sind. Die Summe der beiden nach Unter- 
absatz b und nach diesem Unterabsatz errech- 
neten Beträge ist die Rente, die der Träger der 
betreffenden Person schuldet. 

(4) Hat die betreffende Person nach den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaates Beitragszeiten oder gleich- 
gestellte Zeiten zurückgelegt, die insgesamt weniger als 
sechs Monate umfassen und gilt nach diesen Rechtsvor- 
schriften die Wartezeit nicht als erfüllt, so gewährt der 
Träger dieses Vertragsstaates für diese Zeiten keine 
Rente. In diesen Fällen wendet der Träger des anderen 
Staates bei der Berechnung der von ihm zu gewährender 
Rente den Absatz 3 Unterabsatz b nicht an. 


Artikel 23 

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates auch ohne Berücksichtigung des Artikels 22 
Anspruch auf Rente und nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates nur unter Berücksichtigung des Artikels 22 
Anspruch auf Rente und ist die Summe der nach Arti- 
kel 22 festgestellten Renten geringer als die Rente, auf 
welche die Person nach den Rechtsvorschriften des ersten 
Staates ohne Berücksichtigung des Artikels 22 Anspruch 
hat, so hat der Träger dieses Staates die von ihm nach 
Artikel 22 zu gewährende Rente um diesen Unterschieds- 
betrag zu erhöhen. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates auch ohne Berücksichtigung des Artikels 22 
Anspruch auf Rente und nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates auch unter Berücksichtigung des Ar- 
tikels 22 keinen Anspruch auf Rente, so hat der Träger 
des ersten Staates die Rente nach den von ihm anzu- 
wendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften ohne Be- 
rücksichtigung des Artikels 22 zu gewähren. 

(3) Die Rente nach Absatz 2 ist durch Renten nach 
Artikel 22 zu ersetzen, sobald der Berechtigte auch die 
Voraussetzungen für die Gewährung einer Rente nach 
den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates er- 
füllt. 


Artikel 24 

Personen, auf welche die Artikel 22 und 23 anzuwenden 
sind, verlieren den ihnen gegebenenfalls nach den bel- 
gischen Rechtsvorschriften zustehenden Anspruch auf 
Leistungen, soweit diese nicht unter Berücksichtigung von 
Versicherungszeiten berechnet werden. 

Artikel 25 

Die Träger der Vertragsstaaten verfahren bei Anwen- 
dung des Artikels 22 wie folgt: 

1. Machen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
die Gewährung bestimmter Leistungen davon ab- 
hängig, daß Beitragszeiten oder gleichgestellte Zei- 
ten in einem Beruf zurückgelegt worden sind, für 
den eine Sonderversicherung besteht, so werden für 
die Feststellung des Anspruchs auf diese Leistungen 
nur die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten 
berücksichtigt, die in der entsprechenden Sonder- 
versicherung des anderen Staates zurückgelegt wor- 
den sind. 


c) le montant, calcule en vertu de l'alinea b, est 
augmente du montant qui correspond aux perio- 
des de cotisation et aux periodes assimilees qui 
doivent etre considerees, pour le calcul de la 
pension selon la legislation applicable par l'or- 
ganisme assureur, et qui n'ont pas ete prises en 
compte en vertu de l'article 39 et en application 
de l'alinea a pour le calcul de la pension. La 
somme des deux montants calcules selon les 
alineas b et c constitue la pension qui est due 
par l'organisme competent. 

(4) Lorsque les periodes de cotisation et les periodes 
assimilees accomplies en vertu de la legislation d'une 
des Parties contractantes, sont, au total, inferieures ä 6 
mois et, si le stage n'est pas repute accompli en vertu de 
cette legislation, l'organisme assureur de cette partie 
n'oetroie aucune pension sur base de ces periodes. Dans 
ces cas, l'organisme assureur de l'autre Partie contrac- 
tante ne fait pas application du paragraphe 3 alinea b 
pour le calcul de la pension qu'il doit accorder. 

Article 23 

(1) Lorsqu'une personne a droit ä la pension en vertu 
de la legislation d'une Partie contractante sans considera- 
tion de l'article 22, et en vertu de la legislation de l'autre 
Partie, seulement en consideration de l'article 22, et si la 
somme des pensions fixee selon l'article 22 est inferieurc 
ä la pension ä laquelle cette personne peut pretendre en 
vertu de la legislation de la premiere Partie, sans consi- 
deration de l'article 22, l'organisme de cette Partie doit 
majorer la pension qu’il doit allouer en vertu de l’ar- 
ticle 22, du montant de rette difference. 

(2) Lorsqu'une personne a droit la pension en vertu 
de la legislation d'une Partie contractante, egalement 
sans consideration de l'article 22 et si, en vertu de la 
legislation de l'autre Partie, eile n’a pas droit ä la pen- 
sion, egalement en consideration de l’article 22, l'orga- 
nisme de la premiere Partie doit allouer la pension con- 
formement ä la legislation nationale qu'il doit oppliquer, 
sans consideration de l'article 22. 

(3) La pension en vertu du paragraphe 2 doit etre 
remplacee par des pensions allouees en vertu de l'ar- 
ticle 22, des que l'ayant droit reunit egalement les con- 
ditions en vue de l'allocation d'une pension conforme- 
ment ä la legislation de l'autre Partie contractante. 

Article 24 

Les personnes auxquelles s'appliquent les articles 22 
et 23 sont privees du droit que pourrait leur conferer la 
legislation beige de reclamer une prestation qui n'est 
pas calculee en consideration des periodes d'assurance. 


Article 25 

Pour l'application de l'article 22, les organismes com- 
petents appliquent les regles suivantes: 

1. Lorsque la legislation d'une Partie contractante 
subordonne l'octroi de certains avantages ä la con- 
dition que les pöriodes de cotisation et les periodes 
assimilees aient ete accomplies dans une profession 
soumise ä un regime special d'assurance, ne sont 
prises en consideration, pour l'adinission au bene- 
fice de ces avantages, que les periodes de cotisation 
et les periodes assimilees accomplies sous le ou les 
regimes speciaux correspondants de l'autre Partie; 
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2. Besteht für einen Beruf nur in einem Vertragsstaat 
eine Sonderversicherung, so berücksichtigt 

a) der Träger dieses Staates für die Feststellung 
einer Leistung aus dieser Sonderversicherung 
auch Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten, die 
in diesem Beruf nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates zurückgelegt worden sind, und 

b) der Träger des anderen Staates für die Feststel- 
lung einer Leistung aus der Versicherung, die für 
den Beruf zuständig ist, auch Beitragszeiten und 
gleichgestellte Zeiten, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates in der Sonderver- 
sicherung zurückgelegt worden sind. 


Artikel 26 

Die deutschen Träger verfahren bei Anwendung des 
Artikels 22 wie folgt: 

1. Bei der Berechnung der für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage werden nur 
die nach den deutschen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beitragszeiten berücksichtigt. 

2. Bei der Ermittlung der Anzahl der anrechnungs- 
fähigen Versicherungsjahre stehen die nach den 
belgischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Bei- 
tragszeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach 
diesen Vorschriften bei der Berechnung der Rente 
zu berücksichtigen sind, den nach den deutschen 
Rechtsvorschriften zurückgelegtcn Beitragszeiten 
gleich. 

3. Für die Entscheidung, ob Zeiten, die nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften Ausfallzeiten sind, als 
solche angerechnet werden, 

a) gilt als Eintritt in die Versicherung der erste 
Eintritt in die Versicherung nach den deutschen 
Rechtsvorschriften oder der erste Eintritt in die 
Versicherung nach den belgischen Rechtsvor- 
schriften, je nachdem, welcher Zeitpunkt der 
frühere ist; 

b) gilt als Eintritt des Versicherungsfalles der Ein- 
tritt des Versicherungsfalles nach den deutschen 
Rechtsvorschriften oder nach den belgischen 
Rechtsvorschriften, je nachdem, nach welchen 
Rechtsvorschriften der Versicherungsfall zuerst 
eingetreten ist; 

c) stehen für die Feststellung, inwieweit die Zeit 
vom Eintritt in die Versicherung bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles mit Beiträgen belegt ist, 
die nach den belgischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beitragszeiten, soweit sie auf Grund 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung zu- 
rückgelegt worden sind, den Beitragszeiten gleich, 
die auf Grund einer nach den deutschen Rechts- 
vorschriften versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung zurückgelegt worden sind. 


Artikel 27 

Nach den deutschen Rechtsvorschriften zurückgelegte 
Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten im Sinne dieses 
Kapitels sind alle Beitragszeiten und gleichgestellten 
Zeiten, die nach den deutschen Rechtsvorschriften zu 
berücksichtigen sind. 


2. lorsque, pour une profession consideree, il n’existe 
de regime special que dans une Partie contractante, 

a) l'organisine de cette Partie prend egalement en 
considäration pour la determination d'une pres- 
tation au titre de cette assurance speciale, les 
periodes de cotisation et les periodes assimilees 
accomplies dans cette profession d'apres la legis- 
lation de l'autre Partie, et 

b) l'organisme de l'autre Partie considere aussi, en 
vue de la fixation d’une prestation au titre de 
l'assurance qui s'applique ä la profession, les 
periodes de cotisation et les periodes assimilees 
accomplies dans l'assurance speciale sous la 
legislation de la premiere Partie. 


Article 26 

Pour l'application de Larticle 22, les organismes alle- 
mands procedent de la fagon suivante: 

1. lors du calcul de la base individuelle de determina- 
tion de la pension pour l'assure, il n’est tenu compte 
que des periodes de cotisation accomplies au titre 
de la legislation allemande; 

2. lors de la recherche du noinbre d'annees d'assurance 
pouvant etre prises en compte, les periodes de coti- 
sation et les periodes assimilees accomplies selon 
les prescriptions de la legislation beige et qui doi- 
vent etre prises en consideration en vertu de cette 
legislation, lors du calcul de la pension, sont äqui- 
valentes aux periodes de cotisation accomplies au 
titre de la legislation allemande; 

3. en vue de decider si des periodes considerees selon 
la legislation allemande comme «Ausfallzeiten» sont 
prises en compte comme telles: 

a) il y a lieu de considerer comme premiere entree 
dans L assurance, soit la premiere entree dans 
l’assurance selon la legislation allemande, soit la 
premiere entree dans l'assurance conformement 
ä la legislation beige, selon qu'il s'agit de la date 
la plus ancienne; 

b) il y a lieu de considerer comme moment oü sur- 
vint le risque assure, soit le moment oü survint 
le risque assure suivant la legislation allemande, 
soit le moment oü survint le risque assure sui- 
vant la legislation beige, selon que le risque 
assure est survenu en premier lieu; 

c) sont äquivalentes aux periodes de cotisation 
ayant äte accomplies au titre d’une occupation 
assujettie selon la legislation allemande, les pe- 
riodes de cotisation accomplies au titre de la 
legislation beige pour autant qu’elles aient ete 
accomplies au titre d'une occupation assujettie, 
et ce, en vue de constater jusqu'ä quel point la 
Periode, depuis l'enträe dans l'assurance jus- 
qu'au moment oü le risque assure est survenu, 
est couvcrte par des cotisations. 


Article 27 

Les periodes de cotisation et les periodes assimilees 
accomplies sous la legislation de la Republique federale, 
au sens du präsent chapitre, sont toutes les periodes de 
cotisation et les periodes assimilees qu'il y a lieu de 
prendre en consideration selon la legislation de la Rüpu- 
blique fäderale. 
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Kapitel 2 

Invalidität, Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 

Artikel 28 

(1) Kapitel 1 gilt entsprechend für die Invaliditäts- 
renten, die nach den Rechtsvorschriften der beiden Ver- 
tragsstaaten zu gewähren sind. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 gelten als Beitrags- 
zeiten und gleichgestellte Zeiten, die nach den belgischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind, diejenigen, 
die nach diesen Vorschriften in den Versicherungen für 
den Fall des Alters und des vorzeitigen Todes zurück- 
gelegt worden sind. 

(3) Die deutschen Träger wenden für die Entscheidung, 
ob eine Zurechnungszeit nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften anzurechnen ist, Artikel 26 Nr. 3 entsprechend an. 


Artikel 29 

Die Träger jedes Vertragsstaates berücksichtigen bei 
der Prüfung, inwieweit die Erwerbsfähigkeit des Ver- 
sicherten gemindert ist, die ärztlichen Befunde und ver- 
waltungsmäßigen Angaben, die ihnen die Träger des 
anderen Staates mitteilen; sie behalten jedodi das Recht, 
den Versicherten durch einen Arzt ihrer Wahl unter- 
suchen zu lassen. 

Artikel 30 

Die Invaliditätsrente wird gegebenenfalls nach den 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, nach denen sie 
gewährt wird, unter Berücksichtigung dieses Abkommens 
in eine Altersrente umgewandelt. 


Artikel 31 

(1) Geldleistungen, die auf Grund dieses Kapitels 

a) von einem deutschen Träger einer Person, die 
sich gewöhnlich in Belgien aufhält, oder 

b) von einem belgischen Träger einer Person, die 
sich gewöhnlich in Belgien oder in der Bundes- 
republik aufhält, 

geschuldet werden, sind von dem Träger an den Staats- 
fonds für die Kranken- und Invaliditätsversicherung zu 
überweisen, der sie an die Empfangsberechtigten auszahlt. 

(2) Die Träger werden mit dieser Überweisung von 
ihrer Leistungspflicht gegenüber den Empfangsberechtig- 
ten befreit. 


Kapitel 3 

Tod 

Artikel 32 

Kapitel 1 gilt entsprechend für Hinterbliebenenrenten, 
die nach den deutschen oder belgischen Rechtsvorschriften 
zu gewähren sind. Artikel 28 Abs. 3 gilt. 


Chapitre 2 

Invalidite, incapacite professionnelle ou 
incapadte de gain 

A r t i c 1 e 28 

(1) Les clispositions relatives a l'assurance-vieillesse 
contenues au chapitre 1 s'appliquent egalement aux pen- 
sions d'invalidite prevues par la legislation des deux 
Parties contractantes. 

(2) Toutefois, pour l’application du paragraphe 1, sont 
considerees comme periode de cotisation et periodes as- 
similees accomplies conformement ä la legislation beige, 
celles qui ont ete accomplies conformement ä cette legis- 
lation dans l'assurance en vue de la vieillesse et du 
deces premature. 

(3) En vue de decider si une «Zurechnungszeit» doit 
etre prise en compte selon la legislation allemande, les 
organismes allemands appliquent, par analogie, l'article 
26 par. 3. 


Article 29 

Pour evaluer le degre d’invalidite, les organismes com- 
petents de chaque Partie contractante font etat des cons- 
tatations medicales ainsi que des informations d’ordre 
administratif communiquees par les organismes compe- 
tents de l’autre Partie, mais conservent toutefois Ie droit 
de faire proceder ä l'examen de l'interesse par un mede- 
cin de leur choix. 

Article 30 

L'indemnite d'invalidite est, le cas echeant, transformee 
en pension de vieillesse dans les conditions prevues par 
la legislation en vertu de laquelle eile a ete accordee, 
conformement a la presente Convention. 


Article 31 

(1) Les prestalions en especes dues en vertu de ce 
chapitre 

a) par un organisme allemand ä une personne 
residant en Belgique, ou 

b) par un organisme beige ä une personne residant 
en Belgique ou sur le territoire de la Republi- 
que föderale 

doivent etre transmises par l'organisme au Fonds national 
d'assurance maladie-invalidite, lequel les liquide ä 
l’ayanl droit. 

(2) Par cette transmission, les organismes sont liberes 
de leur Obligation de prestations envers l’ayant droit. 


Chapitre 3 

Döces 

Article 32 

Les dispositions du chapitre 1, relatives aux pensions 
de vieillesse, s’appliquent par analogie aux prestations 
de veuves et de veufs, prevues par la legislation des 
deux Parties. Les dispositions de l’article 28 paragraphe 3 
sont applicables. 


18 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 870 


Abschnitt IV 

Unfallversicherung 

(Versicherung gegen Arbeitsunfalle und 
Berufskrankheiten) 

Artikel 33 

(1) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates auf Grund eines Arbeitsunfalles oder 
einer Berufskrankheit einen Anspruch auf Sachleistungen 
hat und sich in das Gebiet des anderen Staates begibt, 
behält den Anspruch. Rechtsvorschriften eines der Ver- 
tragsstaaten, nach denen der Anspruch nur aufrecht- 
erhalten wird, wenn der Leistungspflichtige vorher der 
Verlegung des Aufenthalts zugestimmt hat, bleiben un- 
berührt. Diese Zustimmung kann nur wegen des gesund- 
heitlichen Zustandes des Berechtigten verweigert wer- 
den. Der Leistungspflichtige kann die Zustimmung nach- 
träglich erteilen, wenn die Voraussetzungen für die Ge- 
währung vorliegen und der Berechtigte die Zustimmung 
aus entschuldbaren Gründen vorher nicht einholen konnte. 

(2) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates versichert ist und im Gebiet des anderen 
Staates einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit 
erleidet oder dort infolge eines früheren Arbeitsunfalles 
oder einer früheren Berufskrankheit Sachleistungen be- 
nötigt, erhält auf Antrag Sachleistungen nach den Rechts- 
vorschriften des zweiten Staates, in dessen Gebiet sie sich 
befindet. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 werden die Sach- 
leistungen zu Lasten des Leistungspflichtigen 

in der Bundesrepublik 

von der für den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts 
des Berechtigten zuständigen Allgemeinen Orts- 
krankenkasse oder, wo eine solche nicht besteht, 
von der Landkrankenkasse oder von der Kreis- 
versicherungsanstalt, die für diesen Ort zuständig 
ist, 

in Belgien 

von dem Staatsfonds für die Kranken- und In- 
validitätsversicherung durch Vermittlung der Re- 
gionalämter der Hilfskasse (Caisse Auxiliaire) 

nach den für die gewährende Stelle maßgebenden Bestim- 
mungen gewährt. 

(4) Der Leistungspflichtige erstattet der Stelle, welche 
die Leistung gewährt hat, die entstandenen Kosten. 

(5) Die zuständigen Behörden können Näheres über die 
Gewährung der Sachleistungen und die Erstattung der 
Kosten in einer Vereinbarung regeln. 


Artikel 34 

Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
zu gewährenden Geldleistungen, die nicht Rente, Pflege- 
geld oder Sterbegeld sind, werden dem Berechtigten und 
seinen Angehörigen auf Ersuchen und zu Lasten des 
Leistungspflichtigen 

in der Bundesrepublik 

durch die für den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts 
des Berechtigten zuständige Allgemeine Ortskranken- 
kasse oder, wo eine solche nicht besteht, durch die 
Landkrankenkasse oder durch die Kreisversicherungs- 
anstalt, die für diesen Ort zuständig ist, 


Titre IV 

Accidents du travail et maladies prolessionnelles 

(Assurance ou responsabilite de l'employeur) 

A r t i c 1 e 33 

(1) Une personne qui peut pretendre aux prestations 
en nature en vertu de la legislation de l'une des Parties 
contractantes pour un accident de travail ou une mala- 
die professionnelle, et qui se rend dans l'autre pays, 
conserve son droit. Les dispositions de la legislation 
d'une Partie contractante en vertu desquelles le droit 
n'est maintenu que si le debiteur des prestations a auto- 
rise le transfert de residence, restent d’application. Cette 
autorisation ne peut etre refusee que pour raison de 
sante de l'interesse. Le debiteur de la prestation peut 
donner son autorisation posterieurement, lorsque les con- 
ditions d'octroi sont remplies et que l'interesse n’a pu 
demander l'autorisation au prealable pour des motifs 
acceptables. 

(2) La personne qui est victime d'un accident de tra- 
vail ou qui contracte une maladie professionnelle sur le 
territoire de la Partie autre que celle de son affiliation 
ou qui a besoin d'une prestation en nature au titre d’un 
accident survenu anterieurement ou au titre d'une mala- 
die professionnelle contractee anterieurement obtient, 
sur sa demande, les prestations en nature sur le terri- 
toire de la Partie oü eile se trouve, conformement ä la 
legislation de cette Partie. 

(3) Dans les cas vises au par. 1 et 2 les prestations en 
nature, ä Charge du debiteur de prestation, sont servies: 

dans la Republique föderale 

par la «Allgemeine Ortskrankenkasse» competente 
pour le lieu de la residence, ou, ä defaut, par la 
« Landkrankenkasse » ou par la « Kreisversiche- 
rungsanstalt » competente pour ce lieu; 


en Belgique: 

par le Fonds national d assurance maladie-invali- 
dite, ä l'intervention des Offices regionaux de la 
Caisse Auxiliaire. 


(4) Le debiteur de la prestation est tenu de rembour- 
ser les frais effectifs ä l'organisme qui a servi les pres- 
tations. 

(5) Des modalites plus precises du Service des presta- 
tions en nature et du remboursement des frais pourront 
etre reglees entre les autorites competentes des deux 
Parties contractantes. 


Article 34 

Les prestations en espece, ä l'exception des rentes, 
allocations pour aide d’une tierce personne et indemni- 
tes pour frais funeraires, prevues par la legislation de 
l'une des Parties contractantes, sont payees, ä la de- 
mande et ä la Charge du debiteur de la prestation, ä la 
victime et ä ses ayants droit: 
dans la Republique föderale 

par la «Allgemeine Ortskrankenkasse» competente 
pour le lieu de la residence, ou, ä defaut d’une teile 
Caisse, par la « Landkrankenkasse » ou par la « Kreis- 
versicherungsanstalt » competente pour ce lieu; 
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in Belgien 

durch den Staatsfonds für die Kranken- und Invalidi- 
tätsversicherung durch Vermittlung der Regionalämter 
der Hilfskasse 

nach den für den Leistungspflichtigen maßgebenden Be- 
stimmungen gewährt. Dieser hat der auszahlenden Stelle 
den Betrag und die Höchstdauer der Geldleistungen mit- 
zuteilen. Artikel 33 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend. 


Artikel 35 

Bei der Feststellung der Leistungsverpflichtung und des 
Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit oder des 
Grades der Arbeitsunfähigkeit infolge von Arbeitsunfäl- 
len oder Berufskrankheiten, auf welche die Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaates anzuwenden sind, werden 
frühere Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten, auf welche 
die Rechtsvorschriften des anderen Staates anzuwenden 
sind, ebenso berücksichtigt wie frühere Arbeitsunfälle 
oder Berufskrankheiten, auf welche die Rechtsvorschriften 
des ersten Staates anzuwenden sind. Als frühere Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten gelten sowohl Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten, für die eine Entschädi- 
gung gewährt worden ist oder gewährt wird, als auch 
solche, bei denen der Grad der Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit oder der Grad der Arbeitsunfähigkeit unter dem 
für die Entschädigung vorgesehenen Mindestgrad liegt. 


Artikel 36 

(1) Leistungen für Berufskrankheiten, die nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten entschädigungs- 
pflichtig sind, werden von dem zuständigen Träger des 
Staates gewährt, in dessen Gebiet zuletzt eine Beschäfti- 
gung ausgeübt worden ist, die ihrer Art nach geeignet 
war, eine, solche Berufskrankheit zu verursachen. Ist nach 
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates die Entschä- 
digungspflicht für eine Berufskrankheit davon abhängig, 
daß eine Person während einer bestimmten Mindestzeit 
in Betrieben beschäftigt war, die geeignet sind, diese 
Berufskrankheit zu verursachen, so berücksichtigt der zu- 
ständige Träger dieses Staates Arbeitszeiten, die in gleich- 
artigen Betrieben des anderen Staates zurückgelegt wor- 
den sind, bei der Ermittlung dieser Mindestzeit. Bei 
Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften darf 
der Ablauf von Verjährungs- oder Ausschlußfristen nicht 
geltend gemacht werden. 

(2) Macht eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates eine Entschädigung für eine Berufs- 
krankheit erhalten hat oder erhält, wegen Verschlim- 
merung dieser Krankheit Ansprüche nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates geltend, ohne dort eine 
Beschäftigung ausgeübt zu haben, die ihrer Art nach 
geeignet war, diese Berufskrankheit zu verursachen oder 
zu verschlimmern, so bleibt der zuständige Träger des 
ersten Staates unter Berücksichtigung der Verschlim- 
merung zur Gewährung der weiteren Leistungen ver- 
pflichtet 

(3) Macht eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates eine Entschädigung für eine Berufs- 
krankheit erhalten hat oder erhält, wegen Verschlim- 
merung dieser Krankheit Ansprüche nach den Rechtsvor- 
schriften des anderen Staates geltend, nachdem sie dort 
eine Beschäftigung ausgeübt hat, die ihrer Art nach 
geeignet war, die Krankheit zu verschlimmern, so bleibt 
der zuständige Träger des ersten Staates unter Berück- 
sichtigung der Verschlimmerung zur Gewährung der wei- 
teren Leistungen verpflichtet, soweit nicht der zuständige 


en Belgique 

par le Fonds national d assurance maladie-invalidite ä 
l'intervention des Offices regionaux de la Caisse Auxi- 
liaire. 

Les prestations sont payees conformement aux disposi- 
tions de la legislation applicable au debiteur de la pres- 
tation. Ce dernier est tenu de communiquer a l’orgamsme 
payeur le montant et la duree maxiinum des prestations 
en especes. Les dispositions de l’article 33, paragraphes 4 

et 5 s’appliquent par anaiogie. 

* 

Ar fiele 35 

Pour determiner l'obligation du Service de prestations 
et la diminution de la capapite de gain, ainsi que le 
degre de l'incapacite de travail en cas d'aecidents du 
travail et de maladies professionnelles pour lesquels la 
legislation de l'une des Parties est applicable, les acci- 
dents du travail et les maladies professionnelles survenus 
anterieurement, pour lesquels la legislation de Lantrc 
Partie est applicable, sont pris en consideration dans la 
meme mesure que les aecidents et les maladies profession- 
nelles survenus anterieurement et repares conformement 
ä la legislation de la premiere Partie. Sont consideres 
comine aecidents du travail et maladies professionnelles 
survenus anterieurement, tant les aecidents du travail et 
les maladies professionnelles pour lesquels une indem- 
nite a ete ou sera accordee, que ceux qui ont donne lieu 
ä une diminution de la capacite de gain ou ä une incapa- 
cite de travail dont le taux est inferieur au minimum 
requis pour l'octroi d une indemnisation. 

A r t i c 1 e 36 

(1) Les prestations en cas de maladie professionnelle 
donnant lieu ä reparation en vertu de la legislation des 
deux Parties contractantes sont accordees par l'orga- 
nisme competent de la Partie sur le territoire de laquelle 
une occupation susceptible de provoquer une maladie 
professionnelle de cette nature, a ete exercee en dernier 
lieu. Si, en vertu de la legislation d une Partie contrac- 
tante, l’obligation de reparation d'une maladie profession- 
nelle est subordonnee ä la condition d'une duree mini- 
mum d'occupation dans une entreprise susceptible de 
provoquer cette maladie professionnelle, l’organisme 
competent de cette Partie doit prendre en consideration, 
pour verifier si la condition de la duree minimum est 
satisfaite, les periodes de travail effectuees dans une 
entreprise similaire de l’autre Partie contractante. Pour 
l’application de la legislation nationale, les clauses de 
delai de prescription ou de forclusion ne peuvent etre 
invoquees. 

(2) Lorsqu'en cas d’aggravation d’une maladie profes- 
sionnelle, une personne qui a beneficie ou beneficie 
d'une reparation pour une maladie professionnelle au 
titre de la legislation d'une Partie contractante, fait va- 
loir ses droits ä l'egard de l’autre Partie pour la meme 
maladie, sans qu elle ait exerce sur le territoire de cette 
derniere une activite susceptible de provoquer cette ma- 
ladie professionnelle ou de l’aggraver, l'organisme com- 
petent de la premiere Partie reste tenu d'oetroyer les 
prestations ulterieures, compte tenu de l'aggravation. 

(3) Lorsqu’en cas d'aggravation d'une maladie profes- 
sionnelle, une personne qui a beneficie ou qui beneficie 
d'une reparation pour une maladie professionnelle aa 
titre de la legislation d’une Partie contractante, fait va- 
loir ses droits ä l'egard de l autre Partie pour cette meme 
maladie, apres y avoir exerce une activite susceptible 
d'aggraver cette maladie, l'organisme competent de la 
premiere Partie reste tenu au service des prestations 
ulterieures, compte tenu de l'aggravation pour autent 
que l'organisme competent, dans la seconde Partie, ne 
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Träger des zweiten Staates auf Grund einer Vereinbarung 
mit dem Träger des ersten Staates die Entschädigung für 
die Verschlimmerung übernimmt, 

(4) Kann der nach Absatz 1 zuständige Träger eine 
Entschädigung nicht gewähren, so hat der zuständige 
Träger des anderen Staates für dessen Staatsangehörige 
die Entschädigung zu übernehmen, wenn diese Staats- 
angehörigen nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
versichert waren und eine Beschäftigung ausgeübt haben, 
die ihrer Art nach geeignet war, eine solche Berufskrank- 
heit zu verursachen. 

Artikel 37 

Unternehmer dürfen in der Unfallversicherung eines 
Vertragsstaates nicht deshalb zu höheren Beiträgen heran- 
gezogen werden, weil der Betrieb im anderen Staat seinen 
Sitz hat. 


Abschnitt V 

Familienbeihilfen 

Artikel 38 

Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
der Erwerb des Anspruchs auf Familien- oder Geburts- 
beihilfen davon ab, daß Beschäftigungszeiten oder diesen 
gleichgestellte Zeiten zurückgolegt worden sind, so wer- 
den alle Zeiten berücksichtigt, die nacheinander in den 
Gebieten beider Staaten zurückgelegt worden sind. 

Abschnitt VI 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 39 

Bei Anwendung der Artikel 11, 22 und 25 und des 
Artikels 26 Nr. 2 und 3 berücksichtigen die zuständigen 
Träger beider Vertragsstaaten Beitragszeiten und gleich- 
gestellte Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften der 
beiden Vertragsstaaten zurückgelegt worden sind, für den 
Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben 
des Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der 
Leistungen wie folgt: 

1. Die nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags- 
staaten zurückgelegten Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten werden berücksichtigt, soweit sie 
sich nicht überschneiden. 

2. Trifft eine Pflichtversicherungszeit, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Staates zurückgelegt worden 
ist, mit einer Zeit freiwilliger Versicherung nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Staates zusammen, 
so wird nur die Pflichtversicherungszeit berücksich- 
tigt. 

L Trifft eine Beitragszeit nach den Rechtsvorschriften 
eines Staates mit einer gleichgestellten Zeit nach 
den Rechtsvorschriften des anderen Staates zusam- 
men, so wird nur die Beitragszeit berücksichtigt. 

c Trifft eine gleichgestellte Zeit nach den Rechtsvor- 
schriften eines Staates mit einer gleichgestellten Zeit 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates zu- 
sammen, so wird nur die gleichgestellte Zeit nach 


reprend pas la reparation pour cette aggravation, ä la 
suite d'un accord avec l'organisme de la premiere Partie. 

(4) Si l'organisme competent en vertu du paragraphe 
ci-dessus ne peut accorder les prestations, l'organisme 
competent de l'autre Partie contractante reprend l’obliga- 
tion de reparation pour les ressortissants de cette Partie, 
lorsque ces ressortissants etaient assures, au titre de la 
legislation de cette Partie et ont exerce une activite pro- 
fessionelle susceptible de provoquer une teile maladie 
professionnelle. 

Article 37 

Les employeurs ne peuvent etre conüaints au paie- 
ment de cotisations plus elevees en vue de l’assurance 
contre les accidents du travail et les maladies profession- 
nelles de I'une des Parties contractantes, en raison de ce 
que le siege de Fentreprise se situe sur le territoire de 
l'autre Partie. 

Titre V 

Allocations familiales 

Article 38 

Si la legislation de I'une des Parties contractantes sub- 
ordonne l'ouverture du droit aux allocations familiales 
et de naissance ä l'accomplissement de periodes de tra- 
vail ou assimilees, il est tenu compte des periodes effec- 
luees successivement sur le territoire de I'une et de l'au- 
tre Partie contractante. 


Titre VI 

Dispositions diverses 

Chapitre 1 er 

Dispositions comraunes 

Article 39 

Pour l'application des dispositions des articles 11, 22, 
25 et des alineas 2 et 3 de l'article 26, les organismes 
competents des deux Parties contractantes prennent en 
consideration les periodes de cotisation et les periodes 
assimilees accomplies en vertu des legislations des deux 
Parties contractantes, tant en vue de l'acquisition, du 
maintien ou du recouvrement du droit ä prestations 
qu’en vue du calcul des prestations, conformement aux 
dispositions suivantes: 

1. les periodes de cotisation et les periodes assimilees 
accomplies conformement ä la legislation des deux 
Parties contractantes sont prises en consideration, 
pour autant qu'elles ne se superposent pas; 

2. lorsqu’une periode d'assurance obligatoire accom- 
plie sous la legislation d’une Partie coincide avec 
une periode d'assurance volontaire selon la legisla- 
tion de l'autre Partie, seule la periode d'assurance 
obligatoire est prise en consideration; 

3. lorsqu’une periode de cotisation selon la legislation 
d'une Partie coincide avec une periode assimilee 
selon la legislation de l’autre Partie, seule la periode 
de cotisation est prise en consideration; 

4. lorsqu'une periode assimilee selon la legislation 
d'une Partie coincide avec une periode assimilee 
selon la legislation de l’autre Partie, il est seule- 
ment tenu compte de la periode assimilee selon la 
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den Rechtsvorschriften des Staates berücksichtigt, in 
dessen Gebiet die betreffende Person zuletzt vor 
dieser Zeit beschäftigt war; war die Person vor 
dieser Zeit nicht im Gebiet eines Vertragsstaates 
beschäftigt, so wird nur die gleichgestellte Zeit nach 
den Rechtsvorschriften des Staates berücksichtigt, in 
dessen Gebiet sie nach dieser Zeit zum ersten Male 
beschäftigt war. 

Artikel 40 

Wird nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
bei der Berechnung der Leistungen das durchschnittliche 
Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, den die betreffende Per- 
son während bestimmter Zeiten bezogen hat, so wird für 
die Berechnung der Leistungen nach diesen Rechtsvor- 
schriften das durchschnittliche Arbeitsentgelt auf Grund 
der Entgelte festgestellt, welche die Person während der 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates zurückgelegten 
Beitragszeiten bezogen hat. 

Artikel 41 

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates Anspruch auf eine Alters-, Invaliditäts- 
oder Hinterbliebenenrente, so hat der Träger dieses Staa- 
tes die nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates 
gewährten Renten für Arbeitsunfälle oder Berufskrank- 
heiten ebenso zu berücksichtigen wie entsprechende Ren- 
ten nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates. 

(2) Ruht nach Absatz 1 eine nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zu gewährende Alters- oder Invaliditätsrente 
wegen des Zusammentreffens mit einer nach den belgi- 
schen Rechtsvorschriften zu gewährenden Rente für einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit, so gilt als der 
der Berechnung dieser Rente zugrunde liegende Jahres- 
arbeitsverdienst derjenige, der einer Verletztenrente in 
gleicher Höhe zugrunde liegen würde, die nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften für denselben Grad der Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit gewährt wird. Der bei Fest- 
stellung der Rente ermittelte Jahresarbeitsverdienst wird 
bei Kursänderungen bcibehalten, die die Höhe der nach 
den belgischen Rechtsvorschriften zu gewährenden Rente 
ändern, und gilt im Hinblick auf Änderungen der deut- 
schen Rechtsvorschriften als ein Jahresarbeitsverdienst, 
der einer nach deutschen Rechtsvorschriften zu gewäh- 
renden Verletztenrente zugrunde liegt. 


Artikel 42 

Berücksichtigen die Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staates als Angehörige nur Personen, die mit dein Ver- 
sicherten in häuslicher Gemeinschaft leben, so gilt diese 
Voraussetzung auch als erfüllt, wenn sich die Personen 
im Gebiet des anderen Staates gewöhnlich aufhalten und 
von dem Versicherten überwiegend unterhalten werden. 


Kapitel 2 

Geltungsbereich des Abkommens 

Artikel 43 

(1) Artikel 4 Abs. 1 berührt nicht die deutschen Rechts- 
vorschriften, nach denen 

a) Personen, die sich außerhalb des Gebiets der 
Bundesrepublik aufhalten, ein Entschädigungs- 
anspruch nur aus solchen Arbeitsunfällcn oder 
Berufskrankheiten zustcht, die im Gebiet der 
Bundesrepublik oder im Zusammenhang mit 


legislation de la Partie sur lc territoire de laquelle 
le titulaire a ete occupe en dernier lieu avant la 
periode en cause; lorsque le titulaire n'a pas ete 
occupe avant cette periode sur le territoire dune 
Partie contractante, il est seulement tenu compte de 
la periode assimilee selon la legislation de la Partie 
sur le territoire de laquelle il a ete occupe pour la 
premiere fois apres cette periode. 

A r t i c 1 e 40 

Si, d'apres la legislation d'une Partie contractante, la 
determination des prestations tient compte du salaire 
moyen des periodes d'assurance, le salaire moyen pris en 
consideration, pour le calcul des prestations selon cette 
legislation, est determine d'apres les salaires que la per- 
sonne consideree a obtenus pendant les periodes en 
cause, accomplies sous la legislation de ladite Partie. 


A r t i c 1 e 41 

(1) Lorsqu'une personne a droit ä une pension de vieil- 
lesse, d'invalidite, de veuve (veuf) ou d'orphelin au titre 
de la legislation d'une Partie contractante, 1'organisme de 
cette Partie doit prendre en consideration les prestations 
pour accident de travail ou maladie professionnelle al- 
louees selon la legislation de l'autre Partie, de la meme 
maniere que s'il s'agissait de prestations correspondantcs 
allouees en vertu de la legislation de la premiere Partie. 

(2) Lorsqu'une pension de vieillesse ou d'invalidite, 
due en vertu de la legislation allemande, est suspendue 
en vertu du paragraphe 1, en raison du cumul avec une 
rente due, conformement ä la legislation beige, pour un 
accident de travail ou une maladie professionnelle, doit 
etre consideree comme remuneration annuelle ayant ser- 
vi au calcul de cette rente, la remuneration qui aurait 
ete prise en compte pour le calcul cle la pension-accident 
dun meine montant, conformement ä la legislation alle- 
mande pour un taux identique de reduction de la capa- 
cite de gain. 

Le inontant de la remuneration annuelle recherche pour 
le calcul de la pension-accident est adapte aux fluctua- 
tions du cours du cliange, qui modifient le montant de la 
rente due en vertu de la legislation beige, et est pris en 
compte, au regard des modifications de la legislation al- 
lemande, comme une remuneration annuelle prise en con- 
sideration pour une pension-accident due en vertu de la 
legislation allemande. 

Article 42 

Si la legislation de l'une des Parties contractantes ne 
considere comme ayant droit que les personnes vivant 
sous le meme toit que l'assure, cette condition est repu- 
tee remplie si l'ayant droit, quoique residant sur le terri- 
toire de l'autre Partie, est principalement ä la Charge de 
l'assure. 

Chapitre 2 

Champ d'application de la Convention 

Article 43 

(1) Les dispositions de l'article 4 paragraphe 1 ne 
portent pas atteinte aux dispositions de la legislation 
allemande selon lesquelles 

a) les personnes, residant hors du territoire de la 
Republique föderale, ne peuvent pretendre ä la 
reparation d un accident du travail ou d'une ma- 
ladie professionnelle que s'ils se sont produits 
sur le territoire de la Republique föderale ou 
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einer Beschäftigung in diesem Gebiet außerhalb 
der Bundesrepublik eingetreten sind, und zwar 
auch in den Fällen, die vor Errichtung der Bun- 
desrepublik in deren Gebiet oder auf Seeschiffen 
eingetreten sind, deren Heimathafen sich in 
diesem Gebiet befand und die unter deutscher 
Flagge fuhren; 

b) Anspruch auf Leistungen aus Beitragszeiten und 
gleichgestellten Zeiten, die bei nicht mehr be- 
stehenden, stillgelegten oder außerhalb des Ge- 
biets der Bundesrepublik befindlichen Trägern 
einer gesetzlichen Rentenversicherung zurück- 
gelegt worden sind, nur den Personen zusteht, 
die sich ständig im Gebiet der Bundesrepublik 
aufhalten. 

(2) Sind die in Absatz 1 Buchstabe b genannten Zeiten 
jedoch in einer Rente berücksichtigt, die ein deutscher 
Träger bindend festgestellt hat oder feststellt, so ist diese 
Rente auch nach Belgien zu zahlen, wenn der Berechtigte 
seinen ständigen Aufenthalt nach Belgien verlegt. Stirbt 
der Berechtigte, nachdem er seinen ständigen Aufenthalt 
nach Belgien verlegt hat, so erhalten seine Hinterbliebe- 
nen, solange sie sich ständig in Belgien aufhalten, die 
Renten, die ihnen zustehen würden, wenn sie ihren stän- 
digen Aufenthalt im Gebiet der Bundesrepublik hätten. 


Kapitel 3 

Zahlungsverkehr — Umrechnung 

Artikel 44 

(1) Die Träger, die nach diesem Abkommen Geld- 
leistungen zu gewähren haben, werden durch Zahlung in 
ihrer Landeswährung von ihren Verpflichtungen befreit. 

(2) Geldleistungen der Rentenversicherungen sowie 
Renten und Sterbegelder der Unfallversicherung, die von 
den Trägern eines Vertragsstaates an einen Berechtigten 
zu gewähren sind, der sich gewöhnlich im Gebiet des 
anderen Staates aufhält, können zu Lasten des verpflich- 
teten Trägers und nach den für diesen geltenden Rechts- 
vorschriften von dem für den gewöhnlichen Aufenthaltsort 
des Berechtigten zuständigen Träger ausgezahlt werden. 
Die zuständigen Behörden können Näheres, insbesondere 
über die gegenseitige Kostenerstattung und die Zahlungs- 
anweisungen, in einer Vereinbarung regeln. 


Artikel 45 

Ist bei der Feststellung einer Leistung, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates geschuldet wird, 
der in der Währung des anderen Staates ausgedrückte 
Betrag einer Leistung, die nach den Rechtsvorschriften 
dieses Staates geschuldet wird, oder anderer Bezüge aus 
diesem Staat zu berücksichtigen, so wird dieser Betrag 
nach dem jeweils geltenden Wechselkurs umgerechnet. 

Kapitel 4 

Verwaltungshilfe 

Artikel 46 

(1) Die Behörden und Träger der beiden Vertrags- 
staaten leisten sich bei Durchführung dieses Abkommens 
gegenseitig Hilfe, als ob sie die eigenen Rechtsvor- 
schriften durchführen würden. Die Hilfe ist kostenlos. 


s'ils sont en relation avec une occupation sur 
ce territoire mais survenus hors de la Repu- 
blique föderale, ainsi que pour les cas sur- 
venus sur son territoire avant l'institution de la 
Republique föderale ou sur des navires dont le 
port d’attache se trouvait sur son territoire et 
battant pavillon allemand; 
b) seules les personnes residant de fagon perma- 
nente sur le territoire de la Republique föderale 
peuvent pretendre ä des prestations se rappor- 
tant ä des periodes de cotisation ou des periodes 
assimilees accomplies, aupres d'organismes 
d'assurance-pension reglementaire ayant cesse 
d’exister ou ayant suspendu leur activite ou 
situes hors du territoire de la Republique föde- 
rale. 

(2) Toutefois, si les periodes visees au paragraphe 1 b 
sont prises en consideration en ce qui concerne une Pen- 
sion dont un organisme allemand fixe le droit et le mon- 
tant, ä titre definitif ou non, cette pension doit egalement 
etre payee en Belgique lorsque le benöficiaire y transfere 
sa residence permanente. Lorsque le benöficiaire decede 
apres la date de ce transfert, ses ayants droit obtiennent 
les pensions auxquelles ils auraient pu pretendre si leur 
residence permanente avait ötö ötablie sur le territoire 
de la Republique föderale et ce aussi longtemps qu’ils 
sejournent de facon permanente en Belgique. 

Chapitre 3 

Paiemenls — Transferts — Conversion 

A r t i c 1 e 44 

(1) Les Organismus debiteurs de prestations en especes 
en vertu de la presente Convention s'en libereront va- 
lablement dans la rnonnaie de leur pays. 

(2) Les prestations en especes dues au titre des assu- 
rances-pension ainsi que les rentes et les allocations au 
döces dues au titre de Fassurance-accidents, par les Orga- 
nismus competents de l'une des deux Parties contrac- 
tantes ä un benöficiaire residant sur le territoire de 
l’autre Partie, pourront etre servies par l organisme coin- 
petent en raison du heu de residence du benöficiaire, 
aux frais de l'organisme debiteur et conformement ä la 
legislation en vigueur pour ce clernier. Les autoritös com- 
pelentes des deux Parties contractantes peuvent regier, 
le cas echeant, d'un commun accord, les points de detail 
et spöcialemcnt les questions relatives au rembourse- 
ment reciproqne des depenses et aux ordres de paiement. 

A r t i c 1 e 45 

Si, lors de la dötermination d une prestation due selon 
la legislation cl'une des Parties contractantes, il y a lieu 
de tenir compte du montant exprime dans la rnonnaie de 
l'autre Partie, soit dune prestation due selon la legisla- 
tion de cette autre Partie, soit d’autres revenus provenant 
de cette Partie, ce montant est converti d'apres le cours 
du change en vigueur ä ce moinent, 

Chapitre 4 

Entr’aide administrative 

A r t i c 1 e 46 

(1) Les autorites et organismes competents des deux 
Parties contractantes se preteront mutuellement leurs 
bons Offices pour l'application de la presente Convention, 
comme s'il s’agissait de l'application de leurs propres 
legislations. Cette entr’aide sera gratuite. 
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(2) Ärztliche Untersuchungen, clie bei Durchführung 
der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates notwendig 
werden und Personen im Gebiet des anderen Staates 
betreffen, werden auf Antrag und zu Lasten des zustän- 
digen Trägers von dem Träger des Staates veranlaßt, in 
dessen Gebiet die zu untersuchenden Personen sich ge- 
wöhnlich oder vorübergehend aufhalten. Die zuständigen 
Behörden können Näheres über die Erstattung der 
Kosten in einer Vereinbarung regeln. 

(3) Die zuständigen Behörden unterrichten sich gegen- 
seitig laufend über 

a) die zur Durchführung des Abkommens getrof- 
fenen Maßnahmen, 

b) alle Änderungen und Ergänzungen ihrer inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften, welche die Durch- 
führung des Abkommens berühren. 

Artikel 47 

(1) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staates Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger dieses 
Staates vorzulegen sind, ganz oder teilweise von Steuern 
oder Gebühren befreit, so erstreckt sich diese Befreiung 
auch auf die Urkunden oder sonstigen Schriftstücke, die 
bei Durchführung dieses Abkommens einer Behörde, 
einem Gericht oder einem Träger des anderen Staates 
vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die bei Durchführung dieses Abkommens 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger eines 
Vertragsstaates vorgelegt werden müssen, sind von der 
Legalisation befreit, falls sie ordnungsgemäß ausgestellt 
und mit dem Dienststempel oder Dienstsiegel versehen 
sind. 

Artikel 48 

(1) Die Behörden und Träger der beiden Vertragsstaa- 
ten können bei Durchführung dieses Abkommens mit- 
einander, mit den beteiligten Personen und deren Ver- 
tretern unmittelbar in ihrer Amtssprache verkehren. 

(2) Die Behörden und Träger der beiden Vertrags- 
staaten dürfen Eingaben oder sonstige Schriftstücke, die 
an sie gerichtet werden, nicht deshalb zurückweisen, weil 
sie in einer Amtssprache des anderen Staates abgefaßt 
sind. 

Artikel 49 

Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates innerhalb einer 
bestimmten Frist bei einer Behörde, einem Träger, einem 
Gericht oder einer anderen Einrichtung dieses Staates, 
die für die Durchführung der in Artikel 2 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, einzureichen sind, 
gelten als fristgerecht eingereicht, wenn sie in derselben 
Frist bei einer Behörde, einem Träger, einem Gericht oder 
einer gleichartigen Einrichtung des anderen Staates ein- 
gereicht werden. In diesen Fällen leitet die Stelle, die 
damit befaßt ist, den Antrag, die Erklärung oder den 
Rechtsbehelf unverzüglich an die entsprechende Stelle 
des ersten Staates weiter, die für die Durchführung der 
in Artikel 2 genannten Rechtsvorschriften zuständig ist. 

Kapitel 5 

Durchführung des Abkommens 

Artikel 50 

(1) Die zuständigen Behörden können die zur Durch- 
führung dieses Abkommens notwendigen Maßnahmen in 


(2) Les examens medicaux necessaires lors de l'appli- 
cation des legislations de l’une des Parties contractantes 
et concernant les personnes se trouvant sur le territoire 
de l'aulre Partie sont effectues, ä la demande de l'orga- 
nisme ayant la Charge des prestations et aux frais de 
celui-ci, par les soins de l'organisme competent de la Par- 
tie oü resident ou sejournent les personnes ä examincr. 
Les autorites competentes des deux Parties contractantes 
pourront, le cas echeant, convenir des mesures de detail 
relatives au remboursement des frais. 

(3) Les autorites competentes des deux Parties con- 
tractantes se communiqueront 

a) toutes informations concernant les mesures pri- 
ses pour l'application de la presente Convention,* 

b) toutes informations concernant les modifications 
de leurs legislations qui ont trait ä l'application 
de la presente Convention. 

Article 47 

(1) Les exemptions ou reductions de droits de timbre 
et de taxe, prevues par la legislation de l’une des Par- 
ties contractantes pour les pieces ou autres documents 
ä produire aux autorites, ä un tribunal ou ä d'autres or- 
ganismes competents de cette Partie, sont applicables 
egalement aux pieces et autres documents ä produire, 
pour l’application de la presente Convention, aux autori- 
tes, ä un Tribunal ou ä d'autres organismes competents 
de l'autre Partie. 

(2) Tous actes, documents et pieces quelconques qui 
doivent etre produits aux autorites, ä un Tribunal ou ä 
d’autres organismes competents d'une Partie contrac- 
tante, en application de la presente Convention, sont 
exemptes du Visa de legalisation lorsqu'ils sont delivres 
regulierement et munis du cachet ou du sceau du Ser- 
vice. 

Article 48 

(1) Les autorites et organismes competents des deux 
Parties contractantes peuvent, aux fins de l'application 
de la presente Convention, communiquer directement 
entre eux, ainsi qu'avec les personnes interessees et leurs 
mandataires, dans leur langue officielle. 

(2) Les demandes, presentees ä des autorites ou orga- 
nismes competents des deux Parties contractantes, ainsi 
que d'autres documents, presentes en application de la 
presente Convention, ne peuvent etre refuses du fait 
qu’ils sont rediges dans une langue officielle de l'autre 
Partie. 

Article 49 

Les demandes, declarations et recours qui doivent ou 
peuvent etre introduits dans un delai determine aupres 
d’une autorite, d'un organisme, d'un Tribunal ou d’une 
autre Institution qui sont competents pour l’application 
des legislations enumerees ä l’article 2, d’une des deux 
Parties contractantes, sont consideres comme recevables 
s'ils sont presentes dans le meme delai aupres d’une 
autorite, d'un organisme, d’un Tribunal ou d’une autre 
Institution de l'autre Partie. Dans ce cas, le Service com- 
petent transmet, sans retard, lesdits demandes, declara- 
tions ou recours ä l'autorite, ä l'organisme competent, au 
Tribunal ou ä une autre Institution de la premiere Partie 
qui sont competents pour l'application des legislations 
enuinerees ä l’article 2. 

Chapitre 5 

Application de la Convention 

Article 50 

(1) Les autorites competentes peuvent fixer des dispo- 
sitions de detail necessaires pour l’application de la pre- 
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einer Vereinbarung regeln. Sie können insbesondere 
Vereinbarungen treffen über 

a) die Einrichtung von Verbindungsstellen, die un- 
mittelbar miteinander verkehren können, 

b) die ärztliche Untersuchung von Personen, die 
Leistungen nach diesem Abkommen beantragen, 
sowie die ärztliche und verwaltungsmäßige 
Überwachung der Personen, die solche Leistun- 
gen beziehen, 

c) die Krankenbehandlung bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, 

d) die Durchführung des Artikels 23. 

(2) Falls Verbindungsstellen eingerichtet werden, ob- 
liegt in der Bundesrepublik den für die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, für die Rentenversicherung der An- 
gestellten und für die knappschaftliche Rentenversicherung 
zuständigen Verbindungsstellen auch die Feststellung der 
nach Abschnitt III geltend gemachten Ansprüche auf Lei- 
stungen und die Gew r ährung dieser Leistungen, soweit 
nicht die Bundesbahnversicherungsanstalt oder die See- 
kasse zuständig ist. 


Artikel 51 

(1) I-Iat ein Träger eines Vertragsstaates dem Berech- 
tigten einen Vorschuß auf eine Leistung gewährt, zu 
deren Zahlung ein Träger des anderen Staates verpflichtet 
ist, so kann der verpflichtete Träger die Nachzahlung 
oder die laufenden Zahlungen bis zur Höhe des Vor- 
schusses zugunsten des Trägers einbehalten, der den 
Vorschuß gewährt hat. 

(2) Wird der Berechtigte von einem Träger der Für- 
sorge des einen Vertragsstaates für einen Zeitraum 
unterstützt, für den er nach diesem Abkommen gegen 
einen Träger des anderen Staates Anspruch auf eine 
Leistung hat, so ist die Leistung von der auszahlenden 
Stelle auf Ersuchen des Fürsorgeträgers zu dessen Gun- 
sten bis zur Höhe der gezahlten Unterstützung einzu- 
behalten. 


Artikel 52 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Durchführung des Abkommens 
sollen, soweit möglich, durch die zuständigen Behörden 
beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt w T erden, so ist sie auf Verlangen eines Vertrags- 
Staates einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und diese 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen. Werden Mitglieder und Obmann 
nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem ein 
Staat seine Absicht, das Schiedsgericht anzurufen, be- 
kanntgegeben hat, so kann in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung jeder Staat den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Be- 
stellungen vorzunehmen. Ist der Präsident Staatsange- 
höriger eines Vertragsstaates oder aus einem anderen 
Grund verhindert, so soll der Vizepräsident und bei 
dessen Verhinderung der älteste Richter die erforder- 
lichen Feststellungen vornehmen. 


(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Die Entscheidungen sind bindend. Jeder Staat trägt 
die Kosten seines Mitgliedes. Die übrigen Kosten werden 


sente Convention. Eltes pourront notamment conclure des 
accords sur les points suivants: 

a) Institution d'organismes de liaison qui peuvent 
communiquer directement entre eux; 

b) contröle medical des personncs qui introduisent 
des demandes de prestation cn vertu de la pre- 
sente Convention, ainsi que contröle medical et 
administratif des beneficiaires de telles presta- 
tions; 

c) soins medicaux en cas d’accidents du travail 
(maladies professionnelles); 

d) le cas echeant, application des dispositions de 
l’article 23. 

(2) En cas de designation d'organismes de liaison, les 
organismes de liaison competents, dans la Republique 
föderale, en matiere dassurance-pension des ouvriers, 
d’assurance-pension des employes et d’assurance-pension 
des mineurs assument egalement la determination de:^ 
droits ä prestations que l’interesse fait valoir en vertu 
des dispositions du Titre III et Foctroi des prestations 
liquidees, pour autant que ces questions ne relevent pas 
de la competence de l’Institut federal cl'assurance des 
chemins de fer ou de la caisse maritime. 

Article 51 

(1) Si un organisme d’une Partie contractante a ac- 
corde une avance au beneficiaire sur une prestation, au 
paiement de laquelle un organisme de Fautre Partie con- 
tractante est astreint, Lorganisme döbiteur peut effec- 
tuer, au profit de l organisme qui a consenti les avances, 
des retenues sur les arrerages et sur les anderes jusqu’ä 
concurrence des avances. 

(2) Lorsque le beneficiaire obtient pour une certaine 
Periode un secours de la part d'un organisme d'assistance 
publique d’une Partie contractante, et que, pour ladite 
periode, il a droit ä une prestation en vertu de la pre- 
sente Convention, aupres de l'organisme de l'autre Par- 
tie contractante, l'organisme payeur doit retenir, ä la de- 
mande de l'organisme d'assistance et en faveur de ce 
dernier, une somme jusqu’ä concurrence du montant 
du secours accorde. 

Article 52 

(1) Les differends entre les deux Parties contractantes 
au sujet de l’interpretation ou de l’application de la pre- 
sente Convention seront regles, dans la mesure du pos- 
sible, par les autorites competentes. 

(2) S il n'est pas possible de regier le differend pai 
cette voie, celui-ci sera soumis, ä la demande d une des 
deux Parties contractantes, ä un tribunal d'arbitrage. 

(3) Le tribunal d'arbitrage sera constitue chaque fois 
que la necessite s’en fera sentir, et compose d'un repre- 
sentant de chacune des deux Parties contractantes et d'un 
ressortissant d'un pays tiers, que les deux arbitres de- 
signeront, d'un commun accord, comme surarbitre. Si les 
arbitres et le surarbitre ne sont pas designes dans un 
delai de trois mois, ä paitir de la date ä laquelle une 
Partie contractante a notifie son intention de faire appel 
au tribunal d'arbitrage, chacune des Parties contractantes 
pourra, ä defaut d’un autre accord, deinander au Presi- 
dent de la Cour Internationale de Justice de se charger 
de la designation. Au cas oü le President est ressortissant 
dune Partie contractante ou, en cas d'empechemcnt de 
celui-ci pour d’autres raisons, le Vice-President ou, en 
cas d'empechement de celui-ci, le juge le plus ancien, 
effectuera les designations necessaires. 

(4) Le tribunal d'arbitrage rendra sa decision ä la ma- 
jorite des voix. Ses decisions sont obligatoires et defini- 
tives. Chaque Partie contractante assumera la Charge des 
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von den Staaten zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen 
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


Artikel 53 

Die deutschen Rechtsvorschriften über Wahlrecht und 
Wählbarkeit der Versicherten und ihrer Arbeitgeber zu 
den Organen der Träger und ihrer Verbände sowie zu 
den Behörden der Sozialversicherung werden durch Ar- 
tikel 3 Abs. 2 nicht berührt. 

Abschnitt VII 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 54 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 
Leistungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten, soweit 
nicht eine Zusatzvereinbarung etwas anderes bestimmt. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens sind auch Bei- 
tragszeiten und gleichgestellte Zeiten zu berücksichtigen, 
die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegt worden sind. 

(3) Dieses Abkommen findet auch auf Versicherungs- 
fälle .Anwendung, die vor seinem Inkrafttreten einge- 
treten sind. Dabei gilt, sofern nicht die Dritte Zusatz- 
Vereinbarung anzuwenden ist, folgendes: 

a) Renten, die vor Inkrafttreten des Abkommens 
wegen der Staatsangehörigkeit oder des ge- 
wöhnlichen Aufenthalts des Berechtigten nicht 
gewährt w T orden sind, werden ohne Rücksicht 
auf entgegenstehende innerstaatliche Rechts- 
vorschriften über die Verjährung oder den Aus- 
schluß von Ansprüchen nach Maßgabe dieses 
Abkommens von dessen Inkrafttreten an fest- 
gestellt oder zum Wiederaufleben gebracht, falls 
der Berechtigte dies innerhalb von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten des Abkommens beantragt. 
Wird der Antrag nach Ablauf dieser Frist ge- 
stellt, wird die Rente mit Beginn des Antrags- 
monats festgestellt oder zum Wiederaufleben 
gebracht, sowmit der Anspruch nicht ausgeschlos- 
sen oder verjährt ist. 

b) Renten, die bereits vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens festgestellt worden sind, werden 
ohne Rücksicht auf entgegeristchende innerstaat- 
liche Rechtsvorschriften über die Verjährung 
oder den Ausschluß von Ansprüchen nach Maß- 
gabe des Abkommens von dessen Inkrafttreten 
an neu festgestellt, wenn der Berechtigte dies 
innerhalb von zwmi Jahren nach Inkrafttreten 
des Abkommens beantragt; die Reditskraft 
früherer Entscheidungen steht nicht entgegen. 
Wird der Antrag nach Ablauf dieser Frist ge- 
stellt, so wird die Rente mit Beginn des Antrags- 
monats neu festgestellt. 

Artikel 55 

Das Abkommen über die Soziale Sicherheit der Rhein- 
schiffer vom 27. Juli 1950 wird durch dieses Abkommen 
nicht berührt. 

Artikel 56 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer eines Jahres 
von seinem Inkrafttreten an geschlossen. Es gilt als still- 


depenses afferentes ä l’activite de son arbitre; la Charge 
des autres depenses sera assumee par los deux Parties, 
en parts egales. Le tribunal d'arbitrage fixera, lui-ineme, 
sa procedure. 

A r t i c 1 e 53 

Les dispositions de la legislation de la Republique föde- 
rale relatives au droit de vote des assures et de leurs 
employeurs, ainsi qu'ä leur eligibilite aux Organes des 
organismes d’assurance sociale ne sont pas affectees par 
l'article 3, par. 2. 

Titre VII 

Dispositions finales et transitoires 

A r t i c 1 e 54 

(1) La presente Convention ne cree aucun droit ä des 
preslations pour le temps precedant son entree en 
vigueur pour autant qu’un Accord complementaire n'en 
dispose pas autrement. 

(2) Lors de l’application de la presente Convention, il 
y a lieu de tenir compte des periodes de cotisation et des 
periodes assimilees accomplies avant son entree en 
vigueur. 

(3) La presente Convention est egalement applicable 
aux cas d’assurances qui se sont procluits avant son en- 
tree en vigueur, pour autant que le troisieme Accord 
complementaire ne leur soit pas applicable; les regles 
suivantes sont applicables: 

a) les pensions n'ayant pas etc accordees du fait 
de la nationalste ou de la residence du benefi- 
ciaire avant l'entree en vigueur de la presente 
Convention sont etablies ou reconstituees con- 
formement ä cette Convention, ä partir de son 
entree en vigueur, sans qu'il soit tenu compte 
des dispositions de la legislation nationale rela- 
tives ä la prescription ou ä la forclusion du 
droit, lorsque le beneficiaire en fait la demande 
dans les deux ans qui suivent l'entree en vigueur 
de la Convention. Si cette demande est faite, 
apres ce delai, la pension est etablie ou re- 
constituee des le debut du mois au cours duquel 
eile a ete demandee, pour autant que le droit 
ne soit pas exclu ou prescrit; 

b) les pensions qui ont dejä ete etablies avant l’en- 
tree en vigueur de la Convention sont etablies 
ä nouveau conformement ä la Convention et ä 
partir de son entree en vigueur, sans qu’il soit 
tenu compte des dispositions de la legislation 
nationale relative ä la prescription ou ä la for- 
clusion du droit, lorsque le beneficiaire en fait 
la demande dans les deux ans qui suivent l'en- 
tree en vigueur de la Convention, l'autorite de 
la cbose jugee des dccisions anterieures n’etant 
pas opposable. Si cette demande est introduite 
apres ce delai, la pension est etablie a nouveau 
des le debut du mois au cours duquel la deman- 
de a ete faite. 

Article 55 

L'accord concernant la securite sociale des bateliers 
rhenans en date du 27 juillet 1950 n'est pas affecte par 
les dispositions de la presente Convention. 

Article 56 

(1) La presente Convention est conclue pour une duree 
d’un an ä compter de la date de son entree en vigueur. 
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schweigend von Jahr zu Jahr verlängert, sofern es nicht 
von einem Vertragsstaat spätestens drei Monate vor 
Ablauf der Jahresfrist schriftlich gekündigt wird. 

(2) Tritt das Abkommen außer Kraft, so gelten seine 
Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leistungs- 
ansprüche weiter; einschränkende innerstaatliche Vor- 
schriften über den Ausschluß eines Anspruchs oder das 
Ruhen oder die Entziehung von Leistungen wegen des 
gewöhnlichen oder vorübergehenden Aufenthaltes im 
Ausland bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 

(3) Das Abkommen wird auf Anwartschaften, die bis zu 
seinem Außerkrafttreten entstanden sind, nach Maßgabe 
einer Zusatzvereinbarimg weiter angewandt. 


Artikel 57 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Brüssel ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 7. Dezember 1957 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Ehr die Bundesrepublik Deutschland: 
v. Brentano 
Blank 

Für das Königreich Belgien: 

Baron de Gruben 
Leon Eli T r o c 1 e t 


Elle sera renouvelee par tacite reconduction d'annce en 
annee, sauf denonciation par une Partie contractante, 
laquelle devra etre notifiee par ecrit au moins trois mois 
avant Ecxpiration du terme. 

(2) Lorsque la presente Convention cessera d etre en 
vigucur, ses dispositions continueront a etre applicables 
aux droits acquis; aucune prescription limitative, sur le 
plan national, relative a la forclusion d'un droit ou ä la 
Suspension ou au relrait d une prestation du fait de resi- 
dence ou de sejour ä l’etranger ne pourra intervenir en 
ce qui concerne ces droits. 

(3) Les droits en cours d acquisition ayant pris nais- 
sance avant l’expiration de la validite de la presente 
Convention continueront, apres l’expiration de celie-ci, 
ä etre regis par ses dispositions, conformement aux ter- 
mes d'un accord complemcntaire. 

A r t i c 1 e 57 

(1) La presente Convention sera ratifiee et les inst r u - 
menls de ratification en seron t echanges ä Bruxelles 
aussi tot que possible. 

(2) Elle entrera en vigucur ie. premier jour du mois 
succedant ä cclui qui suivra l’echange des instruinents 
de ratification. 

EN FOI DE QLJOI, les Plenipotenticiires respeclifs ont 
signe hi presente Convcmtion et y ont appose leurs ca- 
chets. 

FAIT a Bonn, le 7 decembre 1957 en deux exemplaires 
originaux, chacun d eux etant etabli en langues alie- 
mande et frangaise, les deux textes faisant egalement foi. 

Pour la Republique föderale d’Allemagne: 
v.Brcnlan o 
Blank 

Pour le Royauine de Belgique: 

Baron de Gruben 
Leon Eli Troclet 
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Erste Zusatzvereinbarung 

zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 
über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger 

Premier Accord complementaire 
ä la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique, 
du 7 decembre 1957, 

relatif ä la securite sociale des travailleurs frontaliers 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, zur Ergänzung des Allge- 
meinen Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit 
vom 7. Dezember 1957 diese Zusatzvereinbarung zu 
schließen, und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Seine Majestät der König der Belgier 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 

Leon Eli Tr o c 1 e t , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Grenzgänger im Sinne dieser Vereinbarung sind Per- 
sonen, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Auf- 
enthalts im Gebiet eines Vertragsstaates, zu dem sie in 
der Regel mindestens einmal wöchentlich zurückkehren, 
im Gebiet des anderen Staates als Arbeitnehmer beschäf- 
tigt sind. 

Artikel 2 

Soweit diese Vereinbarung nicht etwas anderes be- 
stimmt, gilt das Allgemeine Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 auch für 
Grenzgänger, und zwar ohne Rücksicht auf ihre Staats- 
angehörigkeit. 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE 
et 

SA MAJESTE LE ROI DES BELGES 

ONT RESOLU de conclure le present Accord, en vue 
de completer la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne et le Royaume 
de Belgique du 7 decembre 1957 et, ä cet effet, ont de- 
signe comme leurs Plenipotentiaires: 

Le President de la Republique föderale d’Allemagne 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 

Leon Eli Tr oclet, 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

lesquels, apres avoir echange leurs pouvoirs reconnus 
en bonne et due forme, sont convenus des dispositions 
suivantes: 

Chapitre I 

Dispositions generales 

Article 1 

Sont consideres comme travailleurs frontaliers au sens 
du present Accord, les personnes qui, tout en conservant 
leur residence sur le territoire d'une Partie contractante 
oü eiles retournent, en principe, au moins une fois par 
semaine, sont occupees en qualite de travailleurs salaries 
sur le territoire de l'autre Partie. 

Article 2 

Pour autant que le present Accord n'en dispose pas 
autrement, la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne et le Royaume 
de Belgique du 7 decembre 1957 est egalement applicable 
aux travailleurs frontaliers, sans consideration de leur 
nationalite. 
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Kapitel II 

Krankenversicherung 

(Versicherung für den Fall der Krankheit, 
der Mutterschaft und des Todes — Sterbegeld) 

Artikel 3 

(1) Die Geldleistungen, die einem Grenzgänger nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates zustehen, in 
dessen Gebiet er beschäftigt ist, werden ihm dort von 
dem Träger gezahlt, dem er angehört. 


(2) Die Sachleistungen, die einem Grenzgänger und 
seinen anspruchsberechtigten Angehörigen nach den in 
Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften zu stehen, werden 
entweder in dem Vertragsstaat, in dem der Grenzgänger 
beschäftigt ist, oder in dem Staat gewährt, in dem er 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Arzneien, Bandagen, 
Brillen und kleinere Hilfsmittel können jedoch nur in 
dem Staate bezogen werden, in dem sie ärztlich verord- 
net worden sind; das gleiche gilt für die Durchführung 
von Analysen und Laboratoriumsuntersuchungen. 

Artikel 4 

Werden die Sachleistungen am Ort des gewöhnlichen 
Aufenthalts gewährt, so geschieht dies 

für die im Gebiet der Bundesrepublik sich gewöhnlich 
aufhal Lenden Grenzgänger und ihre Angehörigen durch 
die für den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts zustän- 
dige Allgemeine Ortskrankenkasse oder, wo eine 
solche nicht besteht, durch die Landkrankenkasse oder 
durch die Krcisversicherungsanstalt, die für diesen Ort 
zuständig ist; die Kasse gewährt diese Leistungen nadi 
den für sie geltenden Rechtsvorschriften; 
für die in Belgien sich gewöhnlich aufhaltenden Grenz- 
gänger und ihre Angehörigen durch den Staatsfonds für 
die Kranken- und Invaliditätsversicherung, der diese 
Leistungen nach den für ihn geltenden Rechtsvorschrif- 
ten durch Vermittlung des Regionalamtes in Eupen 
gewährt. 

Artikel 5 

Die leistungspflichtigen Träger erstatten die Ausgaben, 
die den aushelfenden Trägern durch die Gewährung von 
Sachleistungen nach Artikel 4 erwachsen, in voller Höhe. 


Artikel 6 

Die Kostenerstattung nach Artikel 5 erfolgt viertel- 
jährlich 

für die deutschen Träger über die zuständigen Ver- 
bindungsstellen, 

für die belgischen Träger durch den Staatsfonds für die 

Kranken- und Invaliditätsversicherung. 

Kapitel TII 

Unfallversicherung 

(Versicherung gegen Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten) 

Artikel 7 

(1) Die Geldleistungen, die einem Grenzgänger nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsslaates zustehen, in 
dessen Gebiet er beschäftigt ist, werden ihm dort durch 
den Träger gezahlt, bei dem er versichert ist, es sei denn, 
daß diese Verpflichtung auf Grund der Rechtsvorschriften 
dieses Staates dem Arbeitgeber obliegt. 


Chapitrc II 

Assurance Maladie 

(Assurances en cas de maladie, de muternite 
et de döces — indenmit.es funeraircs) 

A r t i c 1 e 3 

(1) Les prestations cn especes auxquelies un Iravail- 
leur frontalier peut pretendre cn vertu de la legislation 
de la Partie contractante sur le territoire de laquelle il 
est occupe, lui sont servies sur le territoire de cette 
Partie par les soins de l’organisme competent auquel il 
est affilie. 

(2) Les prestations en nature auxquclles un travailleur 
frontalier, ainsi que ses ayants droit, peuvent pretendre 
en vertu de la legislation visee au paragraphe 1 ci- 
dessus, lui sont servies soit sur le territoire de la Partie 
oü il est occupe, soit sur le territoire cle celle oü se 
trouve sa residence. Toutefois, les medicaments, les ban- 
dages, les lunettes et le petit appareillage ne peuvent 
etre dispenses que sur le territoire de la Partie oü ils 
ont ete preesrits par le medecin; il en est de meine pour 
les analyses et les examens de laboratoires. 

Article 4 

Lorsque les prestations en nature sont servies au lieu 
de la residence, olles le sont commc suit: 
pour les travaillours fronlalicrs resident sur le terri- 
toire de la Republique föderale d'AlIemagnc, et leurs 
ayants droit, par la <: Allgemeine Ortskrankenkasse" 
competente pour le lieu de residence ou, ä defaut 
d’une teile caisse, par la « Landkrankenkasse » ou par 
la « Krcisversicherungsanstalt » competente pour ce 
lieu, conformement ä la legislation qui la regit; 

pour les travailleurs frontal iers residant sur le terri- 
toire beige, et leurs ayants droit, par le Fonds natio- 
nal d’assurance maladie-invalidite, qui sert ces pres- 
tations ä l’intervention de l'Office regional d’Eupen, 
conformement ä la legislation qui la regit. 

Article 5 

Les depenses occasionnees aux Organismus intervenus 
pour le Service des prestations en nature conformement 
aux dispositions de l'articlc 4 sont remboursees comple- 
tement par les organismes redcvables de ces prestations, 

Article 6 

Le remboursement des frais prevus ä l’articlc 5 s’ef- 
fectue trimestriellemcnt 

pour les organismes assurcurs allemands, par les orga- 
nismes de liaison allemands compeleuts, 
pour les organismes assurcurs beiges par le Fonds na- 
tional d’assurance maladie-invalidite. 

Chapitrc III 

Accidcnts du travail et Maladies profossiomielL-s 

(Assurance ou responsabilite de rompioyetir) 

A r t i r 1 o 7 

(1) Les p»--’.-t.atiojis en espürc-. a ixquoihui un is\t\ ..ilh-nr 
frontalier peut pretendre cn vertu cle la leg isL. Lion de la 
Partie contractante sur le territoire de laquelle il est 
occupe lui sont seivics sur le territoire de cette Partie 
par les soins de l’organisme compiVeni auquel il c-v. 
affilie, ä moins que la legislation de cette Partie 
n'impose cette Obligation ä l'employcur. 
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(2) Die Sachleistungen, die einem Grenzgänger nach 
den in Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften zustehen, 
werden entweder in dem Vertragsstaat, in dessen Gebiet 
er beschäftigt ist, oder in dem Staat gewährt, in dem er 
sich gewöhnlich aufhält. Arzneien, Bandagen, Brillen und 
kleinere Hilfsmittel können jedoch nur in dem Staat 
bezogen werden, in dem sie ärztlich verordnet worden 
sind; das gleiche gilt für die Durchführung von Analysen 
und Laboratoriumsuntersuchungen, 


Artikel 8 

(1) Werden die Sachleistungen am Ort des gewöhn- 
lichen Aufenthalts gewährt, so geschieht dies 

für die im Gebiet der Bundesrepublik sich gewöhn- 
lich aufhaltenden Grenzgänger durch die für den 
Ort des gewöhnlichen Aufenthalts zuständige All- 
gemeine Ortskrankenkasse oder, wo eine solche 
nicht besteht, durch die Landkrankenkasse oder 
durch die Kreisvei sicherungsanstalt, die für diesen 
Ort zuständig ist; die Kasse gewährt diese Lei- 
stungen nach den für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften; 

für die in Belgien sich gewöhnlich aufhaltenden 
Grenzgänger durch den Staatsfonds für die Kran- 
ken- und Invaliditätsversicherung, der diese Lei- 
stungen nach den belgischen Rechtsvorschriften 
über die Entschädigung von Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten durch Vermittlung des Regional- 
amtes in Hupen gewährt. 

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 wird unter- 
stellt, daß der belgische Arbeitgeber einen Dienst für 
ärztliche Behandlung, Krankenhauspflege und Versorgung 
mit Heil- und Hilfsmitteln unterhält. 


Artikel 9 

Die Artikel 5 und 6 gelten entsprechend. 

Artikel 10 

Ein Grenzgänger, der in dem Vertragsstaat, in dem er 
sich gewöhnlich aufhält, auf dem Wege von dem Ort 
des gewöhnlichen Aufenthalts zur Arbeitsstätte oder zu- 
rück einen Unfall erleidet, wird nach den Rechtsvor- 
schriften des Staates entschädigt, in dem er beschäftigt 
ist. Die Artikel 7, 8 und 9 sind anzuwenden. 


Kapitel IV 

Familienbeihilfen 

Artikel 11 

(1) Grenzgänger, ehemalige Grenzgänger und ihre 
Witwen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
Vertragsstaat haben, hoben Anspruch auf Familien- und 
Geburtsbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Staates. Sie erhalten die Beihilfen auch dann, wenn die 
Kinder ihren gewöhnlichen oder vorübergehenden Auf- 
enthalt im ersten Staat haben. Die Beihilfen werden 
durch den zuständigen Träger gezahlt. 

(2) Als ehemalige Grenzgänger im Sinne des Absatzes 1 
gelten Personen, die auf Grund ihrer Beschäftigung als 
Grenzgänger einen Anspruch auf Renten nach den in 
Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben b und c sowie Nr. 2 
Buchstaben a bis d des Allgemeinen Abkommens genann- 
ten Rechtsvorschriften haben. 


(2) Les prestations en nature auxquelles un travailleur 
irontalier peut pretendre en vertu de la legislation visee 
au paragraphe 1 ci-dessus lui sont servies, soit sur le 
territoire de la Partie oü il est occupe, soit sur le 
territoire oü il reside. Toutefois les medicamcnts, les ban- 
clages, les lunettes et le petit appareillage ne peuvent 
etre dispenses que sur le territoire de la Partie oü ils 
ont ete prescrits par le medecin; il en est de merac pour 
les analyses et les examens de laboratoires. 

A r t i c 1 e 8 

(1) Lorsque les prestations en nature sont servies au 
Üeu de la residence, elles le sont comme suit: 

pour les travailleurs frontaliers residant sur le 
territoire de la Republique föderale par la «Allge- 
meine Ortskrankenkasse» competente pour le lieu 
de residence ou, ä defaut d'une teile caisse, par la 
«Landkrankenkasse» ou par la « Kreisversiche- 
rungsanstalt » competente pour ce lieu, conforinö- 
ment ä la legislation qui la regit; 


pour les travailleurs frontaliers residant sur le 
territoire beige, par le Fonds national d’assurance 
maladie-invabdite, qui sert ces prestations, ä Fin- 
tervention de LOffice regional d’Eupen, confor- 
mement aux Iegislations beiges relatives ä la 
reparation des dommages resultant des accidents 
du iravail et des maladies professionnelles. 

(2) Pour l’application des disposiüons du paragraphe 1 
ci-dessus, Lemployeur beige est cense avoir oryanise 
un Service medical, pharmacoutiquo et hospitalier. 


Article 9 

Les dispositions des articles 5 et G s’appliquent par 
analogie. 

Article 10 

L’accident survenu ä un travailleur frontalier, sur le 
territoire de la Partie oü il reside et sur le chemin de sa 
residence au lieu de son travail ou vice versa, est 
repare conformement ä la legislation de la Partie sur le 
territoire de laquolle ce travailleur est occupe. Les dis- 
positions des articles 7, 8 et 9 sont d’application dans 
ce cas. 


Chapitre IV 
Allocations familiales 

Article 11 

(1) Les travailleurs frontaliers, les anciens travailleurs 
frontaliers et leurs vcuves, qui resident sur le territoire 
d'une Partie contractante, ont droit aux allocations fa- 
miliales et de naissance octroyees en vertu de la le- 
gislation de l'autre Partie. Ils beneficient egalement de 
ces allocations lorsque les enfants resident ou sejour- 
nent sur le territoire de la premicre Partie. Les alloca- 
tions sont versees par les organismes competents. 

(2) Par anciens travailleurs frontaliers au sens du 
paragraphe 1, il faut entendre les personnes qui, en 
raison de leur activite comme frontalier, ont droit ä 
une pension ou ä une rente en vertu des Iegislations 
enumerees au par. 1, alinea 1, litteras a ä d, ainsi qu’au 
paragraphe 1, alinea 2, litteras b et c de l’article 2 de 
la Convention generale. 


30 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/870 


Artikel 12 Article 12 


Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaales 
zu gewahrenden Familien- und Geburtsbeihilfen können 
in der Währung des Staates gezahlt werden, in dem sich 
die Grenzgänger gewöhnlich aufhalten. 

Kapitel V 

Gemeinsame und Schlußbestimmungen 

Artikel 13 

Die zuständigen Behörden können Näheres über die 
Durchführung dieser Vereinbarung regeln. 

Artikel 14 

Die zuständigen Behörden können einen Ausschuß 
einsetzen, dem die Durchführung dieser Vereinbarung 
obliegt, und der sich gegebenenfalls bemüht, die Streitig- 
keiten zu regeln, die sich hei Durchführung dieser Ver- 
einbarung ergeben. Artikel 52 Abs. 2 bis 4 des Allge- 
meinen Abkommens ist anzuwenden. 

Artikel 15 

( 1 ) Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Brüssel ausgetauscht. 

(2) Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem All- 
gemeinen Abkommen in Kraft. Sie wird für die Dauer 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
geschlossen. Sie gilt als stillschweigend von Jahr zu Jahr 
verlängert, sofern sic nicht von einem Vertragsstaat 
spätestens drei Monate vor Ablauf der Jahresfrist schrift- 
lich gekündigt wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten diese Vereinbarung unterschrieben und mit. 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 7. Dezember 1957 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

v, Brentano 
Blank 

Für das Königreich Belgien: 

Baron de Gruben 
Leon Eli Tr o c 1 e t 


Les allocations familiales et de naissance octroyees 
en vertu de la legislation d'une Partie contractante peu- 
vent cire versees dans la monnaie du pays de residence 
des frontaliers. 

Chapitre V 

Dispositions communes et finales 

Article 13 

Les autorites compelentes des deux Parties contrac- 
tanles peuvent determiner les modalites d’application du 
present Accord. 

Article 14 

Les autorites competent.es peuvent instiluer une Com- 
mission chargee de l’application du present Accord et 
qui, le cas ccheant, s'efforcera de regier les differonds 
qui pourraient surgir. Les dispositions des paragraphes 2, 
3 et 4 de E Article 52 de la Convention generale restent 
applicables. 

Article 15 

(1) Le present Accord sera ratifie et les insti mnents 
de ratification en seront echunges a Bruxelles aussi tot 
que possible. 

(2) Le present Accord entrera en vigueur a la meme 
dato que la Convention umierale. II est conclu pour une 
duree d'un an, ä compter de la date de son enlreo en 
vigueur. Ii sera renouvelc par tacite reconduction 
d'annee cn annee, sauf denonciation par une Partie con- 
tractante, laquelle devra etre notifiee, par ecrit, au moins 
trois mois avant l'expiration du tonne. 

EN FOI DE QL-Ol, los Plenipotentiaires respectifs ont 
signe le present Accord et. y ont. appose leurs c ach cts. 

EAIT a Bonn, le 7 decombrc 1957 en deux exemplai- 
res originaux, chacun d’eux etant etabli en langues alle- 
mande et franeaise, les deux textes faisant egalement loi. 

Pour la Republiqne föderale d'Allemagite: 

v. Brentano 
Blank 

Pour le Royaume Belgique: 

Baron de Gruben 
Leon Eü T r o c 1 e t 
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Zweite Zusatzvereinbarung 

zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 
über die Soziale Sicherheit der knappschaftlich versicherten Arbeitnehmer 

Deuxieme Accord complementaire 
ä la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique, 
du 7 deeembre 1957, 

concernant la Securite sociale des travailleurs des mines 


OCR PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER 

SIND OB ER EINGEKOMMEN, zur Ergänzung des All- 
gemeinen Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7 Dezember 1957 diese Zusatzverein- 
bar ung zu schließen, und haben hierfür zu ihren Bevoll- 
rn ä cl d i q t e n ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Seine Majestät der König der Belgier 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royauine de Belgique, 

Leon Eli T r o c I e t , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Diese Vereinbarung gilt vorbehaltlich des Artikels 2 
für Personen, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Staates oder beider Staaten knappschaftlich versichert 
sind oder waren, und deren Hinterbliebene. 


Artikel 2 

Das Allgemeine Abkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Königreich Belgien über 
Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 sowie die Dritte 
Zusatzvereinbarung zu diesem Abkommen werden auf 
die in Artikel 1 genannten Peisonen entsprechend an- 
gewendet, soweit nicht diese Vereinbarung etwas ande- 
res bestimmt. 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEdERALE D’ALLEMAGNE 
et 

SA MAJESTE LE ROI DES BELGES 

ONT RESOLU de conclure le present Accord en vue 
de completer la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d’Allemagne et le Royaume 
de Belgique du 7 deeembre 1957, et, ä cet effet. ont 
dösigne comme leurs Plenipotentiaires: 

Le President de la Republique föderale d'Allemagne 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Sa Majeste Le Roi des Beiges 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 

Leon Eli Tr o cl et , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

lesquels, apres avoir behänge leurs pouvoirs reconnus 
en bonne et due forme, sont convenus des dispositions 
suivantes: 

Titre I 

Dispositions generales 

Article 1 

Le present Accord s'applique, sous reserve des disposi- 
tions de l'article 2, aux personnes qui, en vertu de la 
legislation dune ou des deux Parties contractantes, sont 
ou ont ete assujetties ä un regime d'assurance pour les 
travailleurs des mines, ainsi qu'ä leurs ayants droit. 

Article 2 

La Convention generale de Securite sociale entre la 
Republique föderale d'Allemagne et le Royaume de Belgi- 
que du 7 deeembre 1957 ainsi que le troisieme Accord 
complementaire ä cette Convention sont egalement appli- 
cables aux personnes visees ä l'article 1, pour autant que 
le present Accord n'en dispose pas autrement. 
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Abschnitt II 

Rentenversicherung 

(Versicherung für den Fall des Alters, der Invalidi- 
tät, der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsunfähig- 
keit und des Todes — Renten) 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 3 

(1) Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften eines Ver- 
tragsstaates über die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung als Beschäftigungszeiten unter Tage anerkannt 
werden, gelten auch als Beschäftigungszeiten unter Tage 
im Sinne der Rechtsvorschriften des anderen Staates. 

(2) Soweit nach den deutschen Rechtsvorschriften über 
die knappschaftliche Rentenversicherung der Leistungs- 
anspruch davon abhängt, daß während einer bestimmten 
Zeit Hauerarbeiten unter Tage oder diesen gleichge- 
stellte Arbeiten verrichtet worden sind, berücksichtigen 
die deutschen Träger auch entsprechende Beschäftigungs- 
zeiten, die in Belgien zurückgelegt worden sind. 

(3) Die deutschen Träger berücksichtigen bei Anwen- 
dung des Artikels 28 Abs. 3 des Allgemeinen Abkom- 
mens eine Zurechnungszeit in der deutschen knappschaft- 
lichen Rentenversicherung nur, wenn der letzte Beitrag 
vor Eintritt des Versicherungsfalles zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung eines Vertragsstaates entrichtet 
worden ist. 

Artikel 4 

Bei Anwendung des Artikels 39 Nr. 4 des Allgemeinen 
Abkommens wird nur die gleichgestellte Zeit berück- 
sichtigt, 

a) die nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates 
zurückgelegt worden ist, in dessen Gebiet die be- 
treffende Person zuletzt vor dieser Zeit knapp- 
schaftlich versichert war oder, 

b) wenn diese Person vor dieser Zeit nicht in einem 
Vertragsstaat knappschaftlich versichert gewesen 
ist, die nach den Rechtsvorschriften des Staates 
zurückgelegt worden ist, in dessen Gebiet die Per- 
son nach dieser Zeit zum ersten Male knappschaft- 
lich versichert war. 


Artikel 5 

Bei der Berechnung der Rente nach Artikel 22 Abs. 3 
des Allgemeinen Abkommens werden Beitragszeiten 
und gleichgestellte Zeiten, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaates über die knappschaftliche 
Rentenversicherung zurückgelegt worden sind und 
weniger als 52 Wochen oder 12 Monate umfassen, nicht 
berücksichtigt, es sei denn, daß nach den Rechtsvor- 
schriften dieses Staates die Wartezeit als erfüllt gilt. 

Kapitel 2 

Alter 

Artikel 6 

Zeiten, für die lediglich nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates eine Rente bezogen wird, sind von 
den Trägern des anderen Staates für die Erhaltung der 
Anwartschaft auf Renten nach den Rechtsvorschriften 


Titre II 

Assurance Pension 

(Assurances Vieillesse, Invalidite, Incapacite pro- 
fessionelle ou Incapacite de gain et Deces 
— pensions) 

Chapitre 1 

Dispositions generales 

Article 3 

(1) Los periodes qui r d'apres la legislation dune des 
Parties contractantes relative ä l’assurance des travail- 
leurs des mines, sont reconnues commc periodes de tra- 
vail au fond, sont egalement considerees comme telles 
au regard cle la legislation de l'autre Partie. 

(2) Si, d'apres la legislation allemande relative ä l'as- 
surance des travailleurs des mines, le droit ä prestation 
est subordonne ä la condition que, pendant une periode 
determinee, des travaux d'abattage au fond ou des tra- 
vaux assimiles aient ete effectues, les organismes alle- 
mands prennent egalement en consideration les periodes 
de travail analogues accomplies en Belgique. 

(3) Pour l’application des dispositions de l’article 28, 
paragraphe 3, de la Convention generale, les organismes 
allemands ne prennent en consideration la « Zurechnungs- 
zeit» dans l’assurance allemande des travailleurs des mi- 
nes que si la derniere cotisation avant la realisation du 
risque a ete versee clans le cadre de l'assurance des tra- 
vailleurs de mines de l'une des Parties contractantes. 

Article 4 

Pour l’application des dispositions de l'article 39, no 4 
de la Convention generale, est seule prise en considera- 
tion: 

a) une periode assimilee qui a ete accomplie en vertu 
de la legislation de la Partie sur le territoire de la- 
quelle la personne interessee a ete assujettie en 
dernier lieu, avant la periode en cause, ä un regime 
d'assurance pour les travailleurs des mines, ou 

b) si cette personne n'a pas ete, avant la periode en 
cause, assujettie ä un regime d'assurance pour les 
travailleurs des mines dans une des Parties, une 
periode assimilee qui a ete accomplie en vertu de 
la legislation de la Partie sur le territoire de la- 
quelle cette personne a ete assujettie pour la pre- 
miere fois apres la periode en cause ä un regime 
d’assurance pour les travailleurs de mines. 

Article 5 

Pour le calcul de la pension selon les dispositions de 
l'article 22, paragraphe 3 de la Convention generale, ne 
sont pas prises en consideration les periodes de cotisa- 
tion et les periodes assimilees qui ont ete accomplies 
d'apres la legislation d'une Partie sous le regime d'assu- 
rance pour les travailleurs des mines et qui n’atteignent 
pas 52 semaines ou 12 mois, ä moins que, selon cette 
legislation, le stage ne soit repute accompli. 

Chapitre 2 

Vieillesse 

Article 6 

Les periodes pendant lesquelles une pension est liqui- 
dee selon la legislation d'une seule Partie sont prises en 
consideration par Porganisme de l’autre Partie pour le 
maintien des droits en cours d'aequisition d'apres la 
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dieses Staates anzurechnen. Dies gilt auch, wenn die 
nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates fest- 
gestellte Rente wegen Ausübung einer Beschäftigung 
nicht gezahlt wird. 

Artikel 7 

(1) Personen, die in der Bundesrepublik eine knapp- 
schaftlich versicherte Beschäftigung aus einem Grund 
aufgegeben haben, der sie nach den belgischen Rechts- 
vorschriften verpflichtet, Beiträge für die Erhaltung der 
Anwartschaft zur Altersversicherung zu entrichten, er- 
halten von dem belgischen Träger unter Berücksichtigung 
dieser Vereinbarung eine Altersrente, wenn sie die 
Beiträge für die Erhaltung der Anwartschaft auf diese 
Rente entrichtet haben. Sie sind berechtigt, diese Bei- 
träge zu entrichten, auch wenn sie die Altersgrenze 
erreicht haben. Die Höhe der Beiträge wird vom „Staats- 
fonds für die Altersversorgung der Bergleute" (Fonds 
national de retraite des ouvriers mineurs) festgesetzt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die nach 
Aufgabe einer knappschaftlich versicherten Beschäfti- 
gung in Belgien nach den belgischen Rechtsvorschriften 
verpflichtet sind, Beiträge für die Erhaltung der Anwart- 
schaft zur Altersversicherung zu entrichten, und ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in die Bundesrepublik verlegt 
haben. 


Kapitel 3 

Invalidität, Beruisuniähigkeit 
und Erwerbsunfähigkeit 


Artikel 8 

(1) Hat eine Person unter Berücksichtigung der Bei- 
tragszeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten über die 
knappschaftliche Rentenversicherung zurückgelegt wor- 
den sind, Anspruch auf Invaliditätsrente nach den 
Rechtsvorsdiriften beider Staaten, erhält sie aber nach 
Artikel 5 von dem Träger eines Staates keine Rente, so 
stellt der Träger des anderen Staates auf Grund der in 
beiden Staaten zurückgelegten Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten und unter Berücksichtigung des Arti- 
kels 39 des Allgemeinen Abkommens die Rente fest, 
die der Person nach den von diesem Träger anzuwen- 
denden innerstaatlichen Rechtsvorschriften zusteht, und 
trägt diese Rente in voller Höhe. 

(2) Hat eine Person unter Berücksichtigung der ßei- 
tragszeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten über die 
knappschaftliche Rentenversicherung zurückgelegt wor- 
den sind, nur nach den Rechtsvorschriften eines Staates 
Anspruch auf eine Invaliditätsrente, so stellt der Träger 
dieses Staates die Rente nach den von ihm anzuwenden- 
den innerstaatlichen Rechtsvorsdiriften und unter Be- 
rücksichtigung des Artikels 22 Abs. 3 des Allgemeinen 
Abkommens und des Artikels 5 dieser Vereinbarung 
fest. Die Rente, auf welche die Person nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Staates Anspruch hat, wird 
nach dem Allgemeinen Abkommen festgestellt. 

(3) Hat eine Person auch unter Berücksichtigung der 
Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten über die 
knappschaftliche Rentenversicherung zurückgelegt wor- 
den sind, nach den Rechtsvorschriften beider Staaten 
keinen Anspruch auf Invaliditätsrente aus der knapp 
schaftlichen Rentenversicherung, so bestimmen sich ihre 
Ansprüche nach dem Allgemeinen Abkommen. 


legislation de cette Partie. Cette disposition s'applique 
egalement lorsque la pension, determinee selon la legis- 
lation de la premiere Partie, n'est pas liquidee du fait de 
l’exercice d'une activite professionnelle. 

A r t i c 1 e 7 

(1) Les personnes qui ont cesse dans la Republique 
föderale d'exercer une activite entrainant l'assujettisse- 
ment au regime d’assurance des travailleurs des mines 
pour une des causes qui, d'apres la legislation beige, 
donnent lieu au versement de cotisations en vue du main- 
tien des droits aux prestations de Lassurance vieillesse, 
beneficient de la part de 1'organisrne beige de ces pres- 
tations au titre du present Accord si elles ont effectue 
le versement desdites cotisations. Elles ont la faculte 
d'effectuer ce versement lorsqu’elles atteignent Tage de 
la retraite. Le montant de ce versement est fixe par le 
Fonds national de retraite des ouvriers mineurs. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 s'appliquent egale- 
ment aux personnes qui, ayant cesse en Belgique d'exer- 
cer une activite entrainant l'assujettissement au regime 
d'assurance des travailleurs des mines et ayant d'apres 
la legislation beige, ä effectuer le versement de cotisa- 
tions en vue du maintien des droits aux prestations de 
l assurance vieillesse, ont fixe leurs residence dans la Re- 
publique föderale. 

Chapitre 3 

Invalidite, Incapacite professionnelle 
et Incapacite de gain 

Ar t icl e 8 

(1) Lorsque, par totalisation des periodes de cotisation 
et des periodes assimilees qui ont ete accomplies d'apres 
les legislations des deux Parties sous le regime d'assur- 
ance pour les travailleurs des mines, une personne a 
droit a une pension d'invalidite au titre des legislations 
des deux Parties mais, en raison des dispositions de l'ar- 
ticle 5, n'obtient pas de pension de la part de l'organisme 
d une Partie, l’organisme de l’autre Partie determine, sur 
la base des periodes de cotisation et des periodes assimi- 
lees accomplies dans les deux Parties et compte tenu des 
dispositions de l'article 39 de la Convention generale, la 
pension ä laquelle cette personne a droit d'apres la 
legislation interne qui le regit, et supporte la Charge en- 
tiere de cette pension. 

(2) Lorsque, par totalisation des periodes de cotisation 
et des periodes assimilees qui ont ete accomplies d'apres 
les legislations des deux Parties sous le regime d’assur- 
ance pour les travailleurs des mines, une personne n'a 
droit a une pension d'invalidite qu’au titre de la legisla- 
tion d une Partie, l'organisme de cette Partie determine 
cette pension d'apres la legislation interne qui le regit 
et compte tenu des dispositions de l'article 22, para- 
graphe 3, de la Convention generale ainsi que de lar- 
ticle 5 du present Accord. La pension ä laquelle cette per- 
sonne a droit d’apres le legislation de l’autre Partie est 
determinee conformement aux dispositions de la Conven- 
tion generale. 

(3) Lorsque, par totalisation des periodes de cotisation 
et des periodes assimilees qui ont ete accomplies d'apres 
les legislations des deux Parties sous le regime d’assur- 
ance pour les travailleurs des mines, une personne n'a 
pas droit, d'apres les legislations des deux Parties, ä une 
pension d'invalidite au titre de Lassurance pour les tra- 
vailleurs des mines, ses droits sont determines conforme- 
ment aux dispositions de la Convention generale. 
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Kapitel 4 

Tod 

Artikel 9 

Die Waisenrenten gehen ausschließlich zu Lasten des 
zuständigen Trägers des Staates, in dessen Gebiet der 
Vcrsidicrte letztmalig knappschaftlich versichert war. 

Abschnitt III 

Verschiedene und Schiußbestimmungen 

Artikel 10 

Hat eine Person, die eine Invaliditätsrente nach den 
belgischen Rechtsvorschriften über die knappschaftliche 
Rentenversicherung bezieht, wegen einer Berufskrank- 
heit, die sie sich im Bergbau zugezogen hat, nach dem 
Allgemeinen Abkommen Anspruch auf eine Rente nach 
den deutschen Rechtsvorschriften über die Unfallver- 
sicherung, so kann diese Rente von dem deutschen 
Träger in dem Maße gekürzt werden, das dein Ver- 
hältnis entspricht, in dem die Beschäftigungszeiten im 
deutschen Bergbau, in denen die Person dem beson- 
deren Risiko einer Entstehung der Berufskrankheit aus- 
gesetzt war, zu der Gesamtheit der in beiden Vertrags- 
staaten im Bergbau zurückgelegten Beschäftigungs- 
zeiten steht. Die Kürzung darf nicht dazu führen, daß 
die Rentenbezüge, welche die Person infolge der durch 
die Berufskrankheit verursachten Invalidität, Berufs- 
imfähiykeit, Erwerbsunfähigkeit oder sonstigen Erwerbs- 
minderung insgesamt nach den deutschen und belgischen 
Rechtsvorschriften erhält, niedriger sind als die Rente, 
die ihr allein nach den innerstaatlichen deutschen Rechts- 
vorschriften zustehen würde. 

Artikel 11 

(1) Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Brüssel ausgetauscht. 

(2) Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem All- 
gemeinen Abkommen in Kraft. Sie wird für die Dauer 
eines Jahres nach dein Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
geschlossen. Sie gilt als stillschweigend von Jahr zu 
Jahr verlängert, sofern sie nicht von einem Vertrags- 
staat spätestens drei Monate vor Ablauf der Jahresfrist 
schriftlich gekündigt wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten diese Vereinbarung unterschrieben und 
mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 7. Dezember 1957 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Chapitre 4 

Allocations pour orphelins 

Ar ti cl e 9 

Les allocations pour orphelins sont a la Charge exclu- 
sive de l'organisme de la Partie sur le territoire de la- 
quelle l'interesse a ete assujetti en dernier Heu au re- 
gime d'assurance pour les travailleurs des mines. 

Titre III 

Disposition diverses et finales 

Article 10 

Si une personne, qui beneficie d'une pension d invali- 
dite au titre de la legislation beige relative ä l'assurance 
pour les travailleurs des mines, a droit en vertu de la 
Convention generale du fait d'une maladie profession- 
nelle contractee dans les mines, ä une pension au titre 
de la legislation allemande sur l'assurance contre les ac- 
cidents, cette pension peut etre reduitc par l'organisme 
allomand, dans la mesure qui correspond au rapport 
exislant entre les periodes de travail dans les mines alle- 
mandes pendant lesquelles cette personne a ete cxposec 
au risque particulier d’une maladie professionelle et la 
totalite des periodes de travail accomplics dans les mines 
des deux Parties contractantes. Cette reduction ne peut 
avoir pour effet que le montant total des pensions dont 
cette personne beneficie au titre des legislalions alle- 
mande et beige, en raison de l invalidile, de l’incapacite 
professionnclle, de l'incapacite de gain ou de tonte autre 
dirninution de gain resultant de la maladie professionnelle, 
soit inferieur ä la pension ejui lui serait accordee au seul 
titre de la legislation interne allemande. 


Article 11 

(1) Le present Accord scra ratifie et les Instruments de 
ratification en seront echariges ä Bruxelles aussi tot que 
possible. 

(2) Le present Accord entrera en vigueur a la meine 
dato que la Convention generale. II cst conclu pour une 
duree d'un an, ä compter de la date de son entree en 
vigueur. 11 sera renouvele par tacite reconduction d’an- 
nee en annee, sauf denonciation par une Partie contrac- 
tante, laquelle devra etre notifiee par ecrit au moins trois 
mois avant l'expiration du terme. 

EN FOI DE QUOI, les Plenipotentiaires respectifs ont 
signe la presente Convention et y ont appose leurs ca- 
chets. 

FAIT ä Bonn, le 7 decembre 1957 en d oux exernplaiics 
originaux, chacun d'eux etant etabli en langues allemande 
et francaise, les deux textes faisant egalement foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
v. Brentano 
Blank 


Pour la Republique föderale d’Allemagne: 
v. Brentano 
Blank 


Für das Königreich Belgien: 
Baron de Gruben 
Leon Eli T r o c 1 e t 


Pour le Royaume de Belgique: 
Baron de Gruben 
Leon Eli Tr o cl et 
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Dritte Zusatzvereinbarung 

zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 
über die Zahlung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens 

Troisieme Accord complementaire 
ä la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne et le Royaume de Belgique, 
du 7 decembre 1957, relatif au paiement des pensions et rentes 
dues pour la periode anterieure ä la mise en vigueur de la Convention 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, zur Ergänzung des All- 
gemeinen Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7. Dezember 1957 diese Zusatzverein- 
barung zu schließen, und haben hierfür zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank, 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Seine Majestät der König der Belgier 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 

Leon Eli Tro cl et , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 


Artikel 1 

Artikel 1 bis 3, Artikel 4 Abs. 1, Artikel 22 bis 37, 
Artikel 39 bis 43, Artikel 46 bis 49 und Artikel 51 Abs. 2 
des Allgemeinen Abkommens sowie Artikel 3 bis 6 und 
Artikel 8 bis 10 der Zweiten Zusatzvereinbarung und 
Artikel 3 des Schlußprotokolls zu dem Allgemeinen 
Abkommen gelten für Personen, die sich im Gebiet eines 
Vertragsstaates gewöhnlich aufhalten und Anspruch auf 
eine Rente oder einen Teil einer Rente auf Grund der 
Rechtsvorschriften eines der beiden Staaten über die 
Entschädigung von Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten oder auf Grund der Rechts Vorschriften eines oder 
beider Staaten über die Rentenversicherungen haben, 
bereits mit Wirkung vom 1. Oktober 1944 an. 

Artikel 2 

(1) Renten oder Rententeile, welche die deutschen und 
belgischen Träger nach den innerstaatlichen Rechtsvor- 
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LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FED£RALE D'ALLEMAGNE 
et 

SA MAJESTE LE ROI DES BELGES 

ONT RESOLU de conclure le present Accord en vue 
de completer la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d’Allemagne et le Royaume 
de Belgique et, ä cet effet, ont designe comme leurs 
Plenipotentiaires: 

Le President de la Republique föderale d'Allemagne 
Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

Theodor Blank , 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
Baron de Gruben, 

Ambassadeur du Royaume de Belgique, 

Leon Eli T r o c 1 et , 

Ministre du Travail et de la Prevoyance Sociale, 

lesquels, apres avoir echange leurs pouvoirs reconnus 
en bonne et due forme, sont convenus des dispositions 
suivantes: 

Arti cle 1 

Les dispositions des articles 1 ä 3, 4 par. 1, 22 ä 37, 39 
a 43, 46 a 49 et 51 par. 2 de la Convention generale, des 
articles 3 a 6 et 8 ä 10 du deuxieme Accord complemen- 
taire, ainsi que de l’article 3 du Protocole final annexe a 
la Convention generale sont applicables, avec effet au 
1 er octobre 1944, aux personnes qui resident sur le terri- 
toire de l'une des Parties contractantes et qui, conforme- 
ment ä la legislation de l’une des Parties ou des deux 
Parties, ont droit ou peuvent pretendre au paiement d’unc 
Pension ou rente ou d une partie de pension ou de reute 
en vertu des legislations relatives ä Findemnisation des 
clommages resultant des accidents du travail ou des mala- 
dies prcfessionnelles ou en vertu des legislations rela- 
tives ä l’assurance en vue de l'invalidite, de la vieillesse 
et du deces-pcnsions. 

Art i cle 2 

(1) Les prestations ou fractions de prestations visöes a 
l’article 1 er qui sont ou qui etaient dues par les organis- 
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Schriften, die von ihnen anzuwenden sind oder waren, 
unter Berücksichtigung des Artikels 1 den dort genann- 
ten Personen für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Allgemeinen Abkommens schulden, sind den Berechtig- 
ten auf Antrag nach Maßgabe des Artikels 3 nachzu- 
zahlen. Soweit nach den deutschen Rechtsvorschriften 
über die Rentenversicherungen Renten oder Rententeile 
für die Zeit vor dem 1. April 1952 nicht gewährt werden 
können, weil ein leistungspflichtiger Träger nicht vor- 
handen ist, werden diese Leistungen von den nach Arti- 
kel 4 zuständigen Trägern übernommen. 


(2) Wird die Nachzahlung innerhalb von zwei Jahren 
nach dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung beantragt, 
so kann der Ablauf von Verjährungs- oder Ausschluß- 
fristen nicht geltend gemacht werden. Anträge auf 
Nachzahlung, die vor dem Inkrafttreten dieser Verein- 
barung bei einem Träger oder einer anderen für die 
Entgegennahme von Rentenan trägen zuständigen Stelle 
eines Vertragsstaates eingereicht worden sind, werden 
so behandelt, als ob sie innerhalb der in Satz 1 be- 
zeichneten Frist bei dem zuständigen Träger gestellt 
worden wären; falls die Stelle, bei welcher der Antrag 
eingereicht worden ist, für die Entscheidung über den 
Antrag nicht zuständig ist, übermittelt sie den Antrag 
der zuständigen Stelle. 

Artikel 3 

(1) Renten, die bereits vor dem Inkrafttreten dieser 
Vereinbarung gezahlt worden sind, und deren Zahlung 
eingestellt ist, werden vom Zeitpunkt der Zahlungsein- 
stellung, frühestens vom 1. Oktober 1944 an nachgezahlt. 

(2) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieser Verein- 
barung feslgestellt, aber noch nicht gezahlt worden sind, 
werden von dem in dem Rentenbescheid genannten Zeit- 
punkt des Rentenbeginns, frühestens vom 1. Oktober 
1944 an nachgezahlt. 

(3) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieser Verein- 
barung beantragt, aber noch nicht festgestellt worden 
sind, werden, wenn die übrigen gesetzlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind, von dem Tage an, der nach den 
jeweils geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
für den Rentenbeginn maßgebend ist, frühestens vom 
1. Oktober 1944 an nachgezahlt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Renten 
sind gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Arti- 
kels 1 neu feslzus teilen; dasselbe gilt in bezug auf 
Anträge, die vor dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung 
wegen Fristversäumnis abgelehnt worden sind. Die 
Rechtskraft früherer Bescheide und Entscheidungen steht 
dem nicht entgegen. 

(5) Beträge, welche die deutschen Träger nach den 
Absätzen 1 bis 3 für die Zeit vor dem l.Juli 1948 nach- 
zuzahlen und in Reichsmark festgestellt haben, sind im 
Verhältnis von 10 : 1 in Deutsche Mark umzurechnen. 
Beträge, welche die deutschen Träger mit dem Sitz im 
Saarland nach den Absätzen 1 bis 3 nachzuzahlen haben, 
werden umgestellt, soweit die jeweils im Saarland gelten- 
den Vorschriften eine Umstellung vorschreiben. 

Artikel 4 

(1) Soweit die Renten bereits früher festgestellt wor- 
den sind, ist der Antrag auf Nachzahlung bei dem 
Träger zu stellen, der die Rente festgestellt hat. 

(2) Bei erstmalig festzustellenden Renten ist der An- 
trag zu richten 


mes allemands et beiges en vertu de la legislation qui les 
regit ou les regissait, aux personnes mentionnees audit 
article pour la periode anterieure ä la date de l'entree en 
vigueur de la Convention generale sont, sur demande, 
payees conformement aux dispositions de l’article 3. Pour 
autant que, conformement aux dispositions legales de la 
Republique föderale, des pensions ou parties de pensions 
des regimes allemands d’assurance des ouvriers, des em- 
ployes et des mineurs ne peuvent etre payees, pour les 
periodes anterieures au 1 er avril 1952, parce qu'il n’y 
avait pas d'organisme competent, ces prestations sont 
prises en Charge par les organismes designes ä l’ar- 
ticle 4. 

(2) Si la demande de paieinent est introduite dans les 
deux annees ä compter de la date d'entree en vigueur 
du present Accord, l expiration d un delai de prescription 
ou de forclusion ne peut lui etre opposee. Les demandes 
de paiement qui ont ete introduites, avant la date d'en- 
tree vigueur du present accord, aupres d'un organisme 
assureur ou d'une Institution habilitee ä recevoir de tel- 
les demandes sur le territoire de l’une des Parties con- 
tractantes, sont traitees comme si elles avaient ete intro- 
duites, dans les delais vises ci-dessus, aupres de l'orga- 
nisme competent; si l'organisme, aupres duquel la de- 
mande a ete introduite n'est pas l'organisme competent 
auquel incombe la clecision, celui-ci transmet la demande 
ä l’organisme competent. 

Article 3 

(1) Les pensions ou rentes qui ont dejä ete payees 
avant l’entree en vigueur du present Accord et dont le 
paieinent a ete suspendu sont payees a nouveau avec 
effet ä partir de la date de la Suspension des paiements 
et au plus tot ä partir du 1 er octobre 1944. 

(2) Les pensions ou rentes fixees anterieurement ä la 
date de la mise en vigueur du present Accord, mais qui 
n’ont pas encore ete payees, le sont avec effet ä partir 
de la date de prise en cours mentionnee au brevet et au 
plus tot ä partir du 1 er octobre 1944. 

(3) Les pensions ou rentes pour lesquelles une demande 
a ete introduite avant l'entree en vigueur du present Ac- 
cord, mais qui n’ont pas encore ete fixees, sont payees ä 
partir du jour fixe pour la prise en cours de la prestation 
par la legislation applicable au moment de la demande et 
sous reserve que les autres conditions legales soient rem- 
plies, et au plus tot ä partir du 1 er octobre 1944. 

(4) Les pensions ou rentes visees aux paragraphes 1 et 

2 sont eventuellement fixees ä nouveau en tenant compte 
des dispositions de 1’article 1 er . II en est egalement amsi 
Iorsqu’il s'agit de demandes qui, avant l’entree en vigueur 
du present Accord, ont ete rejetees en raison de l’expira- 
tion du delai de prescription ou de forclusion. Les juge- 
ments et decisions anterieurs, meme s’ils ont force de loi, 
ne peuvent etre opposes aux demandes. 

(5) Les sommes dues par les organismes assureurs, dans 
la Republique föderale, conformement aux par. 1, 2 et 3 
pour la periode anterieure au 1 er juillet 1948, et fixees en 
Reichsmark, sont converties sur la base de 10 RM pour 
1 DM. Les montants ä payer en vertu des paragraphes 1 ä 

3 par les organismes allemands ayant leur siege en Sarre, 
sont convertis, pour autant que la legislation en vigueur 
en Sarre ä l’epoque prevoient une conversion. 

Article 4 

(1) Pour autant que la pension ait dejä ete fixee ante- 
rieurement, la demande de reprise de paiement doit etre 
introduite aupres de l’organisme qui a fixe la pension. 

(2) La demande d'une pension ä fixer pour la prcmiere 
fois doit etre adressee: 
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a) auf deutscher Seite 

in der Unfallversicherung an den Träger, bei 
dem der Antragsteller im Zeitpunkt des Unfal- 
les versichert war, 

in der Rentenversicherung der Arbeiter an die 
Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz in 
Düsseldorf, sofern nicht wegen der Art der 
Besdiäftigung die Bundesbahnversicherungs- 
anstalt in Frankfurt/Main oder die Seekasse in 
Hamburg zuständig ist, 

in der Rentenversicherung der Angestellten an 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
in Berlin-Wilmersdorf, 

in der knappschaftlichen Rentenversicherung an 
die Aachener Knappschaft; 

b) auf belgischer Seite 

bei Arbeitsunfällen an den Arbeitgeber oder 
den Versicherer, der an dessen Stelle tritt, 

bei Berufskrankheiten an den Versorgungsfonds 
für die Opfer von Berufskrankheiten in Brüssel 
(Fonds de Prevoyance en faveur des victimes 
de maladie professionelle ä Bruxelles), 

bei Alters- und Hinterbliebenenrenten für Ar- 
beiter und Angestellte an das Ministerium für 
Arbeit und soziale Vorsorge in Brüssel, 

bei Renten für Bergleute an den Staatsfonds 
für die Altersversorgung der Bergleute in Brüs- 
sel (Fonds National de Retraite des ouvriers 
mineurs ä Bruxelles), 

bei Invaliditätsentschädigungen für Arbeiter 
und Angestellte an den Staatsfonds für die 
Kranken- und Invaliditätsversicherung in Brüs- 
sel (Fonds National d’Assurance maladie-inva- 
lidite ä Bruxelles). 

Die vorbezeichnelen deutschen und belgischen Stellen 
sind auch für die Feststellung und Zahlung der Renten 
zuständig. 

(3) Ist dem Antragsteller der Träger, der die Rente 
früher festgesellt hat, nicht bekannt, oder besteht der 
Träger, der die Rente früher festgestellt hat, nicht mehr, 
so richten 

a) die im Gebiet der Bundesrepublik sich gewöhn- 
lich aufhaltenden Personen ihre Anträge auf 
Nachzahlung von Renten 

aus der Unfallversicherung an den Haupt- 
verband der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften in Bonn, 

aus der Rentenversicherung der Arbeiter an 
die Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz 
in Düsseldorf, 

aus der Rentenversicherung der Angestell- 
ten an die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte in Berlin-Wilmersdorf, 

aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung an die Aachener Knappschaft; 

b) die in Belgien sich gewöhnlich aufhaltenden 
Personen ihre Anträge auf Nachzahlung von 
Renten 

an das Ministerium für Arbeit und soziale 
Vorsorge in Brüssel. 

Diese Stellen leiten die Anträge gegebenenfalls an die 
zuständigen Träger weiter. 


a) du cöte allemand 

cn ce qui concerne l'assurance-accidents, aupres 
de l’organisme assureur auquel l'interesse a ete 
affilie ä la date ä laquelle l'accident est survenu; 

en ce qui concerne l'assurance-pension des 
ouvriers, aupres de la « Landcsversicherungs- 
anstalt Rheinprovinz» ä Düsseldorf, ä moins que, 
du fait de la nature de l’activite, le cas ne relevo 
de la competence de la « Bundesbahnversiche- 
rungsanstalt » ä Francfort/Main ou de la «See- 
kasse» ä Hambourg; 

en ce qui concerne l’assurance-pension des em- 
ployes, aupres de la «Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte» ä Berlin-Wilmersdorf; 

en ce qui concerne l’assurance-pension des ou- 
vriers mineurs, aupres de la «Knappschaft» ä 
Aachen (Aix-la-Chapelle) 

b) du cöte beige 

s’il s'agit d’un accident du travail, aupres de 
l’employeur ou de son assureur subroge; 
s’il s'agit d'une maladie professionnelle, aupres 
du Fonds de Prevoyance en faveur des victimes 
de maladies professionnelles, ä Bruxelles; 

s’il s’agit de pension de vieillesse ou de survie 
pour ouvrier ou employe, aupres du Ministcre 
du Travail et de la Prevoyance Sociale, ä Bru- 
xelles; 

s'il s’agit de pension pour ouvrier mineur, au- 
pres du Fonds National de Retraite des ouvriers 
mineurs, ä Bruxelles; 

s’il s’agit d’indemnite d'invalidite pour ouvrier 
ou pour employe, aupres du Fonds National 
d'Assurance maladie-invalidite, ä Bruxelles. 


Les organisrnes allcrnands et beiges precites sont com- 
petents ä la fois pour la fixation et le paiement des 
pensions. 

(3) Lorsque le requerant ne connait pas Forganisme 
assureur qui a fixe la pension anterieurement ou lorsque 
l'organisme assureur qui a fixe la pension anterieurement 
n'existe plus, 

a) les personnes residant sur le territoire de la 
Republique föderale introduiront leurs demandes 
de reprise de paiement de pension: 

— aupres du «Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften» ä Bonn, en ce qui 
l’assurance-accidents, 

— aupres de la «Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz» ä Düsseldorf, en ce qui con- 
cerne l’assurance-pension des ouvriers, 

— aupres de la «Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte» ä Berlin-Wilmersdorf en ce qui 
concerne l'assurance-pension des employes, 

— aupres de la « Knappschaft » ä Aachen, en ce 
qui concerne l'assurance-pension des ouvriers 
mineurs; 

b) les personnes residant en Belgique introduiront 
leurs demandes de reprise de paiement de pen- 
sion: 

au Ministere du Travail et de la Prevoyance So- 
ciale, ä Bruxelles. 

Les organisrnes susmentionnes transmettront, le cas 
echeant, les demandes aux organisrnes assureurs com- 
petents. 
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Artikel 5 

Die Träger jedes Yertragsstaates können in den Fällen 
des Artikels 2 Abs. 1 die anspruchbegründenden Tat- 
sachen im Wege der Verwaltungshilfe von dem Träger 
des anderen Staates nachprüfen lassen, der für den Ort 
des gewöhnlichen Aufenthalts des Antragstellers zu- 
ständig ist. 

Artikel 6 

Die deutschen Träger berücksichtigen bei Personen, 
denen auf Grund der belgischen Rechtsvorschriften ein 
Anspruch auf Wiedergutmachung zuerkannt worden ist, 
den Sachverhalt, der von den zuständigen belgischen 
Stellen ermittelt worden ist. Bei Anwendung der deut- 
schen Rechtsvorschriften wird vermutet, daß zwischen 
dem Ereignis, das sich aus dem ermittelten Sachverhalt 
ergibt, und der Körperbeschüdigung ein ursächlicher 
Zusammenhang besteht. Die deutschen Träger sind je- 
doch berechtigt festzustellen, daß nach den deutschen 
Rechtsvorschriften die Voraussetzungen für einen Lei- 
stungsanspruch nicht erfüllt sind. 

Artikel 7 

(1) Die deutschen Träger überweisen die von ihnen an 
Berechtigte in Belgien zu zahlenden Beträge mit befreien- 
der Wirkung an das Ministerium für Arbeit und soziale 
Vorsorge, das sie durch Vermittlung der zuständigen 
belgischen Stellen ohne Abzug von Verwaltungs- oder 
! berweisungskosten an die Berechtigten auszahlt. 

(2) Die belgischen Träger überweisen die von ihnen an 
'Berechtigte im Gebiet der Bundesrepublik zu zahlenden 
Beträge mit befreiender Wirkung an die in Artikel 4 
Abs. 3 Buchstabe a genannten Stellen, die sie ohne Abzug 
von Verwaltungs- oder Ubenveisiingskosten an die 
Berechtigten auszahlen. 

(3) Soweit den Berechtig ten Vorschüsse oder Leistun- 
gen zu Lasten der Staatskasse oder zu Lasten der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Stellen gezahlt worden 
sind, sind diese Stellen berechtigt, die ihnen über- 
wiesenen Beträge bis zur Höhe dieser Vorschüsse oder 
L .? i s t ungen aufzuredmen. 

Artikel 8 

(1) Die zuständigen Behörden können in einer Ver- 
einbarung Näheres über die Durchführung dieser Zu- 
satz Vereinbarung regeln. 

(2) Artikel 52 des Allgemeinen Abkommens ist ent- 
s p r e ch e n d an z u w enden. 

Artikel 9 

(1) Diese Vereinbarung bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Brüssel ausgetauscht. 

(2) Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem All- 
gemeinen Abkommen in Kraft. Sie wird für die Dauer 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
geschlossen. Sie gilt als stillschweigend von Jahr zu 
.fahr verlängert, sofern sie nicht von einem A r ertrags- 
staat spätestens drei Monate vor Ablauf der Jahresfrist 
schriftlich gekündigt wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten diese Vereinbarung unterschrieben und 
mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 7. Dezember 1957 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 
v. Brentano 
Blank 

Für das Königreich Belgien: 

Baron de Gruben 
Leon Eli Troclet 


A r t i cl e 5 

Les organismes competents de l'une des Parties con- 
tractantes peuvent, dans les cas vises ä l'article 2, para- 
graphe 1, faire verifier la materialite du fait generateur 
du droit en recourant aux bons Offices des organismes de 
l'autre Partie, competente pour le lieu de residence de 
i’interesse. 

A r t i c 1 e 6 

Les organismes assureurs allemands prendront en con- 
sideration, pour les personnes qui ont ete adrnises au 
droit ä reparation cn vertu de la legislation beige, la Si- 
tuation de fait recueillie par les autorites competcntes 
beiges. Pour l'application de la legislation allemande, il 
est presume qu’il y a un lieu de causalite entre Fevene- 
ment tel qu'il se revele suivant la Situation de fait cons- 
tatee et la lesion coiporelle. Toutcfois, les organismes 
assureurs allemands ont le droit de detcrininer que, se- 
lon la legislation allemande, les condition s requises pour 
le droit ä reparation ne sont pas rcmplies. 

A r t i c 1 e 7 

(1) Les organismes assureurs allemands transfereront. 
avcc effet liberatoiie, au Ministern du travail et de la 
Prevoyance Sociale, les sommes dues aux titulaires en 
Belgique, auxqnels eiles seront versees par l’entremise 
des organismes competents beiges sans aucunc deduction 
pour frais d'ndministration ou de transfert. 

(2) Les organismes competents beiges transfereront, 
avec eilet liberatoire, les sommes dues aux titulaires se 
trouvant sur le territoirc de la Rcpubliquc föderale aux 
organismes designes ä l’article 4, paragraphe 3 litt, a, qui 
les verseront aux titulaires sans aucune deduction pour 
frais d administration ou de transfert. 

(3) Ponr autant que des sommes dient ete versees aux 
heneficiaires, au titre d'avances ou de prestations, ä 
Charge du Tresor ou ä Charge de Tun des organismes 
competents vises aux paragraphes 1 et 2, ces derniers 
sont autorises ä retenir les sommes qui leur sont trans- 
ferees ä concurrcncc desdites avances ou prestations. 

A r t i c 1 e 8 

(!) Les autorites competcntes peu\ent convcnir des 
dispositions de detail pour l'application du present Ae> 
cord. 

(2) Les dispositions de 1‘ailicle 52 de la Convention 
generale sont applicables par analogie. 

Ar t i c 1 e 9 

(1) Le present Accorcl scra ratifie et les instrumenls de 
ratification cn seront echanges ä Bruxelles, aussi tot que 
possible. 

(2) Le present Accord entrera en vigueur ä la meine 
dato que la Convention generale. II est conclu pour une 
duree d un an, ä compter de la date de son entree en 
vigueur. II sera rcnouvele par tacite reconduction d’an- 
nee en annee, sauf denonciation par une Partie contrac- 
tante, laquelle devra etre notifieo, par ecrit, au moins 
trois mois avant l'expiration du terme. 

EN FOI DE QUOI, les Plenipotentiaires respectifs ont 
signe le present Accord et y ont appose leurs cachets. 

FAIT ä Bonn, le 7 decembre 1957 en deux exemplaires 
originaux, chacun d'cux etant etabli en langues alle- 
mande et francaise, les deux textes faisant egalement foi. 

Pour la Republique föderale d'AlIemagne: 
v. Brentano 
Blank 

Pour lc Royaume de Belgique: 

Baron de Gruben 
Leon Eli Troclet 
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Schlußprotokoll 

zu dem Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit 

Protocole final 

relatif a la Convention generale de Securite sociale 
du 7 decembre 1957 

entre la Republique föderale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique 


BEI DER UNTERZEICHNUNG des heute zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 
abgeschlossenen Allgemeinen Abkommens über Soziale 
Sicherheit haben die Unterzeichneten folgendes verein- 
bart: 

Artikel 1 

(1) Das Allgemeine Abkommen sowie die Erste, Zweite 
und Dritte Zusatzvereinbarung zum Allgemeinen Abkom- 
men gelten auch für das Land Berlin, sofern nicht die 
Regierung der Bundesrepublik innerhalb von drei Mona- 
ten nach Inkrafttreten des Abkommens gegenüber der 
belgischen Regierung eine gegenteilige Erklärung abgibt 

(2) Bei Anwendung des Allgemeinen Abkommens und 
der Ersten, Zweiten und Dritten Zusatzvereinbafung gel- 
ten Bezugnahmen auf die Bundesrepublik auch als Be- 
zugnahmen auf das Land Berlin, insbesondere Bezugnah- 
men auf das Gebiet der Bundesrepublik auch als Bezug- 
nahmen auf das Gebiet des Landes Berlin und Bezugnah- 
men auf die Rechtsvorschriften der Bundesrepublik auch 
als Bezugnahmen auf die Rechtsvorschriften des Landes 
Berlin. 

(3) Gebiet des Landes Berlin im Sinne des Absatzes 2 
sind die Gebiete, über die der Senat von Berlin behörd- 
liche Befugnisse ausübt. 

Artikel 2 

Für die Anwendung des Artikels 43 des Allgemeinen 
Abkommens gilt folgendes: 

(1) Träger einer gesetzlichen Rentenversicherung im 
Gebiet des Landes Berlin sind: 

a) iür die Zeit vor dem 1. Juli 1945 

die Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
(Invalidenversicherung), der Rentenversicherung 
der Angestellten (Angestelltenversicherung) und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, die 
bis zu diesem Zeitpunkt für das Gebiet des Lan- 
des Berlin zuständig gewesen sind; 

b) für die Zeit vom 1. Juli 1945 bis zum 31. Januar 
1949 die Versicherungsanstalt Berlin; 

c) für die Zeit vom 1. Februar 1949 bis zum 
31. März 1952 die Versicherungsanstalt Berlin 
(West) ; 

d) für die Zeit nach dem 31. März 1952 

aa) in bezug auf die Rentenversicherung der Ar- 
beiter die Landesversichcrungsanstalt Berlin; 

bb) in bezug auf die Rentenversicherung der 
Angestellten 

1. für die Zeit vom 1. April 1952 bis zum 
31. Januar 1954 die Landesversicherungs- 
anstalt Berlin und 


AU MOMENT DE SIGNER la Convention generale de 
Securite sociale conelue ce jour entre la Republique fö- 
derale d'Allemagne et le Royaume de Belgique, les sous- 
signes sont convenus de ce qui suit: 

A r t i c 1 e 1 

(1) La Convention generale ainsi que les premier, deu- 
xieme et troisiemc Accords complementaires ä la Con 
vention geneiale sont egalement applicables au «Land 
Berlin », sauf si le Gouvernement de la Republique föde- 
rale fait une declaration contraire au Gouvernement bei- 
ge dans les trois mois suivant l’entree en vigueur de la 
Convention. 

(2) Pour l'application de la Convention generale et des 
premier, deuxieme et troisieme Accords complementaires, 
les references ä la Republique föderale sont reputees etre 
des references egalement au « Land Berlin » et, notam- 
ment, les references au territoire de la Republique föde- 
rale sont reputees etre des references egalement au ter- 
ritoire du «Land Berlin» et les references ä la legislation 
de la Republique föderale sont reputees etre des refe- 
rences ä la legislation du «Land Berlin». 

(3) «Territoire du Land Berlin» au sens du paragra- 
phe 2 signifie les regions qui releveiü de la compötence 
administrative du Senat de Berlin 

A r t i cl e 2 

Pour l’application de Farticle 43 de la Convention ge 
nerale: 

(1) Les organismes de l'assurance-pension reglementai 
re sur le territoire du «Land Berlin» sont: 

a) pour la periode anterieure au 1 er juillet 1945 
les organismes assureurs de Fassurance-pensioi; 
des ouvriers (Invalidenversicherung), de Fassu- 
rance-pension des employes (Angestelltenver- 
sicherung) et de l’assurance-pension des ouvriers 
mineurs qui etaient competents, jusqu'ä ceüe 
date, pour le territoire du «Land Berlin»; 

b) pour la periode allant du 1 er juillet 1945 au 31 
janvier 1949, la «Versicherungsanstalt Berlin ; 

c) pour la periode allant du 1 er fevrier 1949 aa 
31 mars 1952, la «Versicherungsanstalt Berlin 
(West) » ; 

d) pour la periode postericurc au 31 mars 1952: 

aa) en ce qui concerne l'assurancc-pcrision (.K ~ 
ouvriers, la LandesversichcrungsanstaR Bc: 

lin » ; 

bb) en ce qui concerne l’assurance-pension des 
employes, 

1. pour la periode allant du 1 er avril 1952 
au 31 janvier 1954, la «Landesversiche- 
rungsanstalt Berlin» et 
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2. für die Zeit seit dem 1. Februar 1954 die 
Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte; 

cc) in bezug auf die knappschaftliche Renten- 
versicherung 

die Ruhrknappschaft, Geschäftsstelle Berlin. 

(2) Folgende Träger gelten nicht als Versicherungsträ- 
ger einer gesetzlichen Rentenversicherung mit Sitz im 
Land Berlin: 

a) die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, 

b) die Reichsknappsdiaft, 

c) die Reichsbahnversicherungsanstalt und 

d) die Landesversicherungsanstalt Brandenburg. 

Artikel 3 

(1) Bei Anwendung der Bestimmungen des Allgemei- 
nen Abkommens sowie der Zweiten und Dritten Zusatz- 
vereinbarung über die Alters-, Invaliditäts- und Hinter- 
bliebenenrenten gelten Beitragszeiten und gleichgestellte 
Zeiten, die 

a) von Personen, die am 1. Januar 1920 in den 
Kreisen Hupen, Malmedy und St. Vith ihren 
Wohnsitz hatten, vor diesem Zeitpunkt in einer 
deutschen Rentenversicherung zurückgelegt wor- 
den sind, als belgische Beitragszeiten und gleich- 
gestellte Zeiten, 

b) von Personen, die am 1. Januar 1920 in Neutral- 
Moresnet ihren Wohnsitz hatten, vor diesem 
Zeitpunkt in einer deutschen Rentenversicherung 
zurückgelegt worden sind, als deutsche Beitrags- 
zeiten und gleichgestellte Zeiten, 


c) zwischen dem 1. Januar 1941 — soweit Beiträge 
nach den deutschen Rechtsvorschriften bereits ab 
1. Juli 1940 zu entrichten waren, zwischen dem 
1. Juli 1940 — und dem 30. September 1944 von 
Personen mit Wohnsitz in den Kreisen Eupen, 
Malmedy und St. Vith in einer deutschen Ren- 
tenversicherung zurückgelegt worden sind, als 
deutsche Beitragszeiten und gleichgestellte Zei- 
ten, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist. 
Im letzteren Falle gilt diese anderweitige Rege- 
lung auch für Zeiten, für die eine Nachversiche- 
rung in einer deutschen Rentenversicherung zu 
Lasten des früheren Deutschen Reiches durchge- 
führt worden ist. 

(2J Die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten, die 
nach Absatz 1 Buchstaben b und c als deutsche Beitragszei- 
ten oder gleichgestellte Zeiten gelten, stehen bei Anwen- 
dung des Allgemeinen Abkommens sowie der Zweiten 
und Dritten Zusatzvereinbarung den Beitragszeiten und 
gleichgestellten Zeiten gleich, die im Gebiet der Bundes- 
republik zurückgelegt worden sind. 

(3) Bei Anwendung der Bestimmungen des Allgemei- 
nen Abkommens sowie der Dritten Zusatzvereinbarung 
über die Renten aus den Versicherungen gegen Arbeits- 
unfälle und Berufskrankheiten 

a) gelten Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, die 
zwischen dem 10. Mai 1940 und dem 30. Septem- 
ber 1944 in den Kreisen Eupen, Malmedy und 
St. Vith eingetreten sind, in keinem Falle als im 
Zusammenhang mit einer Beschäftigung im Ge- 
biet der Bundesrepublik stehend; 


2. pour la periode posterieure au 1 er fevrier 
1954 la «Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte » 

cc) en ce qui concerne l'assurance-pension des 
ouvriers mineurs, 

la « Ruhrknappschaft, Geschäftsstelle Berlin ». 

(2) Ne sont pas consideres comme des organismes de 
l'assurance-pension reglementaire ayant leur siege sur le 
territoire du «Land Berlin» les organismes suivants: 

a) « Die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte » ; 

b) « Die Reichsknappschaft»; 

c) «Die Reichsbahnversicherungsanstalt» et 

d) «Die Landesversicherungsanstalt Brandenburg». 

Article 3 

(1) Pour l'application des dispositions de la Convention 
generale, ainsi que des deuxieme et troisieme Accords 
complementaires ä ladite Convention, les dispositions 
suivantes valent pour les pensions de vieillesse, d'invali- 
dite et de survivant. Les periodes de cotisation et les 
periodes assimilees accomplies: 

a) par des personncs ayant, au premier janvier 
1920, leur domicile sur les territoires d’Eupen, 
Malmedy et Saint-Vith, qui ont ete accomplies 
anterieurement ä cette date sous le regime d'une 
assurance-pension allemande, sont considerees 
comme des periodes de cotisation et des perio- 
des assimilees beiges; 

b) par des personnes ayant, au 1 er janvier 1920, 
leur domicile sur le territoire de «Neutral-Mo- 
resnet», qui ont ete accomplies anterieurement 
a cette date sous le reginre d une assurance-pen- 
sion allemande, sont considerees comme des pe- 
riodes de cotisation et des periodes assimilees 
allemandes; 

c) entre le 1 er janvier 1941 — ou entre le 1 er juil 
let 1940 si les cotisations devaient etre versees 
dejä ä partir de cette derniere date en vertu 
de la legislation allemande — et le 30 septem- 
bre 1944, par les personnes domiciliees sur les 
territoires d'Eupen, Malmedy et Saint-Vith sous 
le regime dune assurance-pension allemande, 
sont considerees comme des periodes de cotisa- 
tion ou des periodes assimilees allemandes, 
pour autant qu'il n’en soit pas convenu autre- 
ment. Dans ce cas, cet autre regiement s'appli- 
que egalement aux periodes pour lesquelles une 
assurance retroactive est intervenue sous le re- 
gime d'une assurance-pension allemande a Char- 
ge de l'ancien Reich allemand. 

(2) Les periodes de cotisation et les periodes assimi- 
lees qui, en vertu du paragraphe 1 litteras b) et c) sont 
considerees comme des periodes allemandes de cotisa- 
tion ou des periodes assimilees sont, pour l'application de 
la Convention generale et des deuxieme et troisieme Ac- 
cords complementaires, äquivalentes ä des periodes de 
cotisation et des periodes assimilees accomplies sur le 
territoire de la Republique federale, 

(3) Pour l'application des dispositions de la Conven- 
tion generale ainsi que du troisieme Accord complemen- 
taire relatives aux rentes de l'assurance contre les acci- 
dents de travail et les maladies professionnelles: 

a) les accidents du travail et les maladies profes- 
sionnelles qui se sont produits dans les territoi- 
res d'Eupen, Malmedy et Saint-Vith entre le 
10 mai 1940 et le 30 septembre 1944, ne sont, 
en aucun cas, consideres comme s’etant produits 
en relation avec une occupation dans le terri- 
toire de la Republique federale; 
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b) sind Arbeitsunfälle, die vor dem 1. Januar 1919 
in Elsaß-Lothringen eingetreten und auf Grund 
der Entscheidung des Rates des Völkerbundes 
vom 21. Juni 1921 (Reichsgesctzbl. Seite 1289) 
nicht von französischen Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung übernommen worden sind, 
von den deutschen Trägern der gesetzlichen Un- 
fallversicherung zu entschädigen. 

Artikel 4 

(1) In den deutschen Gebieten, die vorübergehend unter 
belgischer Verwaltung stehen, gelten von dem Zeitpunkt 
an, in dem diese Gebiete in die Bundesrepublik einge- 
gliedert werden, die in Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1 des Allge- 
meinen Abkommens genannten Rechtsvorschriften. 

(2) Personen, die auf Grund einer Beschäftigung oder 
Tätigkeit in den in Absatz 1 genannten Gebieten vor dem 
dort genannten Zeitpunkt während der Dauer der belgi- 
schen Verwaltung nach den belgischen Rechtsvorschriften 
einen Anspruch auf Leistungen für den Fall der Krank- 
heit, der Mutterschaft und des Todes (Sterbegeld) oder 
auf Entschädigung eines Arbeitsunfalles oder einer Be- 
rufskrankheit erworben haben, behalten die ihnen nach 
diesen Rechtsvorschriften zustehenden Ansprüche unter 
Berücksichtigung des Allgemeinen Abkommens sowie der 
Ersten, Zweiten und Dritten Zusatzvereinbarung zu die- 
sem Abkommen. 

(3) Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten, die in den 
in Absatz 1 genannten, vorübergehend unter belgische 
Verwaltung gestellten deutschen Gebieten nach den in 
Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben a und b des Allgemeinen 
Abkommens genannten Rechtsvorschriften zurückgelegt 
worden sind, werden bei Anwendung des Allgemeinen 
Abkommens sowie der Zweiten und Dritten Zusatzver- 
einbarung so behandelt, als ob sie im Gebiet der Bundes- 
republik zurückgelegt worden wären, es sei denn, daß die 
betreffenden Personen in Belgien ihren Wohnsitz hatten, 
während sie diese Zeiten zurückgelcgt haben. Soweit für 
diese Zeiten bereits eine Rente nach den belgischen 
Rechtsvorschriften zuerkannt worden ist, wird diese Rente 
neu festgestellt; die Rechtskraft früherer Entscheidungen 
und Bescheide steht nicht entgegen. 

(4) Beiträge, die nach den belgischen Rechtsvorschriften 
für Zeiten entrichtet worden sind, welche nach Absatz 3 
als im Gebiet der Bundesrepublik zurückgelegte Beitrags- 
zeiten oder gleichgestellte Zeiten gelten, sind auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden 
an die in dieser Vereinbarung zu bestimmende Stelle zu 
überweisen. 

Artikel 5 

Sonderversicherungen im Sinne des Artikels 25 des All- 
gemeinen Abkommens sind 

in der Bundesrepublik 

die knappschaftliche Rentenversicherung; 

in Belgien 

die Invaliditäts-, Alters- und Hintcrblicbcnenversiche- 
rung der Bergleute, 

die Alters- und Hinterbliebenenversicherung der Ange- 
stellten, 

die Alters- und Hinterbliebenenversichcrung der See- 
leute. 

Artikel 6 

Die zuständigen Träger eines Vertragsstaates gewähren 
dem Versicherten während des Verfahrens zur Feststel- 
lung der Rente nach Abschnitt III des Allgemeinen Ab- 
kommens und nach den Artikeln 3 bis 8 der Zweiten Zu- 


b) les accidcnts du travail qui se sont produits en 
Alsace-Lorraine avant le 1 er janvier 1919 et qui 
n'ont pas ete pris en Charge, conformement ä la 
decision du Conseil de la Societe des Nations 
du 21 juin 1921 (Reichsgesetzblatt 1921 page 1289) 
par des organismes francais de l'assurance re- 
glementaire contre les accidents, sont repares 
par les organismes allcmands de l'assurance 
reglementaire contre les accidcnts. 

Article 4 

(1) Les legislations enumerees ä l'article 2, par. 1, ali- 
nea 1 de la Convention generale sont applicables aux 
territoires allemands plaees temporairement sous admi- 
nistration beige ä partir de la date de leur incorporation 
dans la Republique föderale. 

(2) Les personnes qui conformement aux legislations 
beiges ont acquis un droit ä des prestations de l'assu- 
rance maladie, maternite ou de deces (indemnite fune- 
raire) ou ä la reparation d’un accident de travail ou 
d’unc maladie professionnelle au titre d'une occupation 
ou d'une activite dans les territoires vises au par. I avant 
la date y mentionnee et sous l'administration beige, con- 
servent les droits acquis en vertu de ces legislations, 
compte tenu des dispositions de la Convention generale 
et des premier, deuxieme et troisieme Accords comple- 
mentaires ä ladite Convention. 

(3) Les periodes de cotisation et les periodes assimi- 
lees accomplies sur les territoires allemands plaees tem- 
porairement sous administration beige et sous l'empire 
de l'une des legislations enumerees ä l’article 2, par. 1, 
alinea 2, litteras a) et b) de la Convention generale, 
ainsi que des deuxieme et troisieme Accords comple- 
mentaires, assimilees ä des periodes accomplies sur le 
territoire de la Republique föderale, pour les personnes 
ayant accompli ces periodes sauf si ellcs etaient domici- 
liees en Belgique. Dans le cas oü, pour cette periode, une 
Pension leur avait dejä ete reconnue en vertu de la le- 
gislation beige, cette pension devra etre fixee ä nouveau-, 
les jugements et decisions antericures, meme s'ils ont 
force de loi, ne peuvent etre opposes aux demandes. 

(4) Les cotisations qui ont ete payees en vertu de la 
legislation beige pour les periodes d'assurance qui, con- 
formement au paragraphe 3, sont assimilees ä des peiio- 
des de cotisation ou ä des periodes assimilees accomplies 
sur le territoire de la Republique föderale, seront, apres 
un accord administratif ä intervenir entre les autorites 
competentes des deux Parties contractantes, transferöes 
aux organismes qui auront ete designes par cet Accord. 

Article 5 

Les regimes d’assurance particuliers, au sens de l’ar- 
ticle 25 de la Convention generale sont: 

pour la Republique föderale 

le regime d'assurance-pension des mineurs 

pour la Belgique 

le regime de rctraite des ouvriers mineurs 

le regime de pension des employes 

le regime de pension des marins. 

Article 6 

Pendant la procedure de determination de la pension, 
conformement au Titre III de la Convention generale et 
aux articles 3 ä 8 du deuxieme Accord complementaire ä 
ladite Convention generale, les organismes competents 
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salzvereinbarung einen vorläufigen Vorschuß, wenn der 
Versicherte die Voraussetzungen zum Bezug einer Rente 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates erfüllt oder 
wenn aus den vorgelegten Urkunden hervorgeht, daß er 
wahrscheinlich die Voraussetzungen für den Anspruch 
auf eine Rente nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
erfüllen wird. 

Artikel 7 

(1) Die deutschen Träger der Rentenversicherungen ver- 
fahren bei Feststellung der Renten, für welche die bis 
zum t. Januar 1957 geltenden Vorschriften anzuwenden 
sind, wie folgt: 

a) Für die Entscheidung, ob die Anwartschaft er- 
halten ist oder als erhalten gilt, stehen Beitrags- 
zeiten nach belgischem Recht den Beitragszeiten 
nach deutschem Recht und gleichgestellte Zeiten 
nach belgischem Recht den gleichgestellten Zei- 
ten nach deutschem Recht gleich; 

b) für die Ffalbdeckung gilt als erster Eintritt in die 
Versicherung der erste Eintritt in die Versiche- 
rung nach den deutschen Rechtsvorschriften oder 
der erste Eintritt in die Versicherung nach den 
belgischen Rechtsvorschriften, je nachdem, wel- 
cher Zeitpunkt der frühere ist; 

c) für die Berechnung des Steigerungsbetrages 
nach den deutschen Rechtsvorschriften werden 
Beitragszeiten, die nach den belgischen Rechts- 
vorschriften zurückgelegt worden sind, berück- 
sichtigt. Für diese Zeiten wird der Steigerungs- 
betrag angerechnet, der im Durchschnitt auf die 
nach den deutschen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beitragszeiten und gleichgestellten Zei- 
ten entfällt. 

(2) Für die Entscheidung, ob eine Rente nach den vor 
dem 1. Januar 1957 geltenden Rechtsvorschriften über die 
Zusammensetzung und Berechnung der Rente gewährt 
werden kann, werden Beiträge, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1956 nach den belgischen Rechtsvorschriften entrichtet 
worden sind oder entrichtet werden, wie Beiträge behan- 
delt, die nach diesem Zeitpunkt nach den deutschen 
Rechtsvorschriften entrichtet worden sind oder entrichtet 
werden. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 werden Beitrags- 
zeiten und gleichgestellte Zeiten nach den belgischen 
Rechtsvorschriften in dem Zweig der deutschen Renten- 
versicherung berücksichtigt, der nach der Art der zuletzt 
in Belgien ausgeübten Beschäftigung zuständig gewesen 
wäre, wenn diese Beschäftigung in der Bundesrepublik 
ausgeübt worden wäre. Dabei gilt folgendes: 


a) Wäre die zuletzt in Belgien ausgeübte Beschäfti- 
gung nach den deutschen Rechtsvorschriften nicht 
versicherungspflichtig gewesen, so werden die 
Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten in der 
Rentenversicherung der Angestellten berücksich- 
tigt. Wäre jedoch die zuletzt in Belgien ausge- 
übte Beschäftigung nach den deutschen Rechts- 
vorschriften deshalb nicht versicherungspflichtig 
gewesen, weil es sich um eine vorübergehende 
Dienstleistung gehandelt hat, so werden die Bei- 
tragszeiten und gleichgestellten Zeiten in der 
Rentenversicherung der Arbeiter berücksichtigt, 
wenn diese bei nicht vorübergehender Dienst- 
leistung nach der Art der Beschäftigung zustän- 
dig gewesen wäre. 

b) Läßt sich die Art der zuletzt in Belgien ausge- 
übten Beschäftigung nicht mehr feststellen, so 


d’une Partie contractante octroyeront une avance si l’as- 
sure remplit les conditions pour l'octroi d'une pension 
d'apres la legislation de cette Partie contractante ou s'il 
apparait, d’apres les documents produits que l'assure 
remplira vraisemblablement les conditions exigees pour 
le droit aux prestations de ladite Partie. 

Article 7 

(1) En vue d’etablir les pensions pour lesquelles les 
prescriptions en vigueur jusqu'au 1 er janvier 1957 sont 
applicables, les organismes allemands de l'assurance-pen- 
sion procedent comine suit: 

a) pour decider si les droits en cours d’aequisition 
sont maintenus ou reputes etre maintenus, les 
periodes de cotisation selon le droit beige sont 
äquivalentes aux periodes de cotisations selon 
le droit allemand, et les periodes assimilees se- 
lon le droit beige sont equivalentes aux perio- 
des assimilees selon le droit allemand; 

b) en vue de la demi-couverture, est consideiee 
comme premiere entree dans l’assurance, la pre- 
micre entree dans l'assurance au titre de la le- 
gislation allemande ou bien, la premiere entree 
dans l’assurance selon la legislation beige, se- 
lon qu’il s’agit de la date la plus ancienne; 

c) pour le calcul du montant de la majoration au 
titre de la legislation allemande, il est tenu 
compte des periodes de cotisations accomplics 
conformernent aux dispositions legales beiges. 
Pour ces periodes, le montant de la majoration 
pris en compte est le montant moyen correspon- 
dant aux periodes de cotisations et periodes as- 
similees accomplies selon la legislation alle- 
mande. 

(2) Pour decider si une pension peut-etre accordee se- 
lon la legislation en vigueur avant le 1 er janvier 1957, en 
ce qui concerne la composition et le calcul de la pension, 
les cotisations effectuees selon la legislation beige apres 
le 31 decembre 1956, sont considerees comme cotisations 
ayarü ete effectuees ou etant effectuees selon la legisla- 
tion allemande posterieurement ä cette date. 


(3) Dans les cas vises aux paragraphes 1 et 2, les pe- 
riodes de cotisation et les periodes assimilees accomplies 
conformernent ä la legislation beige sont prises en con- 
sideration dans le regime de l’assurance-pension alle- 
mande qui, en vertu de la nature de la derniere profes- 
sion exercee en Belgique, aurait ete applicable si cette 
profession avait ete exercee sur le territoire de la Repu- 
blique federale. A cette fin, il est fait application des dis- 
positions suivantes: 

a) si la derniere profession exercee en Belgique 
n’aurait pas donne lieu ä l'obligation d'assurance 
en vertu de la legislation allemande, les periodes 
de cotisation et les periodes assimilees sont pri- 
ses en consideration dans l’assurance-pension 
des employes. Si toutefois la derniere profession 
exercee en Belgique n'aurait pas donne lieu ä 
l’obligation d’assurance en vertu de la legisla- 
tion allemande en raison de ce qu’il s’agissait 
de prestations passagcres de travail, les perio- 
des de cotisation et les periodes assimilees sont 
prises en consideration dans le regime des ou- 
vriers de l’assurance-pension, lorsque ce regime 
aurait ete applicable en raison de la nature de 
la profession s'il ne s’etait pas agi de presta- 
tions de travail passageres; 

b) s’il n’est plus possible de determiner quelle etait 
la derniere profession exercee en Belgique, les 
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werden die Beitragszeiten und gleichgestellten 
Zeiten in der Rentenversicherung der Arbeiter 
berücksichtigt. 

Artikel 8 

Das Allgemeine Abkommen, die Erste, Zweite und 
Dritte Zusatzvereinbarung zum Allgemeinen Abkommen 
sowie die Bestimmungen dieses Schlußprotokolls gelten 
auch für Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkom- 
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 
1951 (Genfer Abkommen), die sich im Gebiet der Bundes- 
republik oder im Land Berlin oder in Belgien gewöhnlich 
aufhalten. Dabei haben die in Artikel 1 Abschnitt A des 
Genfer Abkommens enthaltenen Worte „Ereignisse, die 
vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind" die Bedeutung, 
die ihnen die beiden Vertragsstaaten für ihre Verpflich- 
tungen aus dem Genfer Abkommen gegeben haben. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Allgemeinen 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit. Es 
tritt an demselben Tag in Kraft wie das Abkommen und 
bleibt ebenso lange wie dieses in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Schlußprotokoll unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 7. Dezember 1957 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


periodes de cotisation et les periodes assimilees 
sont prises en consideration dans l'assurancc- 
pension des ouvriers. 

A r ti cl e 8 

La Convention generale, les premier, deuxieme et troi- 
sieme Accords complementaires ä la Convention gene- 
rale, ainsi que les dispositions du present Protocole final, 
sont applicables aux Refugies dans le sens de l’article 1 
de la Convention relative au Statut des Refugies du 
28 juillet 1951 (Convention de Geneve), qui resident sur 
le territoire de la Republique föderale, ou du «Land Ber- 
lin», ou de la Belgique. L’expression: « evenements sur- 
venus avant le 1 er janvier 1951», figurant ä l'article 1, 
littera A de la Convention de Geneve a la signification 
qui lui a ete attribuee par les deux Parties contractantes 
au point de vue des obligations assumees en vertu de la 
Convention de Geneve. 

Ce Protocole final fait partie integrante de la Conven- 
tion generale de Securite sociale entre la Republique fö- 
derale d'Allemagne et le Royaume de Belgique. II entre en 
vigueur le meme jour que cette Convention et demeure 
en vigueur pendant la meme duree que celle-ci. 

EN FOI DE QUOI, les Plenipotentiaires respectifs ont 
signe ce Protocole final et y ont appose leurs cachets. 


FAIT ä Bonn le 7 decembre 1957 en deux exemplaires 
originaux, chacun d'eux etant etabli en langue allemande 
et francaise, les deux textes faisant egalement foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
v. Brentano 
Bl ank 


Pour la Republique föderale d'Allemagne: 
v. Brentano 
Blank 


Für das Königreich Belgien: 
Baron de Gruben 
Leon Eli T r o c 1 e t 


Pour le Royaume de Belgique: 
Baron de Gruben 
Leon Eli Tr o cl et 
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Zusatzprotokoll 

zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957, 
zur Dritten Zusatzvereinbarung und zum Schlußprotokoll 
zu dem Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 

Protocole complementaire 
ä la Convention generale de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique, 

au 3eme Accord complementaire et au Protocole final ä la Convention, 
signes ä Bonn, le 7 decembre 1957 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, Vorschriften des 
Allgemeinen Abkommens über Soziale Sicherheit zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien vom 7. Dezember 1957, der Dritten Zusatzverein- 
barung zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 über die 
Zahlung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Abkommens, und des Schlußprotokolls zum All- 
gemeinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien über Soziale Sicherheit zu berichtigen und zu 
ändern, 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, ein Zusatzprotokoll zu 
schließen, und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt; 

Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
den Ministerialdirektor im Auswärtigen Amt 

Herrn Dr. Friedrich Janz, 

Seine Majestät der König der Belgier 
Seine Exzellenz den belgischen Botschafter in Bonn 
Herrn Remi Baert, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 


Artikel 1 

Das Allgemeine Abkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7. Dezember 1957 wird wie folgt be- 
richtigt: 

1. In Artikel 8 Abs. 1 sind die Worte „Angehörige des 
Höheren Auswärtigen Dienstes" zu ersetzen durch 
die Worte „Angehörige des berufsdiplomatischen 
und berufskonsularischen Dienstes". 


MONSIEUR LE PRESIDENT 
DE LA REPUBLIQUE F£D£RALE D'ALLEMAGNE 

et 

SA MAJESTß LE ROI DES BELGES, 

CONSIDERANT qu'il y a lieu dapporter certaines 
modifications et rectifications au texte de la Convention 
generale de Securite sociale entre la Republique föderale 
d'Allemagne et le Royaume de Belgique du 7 decem- 
bre 1957, au 3^' me Accord complementaire ä la Con- 
vention generale de Securite sociale entre la Republique 
föderale d'Allemagne et le Royaume de Belgique du 
7 decembre 1957 relatif au paiement des pensions et ren- 
tes dues pour la periode anterieure ä la mise en vigueur 
de la Convention et au Protocole final ä la Convention 
generale de Securite sociale entre la Republique föderale 
d Allemagne et le Royaume de Belgique du 7 decembre 
1957, 

SONT RESOLUS de conclure un Protocole complemen- 
taire ä cet effet et ont designe comme leurs plenipoten- 
tiaires: 

Monsieur le President 
de la Republique föderale d'Allemagne 

Ministerialdirektor au Ministere federal des Affaires 
etrangeres 

Monsieur le Dr. Friedrich Janz, 

Sa Majeste le Roi des Beiges 
Son Excellence l'Ambassadeur de Belgique ä Bonn 
Monsieur Remi Baert, 

lesquels apres avoir echange leurs pleins pouvoirs en 
bonne et due forme sont convenus des dispositions sui- 
vantes: 


Ar ticle 1 

Les rectifications suivantes sont apporlees ä la Con- 
vention generale de Securite sociale entre la Republi- 
que föderale d'Allemagne et le Royaume de Belgique du 
7 decembre 1957: 

1. Dans l’article 8, par. 1, les inots «Angehörige des 
Höheren Auswärtigen Dienstes» sont ä remplacer 
par les mots « Angehörige des berufsdiplomatischen 
und berufskonsularischen Dienstes». 
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2. In Artikel 8 Abs. 2 Nr. 4 sind nach den Worten „par 
un agent diplomatique ou consulaire de la premiere 
Partie" einzufügen die Worte „sur le territoire de 
l'autre Partie". 

3. In Artikel 16 Abs. 2 sind nach den Worten „la Caisse- 
tnaladie aupres de laquelle le beneficiaire" zu strei- 
chen die Worte „de la pension" und einzufügen die 
Worte „de prestations". 

4. In Artikel 33 Abs. 3 sind nach den Worten „sont 
servies" einzufügen die Worte „suivant les disposi- 
tions que les institutions debitrices sont tenues 
d’appliquer". 

5. In Artikel 40 sind die Worte „des periodes d’assu- 
rance“ zu ersetzen durch die Worte „de certaines 
periodes" und die Worte „periodes en cause" zu er- 
setzen durch die Worte „periodes de cotisations". 

6. In Artikel 43 Abs. 2 sind die Worte „dont un orga- 
nisme allemand fixe de droit et le montant, ä titre 
definitif ou non" zu ersetzen durch die Worte „dont 
un organisme allemand a fixe ou fixera le droit et 
le montant". 

7. In Artikel 48 Abs. 2 sind nach den Worten „oder 
sonstige Schriftstücke, die" einzufügen die Worte 
„bei Durchführung dieses Abkommens". 

8. In Artikel 49 sind nach den Worten „Les demandes, 
declarations et recours qui" einzufügen ein Komma 
und die Worte „selon la legislation d’une des Parties 
Contractantes". 

9. In Artikel 53 sind nach den Worten „Organes des 
organismes" zu streichen die Worte „d'assurance 
sociale" und einzufügen die Worte „et leurs asso- 
ciations ainsi qu'aux autorites de l'assurance 
sociale". 

Artikel 2 

Artikel 57 Abs. 2 des Allgemeinen Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Bel- 
gien über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 erhält 
folgende Fassung: 

„(2) Das Abkommen tritt am Tage des Austausches 

der Ratifikationsurkunden mit Wirkung vom 1. Januar 

1959 an in Kraft." 


Artikel 3 

In Artikel 1 der Dritten Zusatzvereinbarung zum All- 
gemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7. Dezember 1957 über die Zahlung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens 
werden die Worte „Personen, die sich im Gebiet eines 
Vertragstaates gewöhnlich aufhalten und Anspruch auf 
eine Rente oder einen Teil einer Rente auf Grund 
der Rechtsvorschriften eines der beiden Staaten über die 
Entschädigung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
oder auf Grund der Rechtsvorschriften eines oder beider 
Staaten über die Rentenversicherungen haben" ersetzt 
durch die Worte „Personen, die sich im Gebiet eines Ver- 
tragstaates gewöhnlich aufhalten und nach den Rechts- 
vorschriften eines der beiden oder beider Staaten über 
die Entschädigung von Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten oder über die Rentenversicherungen Anspruch auf 
eine Rente oder einen Teil einer Rente haben". 


Artikel 4 

In Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 der Dritten Zusatzverein- 
barung zum Allgemeinen Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 
über Soziale Sicherheit vom 7. Dezember 1957 über die 


2. Dans l’article 8, par. 2, alinea 4, il y a lieu d'ajtiu- 
ter apres les mots « par un agent diplomatique ou 
consulaire de la premiere Partie», les mots «sur le 
territoire de l'autre Partie». 

3. Dans t’artide 16, par. 2, il y a lieu de supprimer 
apres les mots « la Caisse-maladie aupres de la- 
quelle ie beneficiaire » les mots « de la pension » et 
d'ajouter les mots «de prestations ». 

4. Dans l’article 33, par. 3, il y a lieu d’ajouter apres 
les mots « sont servies » les mots « suivant les dis- 
positions que les institutions debitrices sont tenues 
d'appliquer ». 

5. Dans l'article 40, il y a lieu de remplacer les mots 
«des periodes d'assurance» par les mots «de cer- 
taines periodes» et les mots «periodes en cause» 
par les mots «periodes de cotisations». 

6. Dans l'article 43, par. 2, il y a lieu de remplacer 
les mots « dont un organisme allemand fixe le droit 
et le montant, ä titre definitif ou non» par les mots 
« dont un organisme allemand a fixe ou fixera le 
droit et le montant». 

7. Dans l'article 48, par. 2, il y a lieu d’ajouter apres 
les mots « oder sonstige Schriftstücke, die » les mots 
«bei Durchführung dieses Abkommens». 

8. Dans l'article 49, il y a lieu d'ajouter apres les mots 
«Les demandes, declarations et recours qui» une 
virgule et les mots «selon la legislation d'une des 
Parties Contractantes». 

9. Dans l'article 53, il y a lieu de supprimer apres les 
mots «Organes des organismes» les mots «d'assu- 
rance sociale» et d'ajouter les mots «et leurs asso- 
ciations ainsi qu'aux autorites de l'assurance so- 
ciale ». 

Article 2 

L’article 57, par. 2 de la Convention generale de Secu- 
rite sociale entre la Republique föderale d'Allemagne et 
le Royaume de Belgique du 7 decembre 1957 est redige 
comme suit: 

« (2) La Convention entre en vigueur le jour de 

l’echange des instruments de ratification et sortira ses 

effets le 1 er janvier 1959.» 

Article 3 

Dans l'article 1 du 3 Gmc Accord complementaire ä la 
Convention generale de Securite sociale entre la Re- 
publique föderale d'Allemagne et le Royaume de Bel- 
gique du 7 decembre 1957, relatif au paiement des pen- 
sions et rentes dues pour la periode anterieure ä la 
mise en vigueur de la Convention, les mots « Personen, 
die sich im Gebiet eines Vertragstaates gewöhnlich auf- 
halten und Anspruch auf eine Rente oder einen Teil 
einer Rente auf Grund der Rechtsvorschriften eines der 
beiden Staaten über die Entschädigung von Arbeitsun- 
fällen und Berufskrankheiten oder auf Grund der Rechts- 
vorschriften eines der beiden Staaten über die Renten- 
versicherungen haben » sont remplaces par les mots 
«Personen, die sich im Gebiet eines Vertragstaates ge- 
wöhnlich auf halten und nach den Rechtsvorschriften 
eines der beiden oder beider Staaten über die Entschädi- 
gung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten oder 
über die Rentenversicherungen Anspruch auf eine Rente 
oder einen Teil einer Rente haben». 

Article 4 

Dans l'article 2, par. 2, l Gre phrase du 3 GmG Accord 
complementaire ä la Convention de Securite sociale 
entre la Republique föderale d'Allemagne et le Royaume 
de Belgique du 7 decembre 1957, relatif au paiement des 
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Zahlung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Abkommens werden die Worte „nach dem Inkraft- 
treten dieser Vereinbarung" ersetzt durch die Worte 
„vom Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden 
zu dieser Vereinbarung an gerechnet". 

Artikel 5 

Artikel 7 Abs. 3 der Dritten Zusatzvereinbarung zum 
Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit vom 7 Dezember 1957 über die Zahlung von 
Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkom- 
mens erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit den Berechtigten Vorschüsse oder Lei- 
stungen zu Lasten der Staatskasse oder zu Lasten der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten Stellen gezahlt 
wurden, sind die Ansprüche, die diesen Personen am 
Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden zu 
dieser Vereinbarung zustehen, mit Wirkung von diesem 
Tag auf die Staatskasse oder die vorgenannten 
Stellen übergegangen; diese können die Feststellung 
der Leistungen betreiben und Rechtsmittel einlegen." 

Artikel 6 

Das Schlußprotokoll zu dem Allgemeinen Abkommen 
vom 7. Dezember 1957 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit wird wie folgt berichtigt: 

In Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe c muß die erste Jahres- 
zahl „1941" lauten. 

Artikel 7 

1. Artikel 4 Abs. 3 Satz 1 des Schlußprotokolls zu dem 
Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien erhält folgende Fassung: 

„Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten, die in den 
in Absatz 1 genannten, vorübergehend unter bel- 
gische Verwaltung gestellten deutschen Gebieten 
nach den in Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben a und b 
des Allgemeinen Abkommens genannten Rechtsvor- 
schriften zurückgelegt worden sind, werden bei An- 
wendung des Allgemeinen Abkommens sowie der 
Zweiten und Dritten Zusatzvereinbarung so behan- 
delt, als ob sie im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land zurückgelegt worden wären, es sei denn, daß 
die betreffenden Personen am 1. Oktober 1958 in 
Belgien ihren Wohnsitz hatten." 

2. Artikel 4 Abs. 4 des Schlußprotokolls zu dem Allge- 
meinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien erhält folgende Fassung: 

„(4) a) Von den Beiträgen zur belgischen Alters- 
und Hinterbliebenenversicherung für Zeiten, 
die nach Artikel 4 Abs. 3 als im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zurückgelegte 
Beitragszeiten gelten, werden auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen den zustän- 
digen Behörden die für den Reservefonds 
bestimmten Beitragsanteile einschließlich der 
aufgelaufenen Zinsen an die in der Verein- 
barung zu bestimmenden Stellen überwiesen. 
Auf Antrag eines Versicherten mit Beitrags- 
zeiten nach Satz 1 überweist die Caisse Ge- 
nerale d'Epargne et de Retraite in Brüssel 
die mathematischen Reserven, die den Ren- 
ten entsprechen, welche nach der Verordnung 
Nr. 19 des Militärbcfehlshabers für die vor- 
übergehend unter belgische Verwaltung ge- 


pensions et rentes dues pour la periode anterieure ä la 
mise en vigueur de la Convention, les mots «d’entree en 
vigueur du present Accord» sont remplaces par les mots 
« ä laquelle les instruments de ratification du present 
Accord ont ete echanges». 

A r t i c 1 e 5 

L'article 7, par. 3 du troisieme Accord complementaire 
ä la Convention generale de Securite sociale entre le 
Royaume de Belgique et la Republique federale d'Alle- 
magne du 7 decembre 1957 relatif au paiement des pen- 
sions et rentes dues pour la periode anterieure ä la mise 
en vigueur de la Convention est redige comme suit: 

« (3) Pour autant que des sommes ont ete versees aux 
beneficiaires, au titre d’avances ou de prestations, ä 
Charge du Tresor ou des organismes competents vises 
aux paragraphes 1 et 2, ces derniers sont subroges 
dans les droits que ces beneficiaires detiennent, au 
jour de l'echange des instruments de ratification du 
present accord, avec effet ä cette date; ils peuvent 
engager la procedure en fixation des prestations et 
interjeter appel des decisions. » 

Article 6 

Le Protocole final ä la Convention generale de Secu- 
rite sociale entre la Republique federale d’Allemagne et 
le Royaume de Belgique du 7 decembre 1957 est rectifie 
comme suit: 

Dans le texte frangais, l’article 3, par. 1, litt, c, le 
Premier ehiffre d’annee doit etre « 1941 ». 

Article 7 

1. L'article 4, par. 3, H re phrase du Protocole final ä 
la Convention generale du 7 decembre 1957 entre la Re- 
publique federale d’Allemagne et le Royaume de Bel- 
gique est redige comme suit: 

«Les periodes de cotisations et les periodes assimi- 
lees qui ont ete accomplies dans les territoires alle- 
mands places temporairement sous administration 
beige designes au paragraphe 1, selon les disposi- 
tions enumerees ä l’article 2, par. 1, alinea 2, litte- 
ras a et b de la Convention generale, lors de l ap- 
plication de la Convention generale et des 2 6me et 
3eme Accords complementaires, sont considerees 
comme si eiles avaient ete accomplies dans le terri- 
toire de la Republique federale d’Allemagne, ä moins 
que les personnes interessees n’aient eu leur domi- 
cile en Belgique au 1 er octobre 1958.» 

2. L'article 4, par. 4 du Protocole final ä la Convention 
generale du 7 decembre 1957 entre la Republique föde- 
rale d’Allemagne et le Royaume de Belgique est redige 
comme suit: 

« (4) a. Les quote-parts des cotisations pour l’assu- 
rance beige de vieillesse et de survie, des- 
tinees au Fonds de reserve, pour les periodes 
qui, en vertu de l'article 4, par. 3, sont ä con- 
siderer comme des periodes accomplies sur 
le territoire de la Republique federale d’Alle- 
magne, ainsi que les interets, seront transfe- 
res aux institutions indiquees dans un arran- 
gement que les autorites competentes pren- 
dront ä cet effet. A la demande d'un assure 
ayant conformement au par. 1, accompli des 
periodes de cotisations, la Caisse generale 
d'Epargne et de Retraite ä Bruxelles, transfe- 
rera les reserves matheinatiques qui corres- 
pondent aux rentes prevues dans l'Ordon- 
nance n° 19 du Commandant militaire des 
territoires places temporairement sous ad- 
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stellten Gebiete vom 8. September 1949 fest- 
zustellen wären, an die Landesversicherungs- 
anstalt Rheinprovinz in Düsseldorf oder an 
die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte in Berlin-Wilmersdorf, je nachdem, 
ob es sich um Arbeiter oder Angestellte 
handelt. 

b) Wird in den Fällen des Buchstabens a kein 
Antrag gestellt, so hat der zuständige bel- 
gische Träger die Rente zu zahlen, die sidi 
nach den belgischen Rechtsvorschriften aus 
dem nicht überwiesenen Betrag ergibt. Um 
den Betrag dieser Rente ist der Zahlbetrag 
der Rente zu kürzen, die der zuständige 
deutsche Träger in Anwendung des Ab- 
satzes 3 zu zahlen hat. Der zuständige bel- 
gische Träger teilt in den Fällen, in denen 
er eine Rente ausschließlich oder zum Teil 
aus dem nicht überwiesenen Betrag zu zah- 
len hat, dem zuständigen deutschen Träger 
den Zahlbetrag oder den Teil des Zahl- 
betrages der Rente mit, der aus dem nicht 
überwiesenen Betrag zu gewähren ist. 

c) Der Antrag nach Buchstabe a ist nur wirk- 
sam, wenn er bis zum Ablauf der für die 
Anfechtung des Feststellungsbescheides gel- 
tenden Frist gestellt wird, der von dem zu- 
ständigen deutschen Träger auf Grund der 
in Absatz 3 genannten Zeiten zu erlassen ist. 

d) Tritt bei einem Versicherten mit Beitrags- 
zeiten nach Absatz 3 der Versicherungsfall 
der Invalidität unter Zugrundelegung der 
innerstaatlichen belgischen Rechtsvorschrif- 
ten ein, so gewährt der zuständige belgische 
Träger nach Maßgabe der belgischen Rechts- 
vorschriften und unter Beachtung des Ar- 
tikels 26 Abs. 2 der Verordnung Nr. 3 der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer Leistungen. Ansprüche gegen Ver- 
sicherungsträger im Gebiet der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf Leistungen für die Fälle 
der Berufsunfähigkeit und der Erwerbs- 
unfähigkeit sind insoweit ausgeschlossen. 

e) Ist der Versicherungsfall unter Zugrunde- 
legung der innerstaatlichen belgischen Rechts- 
vorschriften noch nicht eingetreten, so ge- 
währt der zuständige deutsche Träger Lei- 
stungen nach Maßgabe der innerstaatlichen 
deutschen Rechtsvorschriften. Von der fest- 
gestellten Rente wird jedoch nur der Teil 
gezahlt, der dem Verhältnis der für den Re- 
servefonds bestimmten Beitragsanteile des 
Versicherten zu den gesamten nach Buch- 
stabe a entrichteten Beiträgen entspricht." 

Artikel 8 

(1) Dieses Zusatzprotokoll bedarf der Ratifizierung. Die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Brüssel ausgetauscht. 

(2) Dieses Zusatzprotokoll tritt am Tage des Aus- 
tausches der Ratifikationsurkunden mit Wirkung vom 
1. Januar 1959 in Kraft. 


ministration beige du 8 septembre 1949 ä la 
« Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz» ä 
Düsseldorf ou ä la « Bundesversicherungsan 
stalt für Angestellte» ä Berlin-Wilmersdori 
selon qu'il s'agit d ouvriers ou d employes 


b. Si dans les cas vises sous a. aucune de- 
mande n’est falte, l'institution competente 
beige doit, en application de la legislation 
beige, verser la reute resultant du montant 
non transfere. Le montant de cette rente est 
ä deduire du montant de la rente que l'ins- 
titution competente allemande doit verser, 
en application du par. 3. Dans les cas oü 
l'institution competente beige doit verser 
entierement ou partiellement des rentes re- 
sultant du montant non transfere, les mon- 
tants ou les parties du montant de ces rentes 
ä octroyer sur la base du montant non trans- 
fere, seront communiques ä Finstitution com- 
petente allemande. 

c. La demande visee au litt, a n'a d'effet que 
lorsquelle est introduite avant l'expiration 
du delai fixe pour le recours contre la no- 
tification de la determination de la pension, 
qui a ete adresse par l institution competente 
allemande, en vertu des periodes citees au 
par. 3. 

d. Dans le cas oü un assure qui a accompli des 
periodes d'assurance visees au par. 3 est re- 
connu invalide en vertu de la legislation 
beige, Finstitution competente beige accorde 
les prestations ä partir des dispositions lega- 
les beiges, compte tenu de l'article 26, par. 2 
du Reglement n° 3 de la Communaute £co- 
nomique Europeenne concernant la securite 
sociale des travailleurs migrants. Les pre- 
tentions aux prestations d un organisme assu- 
reur sur le territoire de la Republique föde- 
rale d'Allemagne, pour des cas d'incapacite 
professionnelle ou de gain sont, dans ce cas, 
exclues. 

e. Dans le cas oü l'invalidite n'est pas encore 
survenue, conformement ä la legislation 
beige, Finstitution competente allemande ac- 
corde les prestations ä partir des dispositions 
legales allemandes. Cependant, une partie 
seulement de la rente fixee sera versee, no- 
tamment celle qui resulte du rapport entre 
la part des cotisations de Fassure versee au 
Fonds de Reserve et l’ensemble des cotisa- 
tions visees au litt. a. » 


Article 8 

1. Ce Protocole complementaire doit etre ratifie. 
L'echange des instruments de ratification aura lieu ä 
Bruxelles, des que possible. 

2. Ce Protocole complementaire entre en vigueur le 
jour de l'echange des instruments de ratification et sor- 
tira ses effets le 1 er janvier 1959. 
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ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Zusatzprotokoll unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 10. November 1960 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


EN FOf DE Q T JOI, les plenipotentiaires respectifs ont 
signe ce Protocole complemenlaire et y ont appose leurs 
cachets. 

FAIT ä Bonn, le 10 novembre i960, en deux exemplaires 
originaux, chacun d'eux etant etabii en langues alle- 
mande et francaise, les deux textes faisant egalement 
foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Pour la Republique föderale d’Allcmagne: 
F. J a n z 


Für das Königreich Belgien: 
Pour le Royaume de Belgique: 
R. Baert 
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Denkschrift 


I. 

Allgemeines 

In der Bundesrepublik und in Belgien sind verbind- 
lich und gelten unmittelbar seit dem 1. Januar 1959 
die Verordnung Nr. 3 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer vom 25. Sep- 
tember 1958 und die Verordnung Nr. 4 des Rates 
der EWG zur Durchführung und Ergänzung der Ver- 
ordnung Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehmer vom 3. Dezember 1958 (beide im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
Seite 561/58 veröffentlicht) — im folgenden als Ver- 
ordnung Nr. 3 und als Verordnung Nr. 4 bezeichnet. 
Die beiden Verordnungen bestimmen die Rechte 
und Pflichten der Personen, für die sie gelten, in 
bezug auf alle Zweige der Sozialen Sicherheit, wenn 
für diese Personen die Rechtsvorschriften eines an- 
deren als des Mitgliedstaates ihres Wohnortes oder 
nacheinander die Rechtsvorschriften von zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten gelten oder galten. Die Ver- 
ordnungen gelten nach Artikel 4 Abs. 1 der Verord- 
nung Nr. 3 für Arbeitnehmer und ihnen Gleichge- 
stellte, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
sind oder als Staatenlose oder Flüchtlinge im Ge- 
biet eines Mitgliedstaates wohnen, sowie für die Fa- 
milienangehörigen und die Hinterbliebenen dieser 
Personen. Sie gelten nach Artikel 4 Abs. 2 der Ver- 
ordnung Nr. 3 auch für Hinterbliebene von Perso- 
nen, die nicht Staatsangehörige eines Mitgliedstaa- 
tes oder Staatenlose oder Flüchtlinge waren, wenn 
die Hinterbliebenen selbst Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates oder Staatenlose oder Flüchtlinge 
sind. 

Die Verordnungen Nr. 3 und 4 treten für die Per- 
sonen, für die sie gelten, im Interesse der Gleich- 
behandlung, der Vereinfachung und der Erleichte- 
rung auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit inner- 
halb der EWG grundsätzlich an die Stelle der zwei- 
und mehrseitigen Abkommen, die zwischen den 
Mitgliedstaaten der EWG bestehen. Diese Abkom- 
men bleiben jedoch unberührt, 

1. soweit sie ganz oder teilweise im Anhang D zur 
Verordnung Nr. 3 aufgeführt sind; dies ist für 
eine Reihe von Vorschriften des vorliegenden 
Abkommens, des Schlußprotokolls dazu sowie 
für die Zweite und die Dritte Zusatzvereinbarung 
geschehen; 

2. soweit Personen in Frage kommen, für die die 
Verordnungen Nr. 3 und 4 nicht gelten. 

Die Verordnungen gelten 

a) nicht für Grenzgänger, soweit -die diesen Arbeit- 
nehmern zu gewährenden Leistungen durch 
eigens für sie getroffene Bestimmungen geregelt 
sind (Artikel 4 Abs. 3 der Verordnung Nr. 3), 

b) nicht für Angehörige des berufsdiplomatischen 
und berufskonsularischen Dienstes einschließlich 
des Geschäftspersonals sowie für Personen, die 
der staatlichen Verwaltung eines Mitgliedstaates 
angehören und von ihrer Regierung in das Ge- 


biet eines anderen Mitgliedstaates entsandt wer- 
den (Artikel 4 Abs. 5 der Verordnung Nr. 3), 

c) erst dann für Seeleute, wenn die Anwendung in 
einer weiteren Verordnung geregelt wird (Ar- 
tikel 4 Abs. 6 der Verordnung Nr. 3). 

Die Anwendung des vorliegenden Vertragswerkes 
kommt ferner in Betracht gegenüber Personen (mit 
Ausnahme solcher, die nicht Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten der EWG sind, aber als deren Fa- 
milienangehörige oder Hinterbliebene nach Artikel 4 
Abs. 2 der Verordnung Nr. 3 unter diese fallen), die 
Staatsangehörige anderer als der in der EWG zu- 
sammengeschlossenen Mitgliedstaaten des Europa- 
rates sind, wenn für diese Staaten das Vorläufige 
Europäische Abkommen über Soziale Sicherheit un- 
ter Ausschluß der Systeme für den Fall des Alters, 
der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen 
oder das Vorläufige Europäische Abkommen über 
die Systeme der Sozialen Sicherheit für den Fall des 
Alters, der Invalidität und zugunsten der Hinter- 
bliebenen, beide vom 11 Dezember 1953 (Bundes- 
gesetzbl. 1956 II S. 507), beide für die Bundesrepu- 
blik seit dem 1. September 1956, für Belgien seit dem 
l.Mai 1957 wirksam, in Kraft getreten sind. 

II. 

1. Abkommen 

Das Abkommen regelt auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit die Beziehungen zwischen den beiden 
Vertragsstaaten im Bereich der Sozialen Sicherheit 
mit Ausnahme der Altershilfe für Landwirte und der 
Arbeitslosenversicherung. Es erstreckt sich in der 
Bundesrepublik auf die Krankenversicherung, die 
Unfallversicherung, die Rentenversicherungen und 
die Kindergeldgesetze. Es gilt grundsätzlich für 
Deutsche und für belgische Staatsangehörige sowie 
für die Familienangehörigen und Hinterbliebenen 
dieser Personen (Artikel 3 Abs. 1). Es beruht im 
wesentlichen auf denselben Grundsätzen, die in den 
Verordnungen Nr. 3 und 4 enthalten sind. Dies gilt 
vor allem für die Vorschriften über 

a) die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staats- 
angehörigen in ihren Rechten und Pflichten aus 
der Sozialen Sicherheit (Artikel 3 Abs. 2), 

b) die — in der Regel uneingeschränkte — Gewäh- 
rung von Leistungen bei Aufenthalt im anderen 
Staat (Artikel 4 Abs. 1), 

c) die Anwendung der deutschen oder belgischen 
Rechtsvorschriften (Artikel 5 bis 9), 

d) die Zusammenrechnung der nach dem Recht bei- 
der Staaten zurückgelegten Versicherungszeiten 
für den Erwerb und die Erhaltung von Ansprü- 
chen, für die Begründung einer Pflichtversiche- 
rung und für die Berechnung der Geldleistungen 
(Artikel 11 Abs. 1 und 2, 19, 22 Abs. 2 und 3, 
28 Abs. 1, 32 und 38), 

e) das Recht zur freiwilligen Weiterversicherung 
unter Anrechnung im anderen Staat zurückgeleg- 
ter Versicherungszeiten (Artikel 10 Abs. 1), 
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f) die Gewährung von Aushilfeleistungen aus der 
Kranken- und Unfallversicherung bei Aufent- 
halt in dem Staat, in dem nicht der zuständige 
Träger seinen Sitz hat (Artikel 12 bis 15, 18, 33 
und 34), 

g) die Gewährung von Teilrenten aus den Renten- 
versicherungen, wenn der Berechtigte in beiden 
Staaten versichert war (Artikel 22 Abs. 3), 

h) die Berücksichtigung von Arbeitsunfällen, die 
nach dem Recht des einen Staates als solche gel- 
ten, bei der Feststellung der Entschädigungs- 
pflicht und der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
durch die Versicherungsträger im anderen Staat 
(Artikel 35), 


Sicherung erworbenen Ansprüche das deutsche 
Recht gelten soll (Artikel 4), 

d) die Zahlung vorläufiger Vorschüsse der beider- 
seitigen Versicherungsträger während des Ren- 
tenfeststellungsverfahrens (Artikel 6), 

e) die Einbeziehung der Flüchtlinge im Sinne des 
Abkommens über die Rechtsstellung der Flücht- 
linge vom 28. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. 1953 II 
S. 559), das für die Bundesrepublik und für Bel- 
gien am 22. April 1954 in Kraft getreten ist (Ar- 
tikel 8). 


3. Erste Zusatzvereinbarung 


i) die Entschädigung von Berufskrankheiten, wenn 
der Erkrankte in beiden Staaten eine gefähr- 
dende Beschäftigung ausgeübt hat (Artikel 36), 

k) die Anwendung des Abkommens auch auf Ver- 
sicherungszeiten und Versicherungsfälle, die vor 
seinem Inkrafttreten zurückgelegt oder einge- 
treten sind (Artikel 54 Abs. 2 und 3). 


Auch in Gliederung und Aufbau gleicht das Abkom- 
men der Verordnung Nr. 3. Es enthält folgende Ab- 
schnitte: 


Allgemeine Bestimmungen 

Krankenversicherung 

Rentenversicherung 

Unfallversicherung 

Familienbeihilfen 

Verschiedene Bestimmungen 

Übergangs- und 
Schlußbestimmungen 


(Artikel 1 bis 10), 
(Artikel 11 bis 21), 
(Artikel 22 bis 32), 
(Artikel 33 bis 37), 
(Artikel 38), 
(Artikel 39 bis 53), 

(Artikel 54 bis 57). 


2. Schlußprotokoll 

Das Schlußprotokoll regelt insbesondere 

a) die Einbeziehung des Landes Berlin in das Ver- 
tragswerk (Artikel 1 und 2), 

b) die Behandlung der in den Gebieten Eupen-Mal- 
medy und St. Vith vor ihrer Wiedereingliederung 
in das belgische Staatsgebiet zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten und eingetretenen Arbeitsun- 
fälle und Berufskrankheiten (Artikel 3), wobei 
die Versicherungslast jeweils den Versicherungs- 
trägern des Staates zugewiesen werden, der die 
Deckungsmittel erhalten hat, 

c) die Behandlung der sozialversicherungsrecht- 
lichen Ansprüche und Anwartschaften, die in den 
seit Ende des zweiten Weltkrieges vorüber- 
gehend unter belgischer Auftragsverwaltung ge- 
wesenen, auf Grund des deutsch-belgischen Ver- 
trages vom 24. September 1956 (Bundesgesetzbl. 
1958 II S. 262) am 27. August 1956 der Bundes- 
republik eingegliederten deutschen Gebieten er- 
worben wurden, wobei vom Tage der Eingliede- 
rung an unter Wahrung der auf Grund der vor- 
herigen Zugehörigkeit zur belgischen Sozialver- 


Die Erste Zusatzvereinbarung legt den Begriff des 
Grenzgängers fest (Artikel 1) und enthält diese Per- 
sonen begünstigende Vorschriften, die neben dem 
Abkommen gelten sollen (Artikel 2), und insbeson- 
dere die Gewährung der Sachleistungen in der Kran- 
kenversicherung und in der Unfallversicherung (Ar- 
tikel 3 bis 9), die Entschädigung bei Wegeunfällen 
(Artikel 10) und die Gewährung der Familienbeihil- 
fen (Artikel 11 und 12) regeln. 


4. Zweite Zusatzvereinbarung 

Die Zweite Zusatzvereinbarung gilt für die nach dem 
Recht eines Staates oder beider Staaten knappschaft- 
lich Versicherten und ihre Hinterbliebenen (Ar- 
tikel 1). Sie enthält für diese Personen Vorschriften, 
die neben dem Abkommen gelten sollen (Artikel 2). 
Sie regeln vor allem den Umfang der Gleichstellung 
der nach den Vorschriften des einen Staates zurück- 
gelegten knappschaftlichen Versicherungszeiten mit 
denen, die nach den Vorschriften des anderen Staa- 
tes zurückgelegt wurden (Artikel 3 bis 6), die Er- 
haltung der in der belgischen knappschaftlichen Al- 
tersversicherung vorgeschriebenen Anwartschaft 
(Artikel 7), die Gewährung von Invaliditätsrenten 
(Artikel 8) und Waisenrenten (Artikel 9) und das 
Verfahren bei Zusammentreffen einer belgischen In- 
validitätsrente mit einer Rente aus der deutschen 
Unfallversicherung wegen einer Berufskrankheit, 
die während der Beschäftigung im Bergbau einge- 
treten ist (Artikel 10). 


5. Dritte Zusatzvereinbarung 

Die Dritte Zusatzvereinbarung ist besonders bedeut- 
sam für die deutsch-belgischen Beziehungen in der 
Sozialversicherung. Sie dient, wie auch einzelne 
Vorschriften des Schlußprotokolls, der Bereinigung 
der Vergangenheit. Sie verlegt das Wirksamwer- 
den der in Betracht kommenden Vorschriften der 
übrigen Teile des Vertragswerkes, das allgemein am 
1. Januar 1959 in Kraft tritt, insbesondere auch der 
Vorschriften über die Zusammenrechnung der in den 
Versicherungen jedes Staates zu berücksichtigenden 
Versicherungszeiten und über die Gewährung von 
Teilrenten in den Rentenversicherungen, auf den 
1. Oktober 1944 vor (Artikel 1). Bis zu diesem Tage 
wurden die beiderseitigen Verpflichtungen zur Ren- 
tenzahlung gegenüber den Staatsangehörigen des 


51 



Drucksache IV/ 870 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


anderen Staates und gegenüber Personen, die sich 
im anderen Staat aufhielten, im allgemeinen erfüllt. 
Die beiderseitigen Versicherungsträger haben für 
die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens, frü- 
hestens für die Zeit vom 1. Oktober 1944 an, die 
Renten nachzuzahlen, die sie nach den jeweils in 
Kraft gewesenen innerstaatlichen Vorschriften und 
unter Berücksichtigung der nach Artikel 1 schon von 
diesem Tage an anzuwendenden Vorschriften des 
Abkommens schulden (Artikel 2). Zuständigkeit und 
Verfahren für die Nachzahlungen sind im einzelnen 
geregelt (Artikel 3 bis 7). 


6. Zusatzprotokoll 

Das Zusatzprotokoll, das erst am 10. November 1960 
unterzeichnet wurde, enthält redaktionelle Ände- 
rungen des Vertragswerkes (Artikel 1 und 6), be- 
stimmt, daß dieses zur Vereinfachung und Erleichte- 
rung an demselben Tage wie die Verordnungen 
Nr. 3 und 4, nämlich am 1. Januar 1959 in Kraft tre- 
ten soll (Artikel 2) und sieht für einige Vorschriften 
der Dritten Zusatzvereinbarung und des Schluß- 
protokolls Änderungen vor, die aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen geboten waren (Artikel 3, 
4, 5 und 7). 
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